
Gerne plädiert das Establish-
ment in der Bundesrepublik

im Kampf gegen den sogenann-
ten Rechtspopulismus für ein
„europäisches Deutschland“
und gegen einen „deutschen
Sonderweg“. Doch sind es wirk-
lich die sogenannten Rechtspo-
pulisten, die Deutschland einen
Sonderweg aufzwingen wollen?
Diese Frage stellt sich nicht erst
seit dem jüngsten Kantersieg
der sogenannten Rechtspopuli-
sten bei den Parlamentswahlen
in Polen. Sie stellte sich auch
schon bei dem kläglich geschei-
terten Versuch Horst Seehofers,
in der EU eine Allianz der Willi-
gen für die quotierte Aufnahme
Einwanderungswilliger aus Afri-
ka zu bilden.

Scheinbar stehen die von den
Leitmedien hämisch kommen-
tierten Schlappen der sogenann-
ten Rechtspopulisten Matteo
Salvini in Rom und Boris Johnson
in London diesem Trend entge-
gen. Salvinis Schlappe bestand in
dem gescheiterten Versuch,
durch einen Koalitionsbruch
Neuwahlen zu erzwingen. Ana-
log bestand Johnsons Schlappe
nicht zuletzt in dem Scheitern
seines Versuches, gegen den
Willen der Opposition Neuwah-
len zu erreichen. Was jedoch
sind Erfolge gegen sogenannte
Rechtspopulisten wert, die darin
bestehen, deren Versuche zu
konterkarieren, das Volk über
deren Politik abstimmen zu las-
sen? 

Diese Frage stellt sich nicht nur
ethisch-moralisch, sondern auch
machtpolitisch. Ewig wird man
weder Italiener noch Briten von
der Wahlurne fernhalten kön-
nen. Sollten dann Ergebnisse wie
in Polen herauskommen, erhär-
tete sich der Verdacht, dass es
weniger die sogenannten
Rechtspopulisten als die Altpar-
teien mit ihrem „Weiter so“ sind,
die Deutschland mit einem Son-
derweg zu isolieren drohen.

MANUEL RUOFF:

Sonderweg

Berlin und Halle
Zwei Attacken auf jüdische Gemeinden enthüllen das Ausmaß der Heuchelei

Der Anschlag von Halle wird bei-
spiellos als parteipolitische Waffe
missbraucht. Die Jüdische Ge-
meinde der Stadt wehrt sich.

Nach der doppelten Mordtat von
Halle überschlugen sich Politiker
von CSU bis Grüne bei dem Ver-
such, der AfD die (geistige) Schuld
für das Verbrechen in die Schuhe
zu schieben. Dabei trat eine Mi-
schung aus Eifer und kalter, par-
teipolitischer Berechnung zu Tage,
die erschrecken muss.

Die Jüdische Gemeinde von
Halle hat den Schrecken offenbar
selbst empfunden und wehrt sich
gegen die hemmungslose Instru-
mentalisierung eines Anschlags,
der eigentlich ihr gegolten hatte.
So schreibt die Gemeinde auf
ihrer Netzseite: „Leider gibt es be-
reits Versuche einiger politischer
Kräfte, die traurigen Ereignisse des
Anschlags für die eigenen politi-

schen Ziele zu missbrauchen. Hier
kann nur das wiederholt werden,
was wir bereits zuvor betont
haben: Der wahre Feind ist der
Hass. Egal gegen wen ...“

Im Getöse der Verunglimpfun-
gen gegen die AfD ist zu befürch-
ten, dass diese leise Stimme der
Vernunft nahezu
untergeht. CDU-
Vize Armin La-
schet verstieg sich
zu gewaltgetränk-
ten Formulierun-
gen, indem er
forderte, die AfD
nunmehr „bis aufs Messer“ zu be-
kämpfen. 

Der Autor Chaim Noll weist dar-
auf hin, dass es sich bei dem An-
schlag von Halle in Wahrheit um
einen Teil eines Doppelereignisses
handelte. Vier Tage vor Halle sei
ein Syrer, „Allahu akbar“ und
„Fuck Israel“ schreiend und mit

einem Messer fuchtelnd, auf eine
Berliner Synagoge zugerannt. 

Nach wenigen Stunden war der
verhinderte Attentäter jedoch wie-
der auf freien Fuß gesetzt worden. 

Nach Berlin gab es kaum öffent-
liche Empörung, nach Halle über-
schlugen sich alle, was Noll als

Zeichen „patholo-
gischer Toleranz“
geißelt. 

Nur dem be-
herzten Eingrei-
fen der Berliner
Polizeibeamten
war es zu verdan-

ken, dass der Mann von seiner of-
fensichtlich beabsichtigten Bluttat
gegen Juden abgehalten wurde. In
Halle gab es keinen Polizeischutz,
obwohl die Gemeinde anlässlich
des höchsten jüdischen Feiertags
vergeblich darum gebeten hatte.
Nur die fest verschlossene Tür der
Synagoge hinderte den Täter am

Eindringen in das Gotteshaus,
woraufhin er wahllos zwei Passan-
ten, eine Frau und einen Mann, tö-
tete und zwei weitere Menschen
verletzte.

Noll klagt an, dass muslimischer
Judenhass auf deutschen Schulhö-
fen mittlerweile einfach geduldet
sei und so auch jungen Deutschen
der Eindruck vermittelt werde,
Juden seien verächtliche Wesen.
So werde der alte deutsche durch
neu importierten muslimischen
Judenhass wiederbelebt: „Was
junge Muslime seit Jahren unge-
straft tun dürfen, beanspruchen
auch junge Neonazis für sich“, re-
sümiert Noll voll berechtigter Bit-
terkeit die Folgen der doppelten
Maßstäbe im bundesdeutschen
Umgang mit Antisemitismus. Die
entlarvend unterschiedlichen Re-
aktionen auf die Taten von Berlin
und Halle stützen seine Kritik auf
das Bedrückendste. Hans Heckel
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1989: Honeckers Sturz sollte das SED-Regime retten
DDR-Staatsführung beanspruchte den Begriff »Wende« – Opposition zeigte sich unbeirrt

Am Abend des 23. Oktober
1989 fanden sich in 25 Städ-
ten der DDR abermals Men-

schen zu Protestdemonstrationen
zusammen. Leipzig hatte mit etwa
300000 Teilnehmern wiederum
einen Rekord aufzubieten. Die For-
derungen glichen denen der Vorwo-
che. Die offizielle Zulassung von
oppositionellen Gruppierungen, die
Abdankung der SED-Machthaber,
freie Wahlen und  Reisefreiheit wur-
den mittels Sprechchören oder Pla-
katen phantasievoll („Visafrei bis
Shanghai!“) verlangt.

Nahezu unüberschaubar stellte
sich die Zahl der Ereignisse dar, wel-
che rasend schnell seit der vorange-
gangenen Montagsdemonstration
eingetreten waren. Am 17. Oktober

hatte das Politbüro des Zentralkomi-
tees (ZK) der SED Erich Honecker
entmachtet. Die DDR-Führung hoffte,
dadurch die Kontrolle wiedererlan-
gen zu können. Skurril wie das Re-
gime selbst war die Entscheidung
Honeckers – zu diesem Zeitpunkt
von Genossen gefürchtet – aufgrund
des Einstimmigkeitsprinzips  für  den
eigenen Sturz zu stimmen. Mit dem
Staatschef mussten auch Günter Mit-
tag, Wirtschaftslenker des Landes,
und Joachim Herrmann, für Agita-
tion verantwortlicher ZK-Sekretär
und Herr über die Berichterstattung
sämtlicher Medien der DDR, ihre Po-
sten verlassen. 

Am nächsten Tag „entband“ das
ZK der SED Honecker von seinen
Aufgaben, pro forma aus gesundheit-

lichen Gründen. Für ihn regte sich,
bei 190 Anwesenden,  lediglich eine
Stimme, die der 81-jährigen ehema-
ligen Rektorin der Parteihochschule,
Hanna Wolf. An diesem 18. Okto-
ber erfuhr die Öffentlichkeit von der
Absetzung Honek-
kers und der In-
t h r o n i s i e r u n g
seines Nachfolgers
Egon Krenz. 

Auch wenn es
sich nicht um einen Regimewechsel
handelte, zeichnete sich ab, dass die
SED-Herrschaft in der bisherigen
Form nicht fortzusetzen war. Der
SED-Bezirkschef von Dresden, Hans
Modrow, sprach von einer „umfas-
senden Erneuerung“. Das Innenmi-
nisterium hatte ein  „Reisegesetz“

auszuarbeiten. Die sowjetische Zeit-
schrift „Sputnik“, die kritisch über
Ereignisse der Stalin-Ära berichtet
hatte und 1988 in der DDR verboten
worden war, sollte wieder zugelassen
werden. Ein DDR-Fernsehteam ließ

Teilnehmer einer
Mahnwache in
Halle zu Wort
kommen. Polit-
b ü r o - M i t g l i e d
Günter Scha-

bowski und Eberhard Krack, Ober-
bürgermeister von Ostberlin,
diskutierten mit Demonstranten. Der
Rostocker Stadtrat war bereit, über
Bürgermitbestimmung zu sprechen.
Die DDR-Regierung bot denjenigen,
die das Land verlassen hatten, die
Rückkehr an. All dies sind Dinge, die

in einem demokratischen Staatswe-
sen selbstverständlich gewesen
wären, in der DDR hätte sie wenige
Tage zuvor niemand für möglich ge-
halten. 

Ungeachtet der Aktivität der DDR-
Oberen fand eine Vielzahl von De-
monstrationen statt. In Plauen
versammelten sich am 21. Oktober
35000 Menschen, bei einer Einwoh-
nerzahl von 80000. In Zittau hatte
der Rat der Stadt zwei Tage zuvor die
Lautsprecherübertragung einer Ver-
anstaltung des „Neuen Forums“ aus
einer Kirche genehmigt, die die
20000 Teilnehmer nicht fassen
konnte. In Schwerin schickte die
SED die eigenen Leute zu einer Ver-
anstaltung der Opposition, die im
Sinne der DDR-Führung propagan-

distisch tätig wurden, allerdings er-
folglos. Andernorts kam es noch
immer zu Verhaftungen.

Krenz übte in seiner Fernsehan-
sprache am 18. Oktober seitens der
Machthaber Selbstkritik. Eine
„Wende“ habe die SED eingeleitet,
womit für ihn eine erneute Herr-
schaftsfestigung verbunden war. Den
Wendebegriff in diesem Sinne ge-
brauchte auch SED-Chefideologe Kurt
Hager in der Nachrichtensendung
„Aktuelle Kamera“. Angesichts dieser
Lage verwundert es wenig, dass Bär-
bel Bohley, die als Sprecherin des
„Neuen Forums“ wahrgenommen
wurde, äußerte, sie könne sich noch
nicht vorstellen, mit der DDR-Führung
an einem „Runden Tisch“ Gespräche
zu führen. Erik Lommatzsch

SED glaubte an 
Herrschaftsfestigung
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Nach der österreichischen Natio-
nalratswahl Ende September, bei
der die Volkspartei (ÖVP) mit 
37,5 Prozent der abgegebenen
Stimmen als klarer Wahlsieger
hervorging, stehen die Zeichen
der Regierungsbildung auf
Schwarz-Grün.

Dem Ex-Bundeskanzler und
Wahlsieger der 27. Nationalrats-
wahl in Österreich, Sebastian
Kurz, stehen mehrere Optionen
einer Koalition offen. Der Chef
der Schwarzen hätte so-
wohl mit dem bisheri-
gen Regierungspart-
ner, den Freiheit-
lichen (FPÖ), als
auch mit den Sozial-
demokraten (SPÖ)
sowie mit den Grü-
nen die Mehrheit
im Parlament.

Als wahr-
scheinlichste
Variante wird
a l l e rd i n g s
eine Koali-
tion mit den
Grünen ge-
handelt, die
sich an ei-
nem Stim-
m e n z u -
wachs von
zehn Pro-
zent erfreu-
en konnten.
Mit knapp 
14 Prozent
erzielte die
Öko-Partei –
nur zwei
Jahre nach
dem Raus-
wurf aus
dem Natio-
nalrat – ihr bestes Wahlergebnis
seit ihrer Gründung.

Bereits vergangenen Mittwoch
hat ÖVP-Obmann Sebastian Kurz
mit Grünen-Chef Werner Kogler
den letzten seiner Gäste zu einem
Sondierungsgespräch empfangen.
Nach dem rund zweistündigen
Gespräch sprach sich Kogler für
„vertiefende Sondierungen“ aus.

In Anbetracht des Stimmenzu-
wachses der Grünen sei es „völlig
logisch“, dass sich die Partei auf

vertiefende Sondierungsgesprä-
che vorbereite, wie auch darauf,
dass man das gemeinsam mit der
ÖVP tue, verwies Kogler auch auf
die starken Zugewinne der Volks-
partei.

Über Inhalte habe man noch
nicht gesprochen. „Wir werden
uns jetzt weiter vorbereiten auf
ernsthafte Sondierungen“, so der
Obmann der Grünen nach seiner
Unterredung mit Kurz. „Ich gehe
davon aus, dass der Ex-Kanzler in
den nächsten Wochen einen be-

stimmten Sondierungsfahr-
plan vorlegen wird.“ Er

habe mitgenommen,
„dass wir in echte Ge-

spräche einsteigen
wollen und wer-
den“, sagte Kogler
über das Gespräch
mit Kurz.

Zudem verwies
Kogler auf die nun
anstehenden inner-
parteilichen Bera-
tungen bei den
Grünen. Die Grü-
nen würden nun
beginnen, ein

„Sondierungsteam“ zusammenzu-
stellen.

Kogler wollte sich jedoch
nicht festlegen, wie lange die
Sondierungsgespräche gehen
könnten. Die Hoheit über den
weiteren Fahrplan liege jeden-
falls beim ÖVP-Chef, betonte
Kogler. Es gelte nun, die Fragen,
wie für die Grünen wichtige
Themen wie Umweltpolitik, Kli-
ma- und Naturschutzfragen,
aber auch Fragen der Wirtschaft

in diese Sondierungen einzu-
bringen.

Eine große Herausforderung
dieser Variante liegt allerdings in
den zum Teil großen inhaltlichen
Differenzen der beiden Parteien.
So fordern die Grünen eine CO²-
sowie eine Vermögenssteuer, was
die ÖVP strikt ablehnt. Auch
beim Thema Asyl und Zuwande-
rung bestehen deutliche Diffe-
renzen zwischen den beiden Par-

teien. Demnach gilt es, bis zum
Abschluss allfälliger Koalitions-
verhandlungen zahlreiche Kom-
promisse zu erzielen.

Nach wie vor gibt es die inhalt-
lich größte Schnittmenge zwi-
schen der Volkspartei und den

Freiheitlichen, die jedoch bereits
abgewunken und den Gang in die
Opposition angekündigt haben.
Zu groß war mit 9,8 Prozent der
Stimmenverlust wenige Monate
nach dem Bekanntwerden der
„Ibiza-Affäre“ ihres früheren Par-
teichefs Heinz-Christian Strache.
Zuletzt hatte FPÖ-Chef Norbert
Hofer wiederholt erklärt, dass
das schlechte Abschneiden der
Freiheitlichen nicht als Regie-
rungsauftrag zu betrachten sei.

Auch eine Koalition mit den So-
zialdemokraten unter Pamela Ren-
di-Wagner gilt als eher unwahr-
scheinlich. Immerhin erlitten die
Roten bei der Nationalratswahl mit
einem Absacken um fast sechs
Prozentpunkte auf 21,2 Prozent
ein historisches Debakel. Zwar
sprach die SPÖ-Chefin nach dem
Gespräch mit Kurz von einem
„freundlichen Austausch“, inhalt-
lich habe man „sehr an der Ober-
fläche die wichtigsten Themenbe-

reiche besprochen“. Allerdings
würde sich die SPÖ auf keinen Fall
für „Scheingespräche“ zur Verfü-
gung stellen. Ob sich die SPÖ am
Ende eher in der Koalition oder in
der Opposition befinden wird,
hänge davon ab, „wie man uns
jetzt begegnet“, betonte Rendi-
Wagner.

Wie zur FPÖ gilt auch zu den So-
zialdemokraten die Vertrauensba-
sis der ÖVP als belastet, wurde die-
se doch durch einen von FPÖ und
SPÖ eingebrachten Misstrauensan-
trag im Mai abgewählt. Kurz zuvor
waren die Freiheitlichen in Folge
des Rücktritts von Vizekanzler
Strache sowie der Suspendierung
des freiheitlichen Innenministers
Herbert Kickl aus der Regierung
ausgetreten.

Demnach ist auch rechnerisch
eine rot-blaue Koalition – vor der

die ÖVP im Wahlkampf immer
gewarnt hatte – nicht mög-

lich. SPÖ und FPÖ
kommen zusam-

men nur auf
die 71 Manda-
te, welche die
Vo l k s p a r t e i
jetzt schon al-
leine hat – 21
Mandate weni-
ger als die er-
f o r d e r l i c h e
Mehrheit der
183 Mandate.

Auch eine
Dreierkoalition
mit den libera-
len und offen-
kundig regie-
rungsbereiten
Neos ist nicht
ausgeschlos-

sen, haben diese doch
mit der Spitzenkandi-

datin Beate Meinl-Reisinger und
8,1 Prozent der Stimmen ihr bis-
lang bestes Ergebnis auf Bundes-
ebene erzielt.

Ungewiss ist auch, ob es noch in
diesem Jahr zur Bildung einer neu-
en Bundesregierung kommen wird.
Bis dahin wird das von Bundesprä-
sident Alexander Van der Bellen
Ende Mai angelobte Expertenkabi-
nett unter der Verfassungsjuristin
Brigitte Bierlein die Amtsgeschäf-
te führen. Michael Link
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Vorwürfe gegen
das ZDF 

Mainz – Der Fernsehsender ZDF
sieht sich in den sozialen Medien
Manipulationsvorwürfen im Zu-
sammenhang mit der Berichter-
stattung zum Attentat in
Halle/Saale ausgesetzt. Der mut-
maßliche Täter hatte sein Vorge-
hen mit einer Helmkamera ge-
filmt  und die Videoaufnahme in
Echtzeit auf der Plattform
„Twitch“ veröffentlicht. Die Live-
übertragung war von fünf Perso-
nen mitverfolgt worden, bis zur
Löschung wurde das Video 2 200
Mal aufgerufen. Auf dem Twitter-
Account von „ZDF heuteplus“
wurde jedoch eine Bildmontage
verwendet, die den Eindruck er-
weckte, die Videoaufnahmen des
Attentats seien auf dem Kanal
„DreamHackCS“ veröffentlicht
worden. Diese Plattform ist im
Vergleich wesentlich populärer
und erreicht mehr als 1,5 Millio-
nen sogenannter Follower. In ei-
ner Erklärung bedauert das ZDF,
dass durch die Bildmontage der
Eindruck entstanden sein kann,
dass der Livestream des Attentats
auf diesem Portal gelaufen sei.
Zudem wurde das Video, das auf
dem Kanal von „ZDF heuteplus“
geteilt wurde, entfernt. Nach einer
Ankündigung rechtlicher Schritte
drohen dem ZDF möglicherweise
sogar noch juristische Konse-
quenzen. N.H

Die Zeichen stehen auf Schwarz-Grün
Sondierungsgespräche nach Nationalratswahl in Wien – Kurz verhandelte mit Kogler und Hofer

Stromlücken: 
ein Problem

Mainz – Die Bundesnetzagentur
hat neue Zahlen zur Qualität der
Stromversorgung in Deutschland
veröffentlicht. Als durchschnittli-
che Unterbrechungsdauer er-
mittelte die Agentur für das ver-
gangene Jahr einen Wert von
13,91 Minuten. Im Jahr 2017 hatte
der Wert noch bei 15,14 Minuten
gelegen. Die Daten der Agentur
förderten allerdings deutliche
Unterschiede zwischen den
Bundesländern zutage. In Sach-
sen dauerte ein Stromausfall im
Schnitt knapp acht Minuten. In
Brandenburg  war ein Anschluss
im Schnitt 27 Minuten ohne Ver-
sorgung, in Schleswig-Holstein
sogar rund 30 Minuten. Insgesamt
meldeten die Netzbetreiber im
vergangenen Jahr an die Bundes-
netzagentur 167 000 Versorgungs-
unterbrechungen in der Nieder-
und Mittelspannung. Erfasst wer-
den für die Statistik Stromunter-
brechungen, die länger als drei
Minuten andauern. N.H.

Sklaven der Zukunft
Französischer Autor Eric Zemmour wegen Islamkritik unter Druck

Einer der bekanntesten Au-
toren Frankreichs, Eric
Zemmour, selbst alge-

risch- jüdischer Herkunft, wird
wegen seiner islamkritischen
Äußerungen bei einem Kongress
von Wertekonservativen „Aufsta-
chelung zum religiösen Hass“
vorgeworfen.

Die französische Kriminalpoli-
zei hat Ermittlungen wegen „Auf-
stachelung zum religiösen Hass
oder Gewalt“ gegen Zemmour
aufgenommen. Der Vorwurf rich-
tet sich gegen Äußerungen, die
Zemmour als Starredner auf ei-
nem Kongress der wertkonserva-
tiven Bewegung von Marechal Le
Pen Ende September gemacht
hatte. Auf diesem „Konvent der
Rechten“ bezeichnete der Schrift-
steller unter anderem muslimi-
sche Einwanderer als die neuen
„Kolonisierer“ Europas. Er belegte
dies mit einer immer stärker wer-
denden Präsenz des Islam auf öf-
fentlichen Plätzen. Er sprach von
einer „Islamisierung der Straße“
in Frankreich, und dies, obwohl
Frankreich ein säkulares und lai-
zistisches Land wie kein anderes
auf der Welt sei. „Alle unsere
durch die Einwanderung ver-
schärften Probleme werden durch
den Islam noch einmal ver-

schärft“, sagte Zemmour in seiner
Rede, die vollständig von dem
Sender TF1 ausgestrahlt wurde.
Er zitierte auch den Schriftsteller
Renaud Camus, Theoretiker der
„großen Umvolkung“ der weißen
und christlichen Bevölkerung
durch eine muslimische Einwan-
dererbevölkerung. „Ihr seid die
Sklaven der Zukunft, die neuen

Indianer, die durch Asylsucher
und illegale Einwanderer ver-
drängt werden“, rief er seinen
perplexen und konsternierten Zu-
hörern zu. 

Von öffentlicher Regierungssei-
te und dem Journalistenverband
wurde Druck ausgeübt auf die
Zeitung „Figaro“ und den Sender
RTL, bei denen Zemmour als
Journalist unter Vertrag stand, ihn
zu entlassen. Der „Figaro“ hatte
Zemmour bereits 2009 ein erstes
Mal entlassen, er behielt aber ei-
ne Kolumne im „Figaro-Magazin“.
Seit damals wuchs jedoch die Po-
pularität des einst linken Journali-

sten, der 1981 noch zusammen
mit dem Sozialisten Mitterand im
intellektuellen Milieu auf Stim-
menfang gegangen war. 

Seit einigen Jahren hatte er ei-
gene Sendungen in verschiede-
nen Sendern und wurde dort zu
einem der eindringlichsten War-
ner vor dem wachsenden Einfluss
des Islam in Frankreich und in
Europa. Auch seine Bücher, dar-
unter „Mélancolie française“
(2010) oder „Le Suicide français“
(Selbstmord Frankreichs, 2014),
wurden Bestseller. Zemmour ist
der Sarrazin Frankreichs gewor-
den, der eine ähnliche politische
Kehrtwende vollzogen hat wie
dieser. Zemmour wirkt jedoch au-
thentischer, weil er selbst als Kind
von jüdischen Einwanderern aus
Algerien die Szene aus eigener
Erfahrung kennt. Mit seinen pro-
vozierenden Äußerungen ist
Zemmour nicht zum ersten Mal
in Konflikt mit der Staatsmacht
geraten. Nach den Pariser Attenta-
ten von 2016 sorgte seine sarkasti-
sche These, man müsse „Molen-
beek bei Brüssel bombardieren,
wenn man die Terroristen treffen
wolle, und nicht Rakka im fernen
Syrien“, für Aufsehen. Aus Mo-
lenbeek stammten die meisten At-
tentäter von Paris. Bodo Bost

Mit Hilfe eines passiven Radar-
systems des in Deutschland

sitzenden multinationalen Rü-
stungskonzerns Hensold soll es ge-
lungen sein, Tarnkappenflugzeuge
des Typs Lockheed Martin F-35
„Lightning II“ zu orten. Die US-
amerikanischen Mehrzweck -
kampfflugzeuge sind eigentlich so
gebaut, dass sie für herkömmliche
Radartechnik unsichtbar bleiben.
Laut einem Be-
richt der Fachzeit-
schrift „Defense
News“ sind im
vergangenen Jahr
allerdings F-35-
Jets nach dem Ende der Berlin-
Brandenburger Luftfahrtmesse ILA
mit Hilfe eines neuen Passivradars
namens „Twinvis“ (Zwillingsflosse)
geortet worden. Zudem sei es auch
gelungen, die Bewegung der bei-
den Tarnkappenbomber über eine
Strecke von rund 150 Kilometern
nachzuverfolgen. Lockheed Martin
hatte im vergangenen Jahr zwei
seiner F-35-Kampfflugzeuge unter
größten Sicherheitsvorkehrungen
auf der ILA ausgestellt.

Hensolds Passivradarsystem fun-
giert im Gegensatz zu herkömm-
lichen Radaranlagen selbst nur als
Empfänger und nicht als Sender
von Signalen. Flugzeuge werden

dabei geortet, indem reflektierte
Signale von bereits vorhandenen
Fremd-Sendern ausgewertet wer-
den. Bei dem Twinvis-System wer-
den zum Beispiel Signalechos von
analogen und digitalen Radio- und
Fernsehsendern ausgewertet. 

Die Passivradartechnik des rund
4000 Mitarbeiter zählenden Luft-
und Raumfahrtunternehmens mit
Hauptsitz in Taufkirchen bei Mün-

chen soll mittler-
weile so ausge-
reift sein, dass
sich mit ihr ein
u m f a s s e n d e s
Luftlagebild mit

hoher Ortungsgenauigkeit erstel-
len lässt. 

Trifft der Bericht der Fachzeit-
schrift „Defense News“ über die er-
folgreiche Ortung der F-35 zu,
dann entwertet das deutsche Ra-
darsystem eines der teuersten Rü-
stungsprojekte der US-Streitkräfte
beträchtlich. Allein die bisherigen
Entwicklungskosten des Tarnkap-
penfliegers werden mit rund
400 Milliarden US-Dollar beziffert. 

Die Technik des passiven Ra-
dars bietet zudem den Vorteil,
dass sie im Konfliktfall nicht wie
herkömmliche Radaranlagen vom
Gegner geortet werden kann.

Norman Hanert

Der algerisch-jüdische
Immigrant warnt seit
Jahren vor Problemen

Deutscher Technik-
Erfolg über die USA

»Zwillingsflosse«
Radarsystem ortete Tarnkappenbomber

Rücktritt in
Sachsen 

MELDUNGEN

AKT U E L L

Dresden – Der Bischof der evan-
gelisch-lutherischen Landeskir-
che Sachsen, Carsten Rentzing,
hat angekündigt, sein Amt zum
nächstmöglichen Zeitpunkt zur
Verfügung zu stellen. In einer Er-
klärung begründet der 52-Jährige
den Schritt mit der aktuellen Dis-
kussion um seine Person. Mitte
September hatte der Landesbi-
schof in einem Interview selbst
öffentlich gemacht, dass er Mit-
glied der Studentenverbindung
„Alte Prager Landsmannschaft
Hercynia“ ist. Daraufhin war der
Landesbischof in einer Online-
Petition aufgefordert worden, sich
öffentlich und deutlich von „allen
nationalen, antidemokratischen
und menschenfeindlichen Ideolo-
gien“ zu distanzieren. Rentzing
sah sich auch dem Vorwurf ausge-
setzt, sich nicht klar von der AfD
abgegrenzt zu haben, sondern
„auf Gespräch, Verständnis und
gemeinsame Zukunftsgestaltung“
gesetzt zu haben. N.H.

Mit wem wird Sebastian Kurz (M.) regieren? Im Gespräch mit Grünen-Chef Werner Kogler (l.) und FPÖ-Chef Norbert Hofer 
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SPÖ  will keine
»Scheingespräche«
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Berlin – Bundesinnenminister
Horst Seehofer (CSU) will nach
der Verlängerung von Grenzkon-
trollen zu Österreich auch die
Schleierfahndung an den deut-
schen Grenzen verstärken. Über
den Internetdienst Twitter teilte
Seehofer Ende September mit, er
habe zur Bekämpfung der Se-
kundärmigration in Europa die
Bundespolizei angewiesen, die
Schleierfahndung bundesweit zu
intensivieren. Inzwischen hat die
EU-Kommission mehrere Staa-
ten, darunter auch Deutschland,
aufgefordert, die Kontrolle an ih-
ren EU-Binnengrenzen mög-
lichst zügig wieder zu beenden.
Derzeit kontrollieren sechs Län-
der des Schengen-Raums an EU-
Binnengrenzen. Erst vor Kurzem
haben Dänemark und Österreich
eine Verlängerung der Kontrol-
len an den Grenzen zu Deutsch-
land beziehungsweise Ungarn
und Slowenien angekündigt.

N.H.

Förderung für
Deutsche

Berlin – Wie aus einer Antwort
des Bundesinnenministeriums
auf eine Anfrage der FDP-
Bundestagsfraktion hervorgeht,
förderte der Bund vergangenes
Jahr deutsche Minderheiten in
Ostmittel-, Ost- und Südeuropa
mit rund 21 Millionen Euro. Der
Betrag beinhaltet auch Deutsche
in den Nachfolgestaaten der
UdSSR und im Baltikum. Das
Auswärtige Amt stellte zusätz-
lich zwölf Millionen Euro zur
Förderung der deutschen Spra-
che im Ausland und zur kultur-
und bildungspolitischen Förde-
rung deutscher Minderheiten in
Ost-und Mitteleuropa und den
GUS-Staaten bereit. Nach Anga-
ben der Bundesregierung soll
die Förderung auch in diesem
und dem kommenden Jahr in
ähnlicher Höhe weiter fortge-
setzt werden. N.H.

Die erste Schlechtwetter-
periode im diesjährigen
Herbst hat bei vielen be-

reits zu Erkältungen geführt. Damit
es nicht zu ernsthaften Grippeer-
krankungen mit schwerem Verlauf
kommt, raten Ärzte und die Ständi-
ge Impfkommission (Stiko) zur
Grippeschutzimpfung.

Anders als im Vorjahr soll der
Impfstoff diesmal für alle reichen.
In der vorangegangenen Grippesai-
son hatte es massive Engpässe ge-
geben, sodass Hunderttausende
nicht geimpft werden konnten.
Grund war eine zu geringe
Zahl produzierter Dosen,
und das bei einer
wegen der
s c h w e r e n
Grippewelle
2017/18 ge-
s t i e g e n e n
Impfnach-
frage. Hinzu
kam, dass
seit ver-
gangenem
Jahr der wirksamere Vierfach-
schutz von den Krankenkassen
übernommen wird. 

Laut Robert-Koch-Institut (RKI)
hat die außergewöhnlich starke
Grippewelle des Vorjahres rund
25100 Menschen das Leben geko-
stet, die höchste Zahl seit 30 Jah-
ren. Wie das Paul-Ehrlich-Institut,

das deutsche Bundesinstitut für
Impfstoffe und biomedizinische
Mittel, nun bekanntgab, sind
bundesweit bereits 16,5 Millionen
Dosen Impfstoff an Arztpraxen
ausgeliefert worden. In der Vorsai-
son waren es 15,7 Millionen Do-
sen. Da sich die kursierenden Vi-
ren stän-
dig verän-
dern, muss
auch der
I m p f -

stoff
Jahr für

J a h r
u n t e r -

schiedlich zusammengesetzt sein.
In diesem Jahr gibt es vier ver-
schiedene Produkte auf dem
Markt, von denen eines frei von
Hühnereiweiß und somit für Aller-
giker geeignet ist. 

Empfohlen wird eine Grippe-
schutzimpfung für chronisch Kran-
ke, Schwangere, medizinisches

Personal sowie über 60-Jährige.
Das Problem: Einen 100-prozenti-
gen Schutz gibt es nicht, da das In-
fluenzavirus extrem wandlungsfä-
hig ist. Immun ist man erst zirka
zehn bis 14 Tage nach der Impfung
und der Schutz hält etwa für sechs
bis zwölf Monate. Die Stiko emp-

fiehlt eine Impfung in
den Monaten Oktober
oder November, da
Grippewellen in der
Regel zu Jahresbeginn
ausbrechen. Die Imp-
fung sollte jährlich
aufgefrischt werden.

Im Gegensatz zu ei-
ner normalen Erkäl-
tung tritt eine Grippe
mit plötzlichen und

heftigeren Erkältungs-
symptomen wie Fieber, Glie-

der- oder Kopfschmerzen, Frö-
steln, Schwitzen oder Müdigkeit
auf. Sie wird durch Tröpfchenin-
fektion, etwa beim Niesen, über-
tragen. 

Zwar hat die Europäische Union
das Ziel vorgegeben, dass 75 Pro-
zent der älteren Menschen Grippe-
schutz erhalten sollten, doch
Deutschland hat dieses Ziel in den
vergangenen Jahren nicht einmal
annähernd erreicht. Laut RKI wa-
ren in der Saison 2016/17 nur
knapp 35 Prozent der Menschen
ab 60 Jahren geimpft. MRK

Impfung ohne Engpässe
Fachleute signalisieren gute Vorbereitung auf Grippewelle 

DE U TS C H L A N D

In den vergangenen Jahren ist in
Deutschland eine große Zahl an
„Initiativen gegen Rechts“ entstan-
den. Einigen kürzt die Bundesre-
gierung nun die Mittel. Der Auf-
schrei ist erwartungsgemäß groß.

Hintergrund sind Neuverteilun-
gen der Gelder innerhalb des Pro-
gramms „Demokratie leben“ und
die geplante Kürzung der Zuschüs-
se um insgesamt acht Millionen
Euro. Dies soll aber erst für das
Jahr 2021 gelten, nach dem Terror-
anschlag von Halle will das Finanz-
ministerium von Olaf Scholz acht
Millionen Euro aus eigenen Mit-
teln zuschießen. Das Bundespro-
gramm zielt nach eigener Darstel-
lung „darauf ab, demokratisches
Verhalten, bürgerschaftliches En-
gagement sowie den Einsatz für
Vielfalt und Toleranz in der Gesell-
schaft zu fördern“. Anträge können
alle gemeinnützigen, zivilgesell-
schaftlichen Organisationen wie
soziale Einrichtungen und Verbän-
de, Kirchen und Vereine stellen.
Viele Organisationen haben von
den Zuwendungen in den vergan-
genen Jahren gut gelebt, hauptamt-
liche Stellen geschaffen, moderne
Büros eingerichtet. Entsprechend
aufgeregt fallen die Reaktionen aus. 

Zwei Modellprojekt-Anträge der
Amadeu-Antonio-Stiftung, einem
bundesweiten Förderer von Anti-
Rechts-Projekten, wurden abge-
lehnt. Der Sprecher der Stiftung,
Robert Lüdecke, sagte dem
Deutschlandfunk „Für uns heißt
die Ablehnung von zwei unserer
Modellprojekt-Anträge ganz kon-
kret, dass wir ein Büro in Hannover
schließen werden und dort Arbeit
von inzwischen acht Jahren ein-
stellen müssen, anstatt aufzubauen
auf die Expertise, die wir erworben
haben, und unser Thema voranzu-
treiben.“

400 Projekte hatte der Bund über
„Demokratie leben!“ bislang ge-
stützt, nun wird nur noch ein Vier-
tel weitergeführt. „Bei den Modell-
projekten haben wir über
1000 Nachfragen gehabt und wir
können am Ende nur 100 Modell-
projekte fördern. Sie erkennen dar-
aus, dass wir 900 haben, die wir

nicht bedienen können, und das er-
klärt auch, warum eine Unruhe an
der Stelle gerade vorherrscht“, er-
klärte ein Sprecher von Familien-
ministerin Franziska Giffey. Als ver-
gangenes Jahr die Weiterführung
von „Demokratie leben“ bekannt
gegeben wurde, begründete die
SPD-Politikerin dies wie folgt: „Das
Programm ... hat sich bewährt und
die Arbeit ist eine Daueraufgabe ...
Das Engagement braucht Planungs-
sicherheit.“ 2015 wurde das Projekt
ins Leben gerufen, die Zuschüsse
wurden auf fünf Jahre begrenzt.

Nun hat man sich offenbar zu einer
Umstrukturierung entschlossen. 

Kritiker bemängeln, dass die
Mittel des Bundesprogramms nicht
nur gekürzt, sondern auf weniger
Projekte aufgeteilt worden seien.
Aus dem Bewerbungsaufruf des Fa-
milienministeriums geht hervor,
dass die maximale jährliche För-
dersumme pro Projekt von
130000 Euro in der ersten Periode
auf 200000 Euro für die nächste
Phase angehoben wurde. Dies ge-
schieht offenbar, um einem um-
sichgreifenden Wildwuchs der In-

itiativen Einhalt zu gebieten. Offi-
ziell bestätigen möchte das Mini-
sterium dies allerdings nicht. Auf
Medienanfragen teilte das Ministe-
rium nicht mit, warum die Mittel
gekürzt wurden, sondern erklärt
nur, dass in den nächsten Jahren
„die Ziele stärker fokussiert und
teilweise neu justiert werden“.

Einige Entscheidungen werfen
Fragen auf. So galt das Neonazi-
Aussteigerprogramm „Exit“ auch in
bürgerlichen Kreisen durchaus als
seriös. Als Reaktion auf die NSU-
Mordserie hatte das Bundesfami-

lienministerium 2013 entschieden,
die Arbeit von „Exit“ dauerhaft zu
fördern. 2018 erhielt die gemein-
nützige GmbH aus Bundesmitteln
225000 Euro. Doch nach der Än-
derung der Förderrichtlinien soll
das Projekt künftig leer ausgehen.
Damit droht der Initiative das Aus,
fürchtet Mitbegründer Bernd Wag-
ner, seit 19 Jahren an der Spitze
von „Exit“. Wagner kritisiert die
Begründung gemäß der Prävention
in den Mittelpunkt gestellt werden
müsse, Deradikalisierungsprozesse
aber nicht mehr begleitet werden

sollten. „Extremismus-Prävention
wird auf Bundesebene in den
Mittelpunkt gestellt. Das bedeutet
allerdings, dass Deradikalisierung
nicht vorkommen kann, weil dieses
systematisch nicht zur Prävention
gerechnet wird“, sagte er gegenü-
ber dem Bayerischen Rundfunk. Er
fürchtet, dass künftig nur noch Ak-
tivitäten gefördert werden, die ver-
hindern, dass jemand in die rechte
Szene abbiegt. Denjenigen hinge-
gen, die bereits in der Szene drin
sind, könnte dann nicht mehr ge-
holfen werden.

Selbst Konservative wie das
CDU-Urgestein Wolfgang Bosbach
halten diese Entscheidung für
falsch. „An der erfolgreichen Ar-
beit gibt es keine sachlichen Zwei-
fel. In dem Moment ihnen den
Geldhahn zuzudrehen, ist nicht
nur unverständlich, das ist unver-
antwortlich“, erklärte er. Auch un-
ter dem Eindruck von Halle hat das
Familienministerium erklärt, mit
„Exit“ nachverhandeln zu wollen.
Ebenfalls betroffen ist die Initiative
„Gesicht zeigen“ des früheren Re-
gierungssprechers Uwe-Karsten

Heye. Von ihnen wurden zwei be-
antragte Modellprojekte abgelehnt.
„Es geht mir weniger um die Exi-
stenz von ,Gesicht zeigen‘ oder die
Existenz der Amadeu-Antonio-Stif-
tung. Ich glaube, wir kriegen das
immer irgendwie hin. Es geht uns
wirklich um die Richtung, um die
Strategie, die für uns nicht die rich-
tige ist. Die Leute auf dem Land
ausbluten zu lassen“, sagte Ge-
schäftsführerin Sophia Opper-
mann. 

Das Familienministerium ver-
sucht, dem Eindruck entgegenzu-

treten, die Rücknahme der Kür-
zungen habe mit den Vorfällen in
Halle zu tun. Dies sei ein normaler
Prozess im Rahmen der Gesprä-
che zum Haushalt, erklärte ein
Ministeriumssprecher. Ziel sei im-
mer gewesen, so viel Geld wie
möglich für die Stärkung der Zi-
vilgesellschaft bereitzustellen. An
der grundsätzlichen Ausrichtung,
weniger Projekte, diese aber ziel-
gerichteter zu fördern, ändere sich
nichts. Zudem werde im kommen-
den Jahr abermals verhandelt.

Peter Entinger

Steuergelder für die Antifa
Kürzung der Bundeszuschüsse für »Initiativen gegen Rechts« um acht Millionen Euro auf 2021 verschoben

Mit der Wahl von Annegret
K ra m p - Ka r re n b a u e r
(AKK) zur Nachfolgerin

von Angela Merkel an der Spitze
der CDU schien geklärt, wer die
Christdemokraten in den nächsten
Bundestagswahlkampf führen soll.
Doch die Saarländerin verliert
mehr und mehr an Boden, und im
Hintergrund lauern ihre Rivalen
Jens Spahn und Friedrich Merz. 

Nur noch elf Prozent der Wähler
trauen ihr laut einer Umfrage des
Forschungsinstituts Insa die Kanz-
lerschaft zu. Selbst bei den Unions-
wählern stößt sie mehrheitlich auf
Ablehnung. 56 Prozent von ihnen
trauen ihr die Führung des Landes
nicht zu. 24 Prozent sind unent-
schieden. Nur 20 Prozent sagen Ja
zu einer Kanzlerin Kramp-Karren-
bauer. Das sind verheerend
schlechte Werte. 

Eine Umfrage des „Spiegel“ ergab
eine ähnlich dürftige Zustimmung
für die Verteidigungsministerin wie
bei der Insa-Erhebung. Demnach
wünschte ihr mit 29 Prozent nicht
einmal mehr ein Drittel der Bürger
eine „wichtige Rolle“ in der deut-
schen Politik. Im Vergleich zum
Zeitpunkt ihrer Wahl zur Parteivor-
sitzenden hat sie fast die Hälfte ver-
loren. 

Und nun muckt auch noch der
Nachwuchs auf. Die Junge Union
(JU) hätte gerne, dass die Basis über

den künftigen Kanzlerkandidaten
abstimmt – Ausgang ungewiss. Am
vergangenen Wochenende traten
Kramp-Karrenbauer, Spahn und
Merz gemeinsam auf dem Deutsch-
landtag der JU in Saarbrücken auf.
Die Lokalmatadorin machte keinen
Hehl daraus, dass sie eine Urwahl
ablehnt. Die CDU habe „bisher im-
mer mit guten Gründen gesagt, dass
sie diesem Weg nicht folgt“, sagte
Kramp-Karrenbauer und erhielt
Unterstützung von der bayerischen
Schwesterpartei. CSU-Chef Markus

Söder erinnerte im „Straubinger
Tagblatt“ an das Mitspracherecht
seiner Partei in der Kandidatenfra-
ge. Im Hinblick auf eine Urwahl äu-
ßerte auch er sich skeptisch: „Ur-
wahlen sind so eine Sache. Das
kann man bei der SPD sehen. Was
macht man, wenn drei oder vier
Bewerber um die 20 Prozent ha-
ben? Wenn es schlecht läuft, hat
man nur beschädigte Kandidaten.“

Im Vergleich mit den vier mög-
lichen Kanzlerkandidaten Armin
Laschet, Markus Söder, Olaf Scholz
und Robert Habeck schneidet

Kramp-Karrenbauer am schlechte-
sten ab. Allerdings erreichen auch
der CDU-Ministerpräsident Nord -
rhein-Westfalens, der CSU-Mini-
sterpräsident Bayerns, der SPD-
Bundesfinanzminister und der
Grünen-Chef keine mehrheitlich
positive Zustimmung. Laschet wer-
den parteiintern keine Chancen
eingeräumt, dass ein CSU-Mann
den Zuschlag erhält, gilt als un-
wahrscheinlich. 

Und so tourt Kramp-Karrenbau-
er derzeit durch die Welt und ver-
sucht, außenpolitisch Pluspunkte
zu sammeln. Ihr Rivale Jens Spahn
tut Ähnliches. Und Friedrich Merz
besucht die Parteigliederungen
der Union, ist gern gesehener Gast
bei Podiumsdiskussionen und Ju-
biläen. Der interne Wahlkampf hat
längst begonnen. Während sich
Kramp-Karrenbauer und Merz
argwöhnisch verfolgen, gibt sich
Spahn gelassen. Der 38-Jährige
hat noch viel Zeit für seine Kanz-
ler-Ambitionen, schließlich ist er
deutlich jünger als die 56-jährige
Saarländerin und der 63-jährige
Sauerländer. 

Nach der derzeitigen Planung
will die CDU beim Parteitag Ende
2020 den Kanzlerkandidaten für
die Bundestagswahl 2021 benen-
nen. Noch herrscht innerhalb der
Union kein offener Aufruhr gegen
Kramp-Karrenbauer. P.E.

AKK verliert an Boden
Im Hintergrund lauern ihre Rivalen Jens Spahn und Friedrich Merz

Unionsinterner 
Kampf um 

die Kanzlerschaft

Auch von der
Neuverteilung der
Mittel betroffen: 
Der frühere Re-
gierungssprecher
der Ära Schröder,
Uwe-Karsten
Heye, und seine
Initiative „Gesicht
zeigen“
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Ermahnung 
aus Brüssel
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Das Thema Wirtschaftslobby-
ismus ist in Deutschland ein me-
dialer Dauerbrenner. Doch trotz
der permanenten Aufmerksam-
keit wird es in den Schlagzeilen
zugleich nur an wenig promi-
nenter Stelle platziert. 

Zuletzt geriet Bundeslandwirt-
schaftsministerin Julia Klöckner
(CDU) in die Kritik, weil sie in
einem gemeinsamen Video mit
dem Deutschland-Chef des Le-
bensmittelgiganten Nestlé,
Marc-Aurel Boersch, die An-
strengungen des Schweizer Kon-
zerns lobte, den Anteil von Fett
und Zucker in dessen Produkten
zu reduzieren. Eine parlamenta-
rische Anfrage offenbarte, dass
die Ministerin sich seit ihrem
Amtsantritt im März 2018 be-
reits über 25 Mal mit Vertretern
von Großkonzernen getroffen
hatte. 

Dies ist symptomatisch für ei-
ne interessante Entwicklung, die
schon seit rund zwei Jahrzehn-
ten zu beobachten ist und längst
nicht nur das von Klöckner ge-
leitete Ministerium betrifft.
Zwar suchten Wirtschaftslobby -
isten schon immer in der Politik

nach einem geneigten Ohr und
schon immer waren deutsche
Politiker bereit, es ihnen zu lei-
hen. In früheren Zeiten wurde
die Vertretung von Wirtschafts-
interessen allerdings weit über-
wiegend durch entsprechende
Lobbyorganisationen betrieben,
die bestimmten Branchen ent-
stammten. Dies geschieht zwar
nach wie vor, doch zunehmend
versuchen große Unternehmen
im Alleingang
und ohne den
Umweg über ei-
nen Interessen-
verband gezielt
Einfluss auf
wichtige politi-
sche Schlüsselfi-
guren auszuüben. Umgekehrt
versuchen deutsche Politiker
verstärkt, die Lenker von Kon-
zernen für sich zu gewinnen. 

Ein besonders anstößiges Bei-
spiel hierfür dürfte die 2009 von
Angela Merkel für Josef Acker-
mann, dem damaligen Vor -
stands chef der Deutschen Bank,
auf Kosten der Steuerzahler zu
dessen 60. Geburtstag im Kanz-
leramt ausgerichtete Party gewe-
sen sein. In jüngster Zeit bestäti-

gen vor allem die weniger teu-
ren Treffen deutscher Regie-
rungsmitglieder mit Face book-
Chef Mark Zuckerberg diese
Tendenz. 

Ein infolgedessen zunehmend
beobachtbares Phänomen ist der
sogenannte Drehtür-Effekt. Im-
mer mehr Politiker wechseln
nach ihrer Amtszeit auf einen
gut dotierten Posten in der Wirt-
schaft. Ex-Kanzler Gerhard

Schröder, der
e h e m a l i g e
Staatsminister
Eckart von Klae-
den oder Ex-
Entwick lungs -
h i l  f e m i n i s t e r
Dirk Niebel sind

nur einige der bekannteren Bei-
spiele. 

Da für die Öffentlichkeit häu-
fig nicht transparent ist, welchen
Tätigkeiten diese Ex-Politiker in
ihren neuen Funktionen genau
nachgehen, steht vielfach der
Vorwurf im Raum, dass es sich
hierbei um eine Form der nach-
träglichen Belohnung für ver-
gangene Gefälligkeiten handelt.
Diese Entwicklung ist durchaus
besorgniserregend. 

Dabei ist der unausgeräumte
Verdacht, dass sich einzelne Poli-
tiker auf Kosten der Allgemein-
heit ihre Privatschatullen auffül-
len, noch von untergeordneter
Bedeutung. Viel gefährlicher ist
der Fokus, der heute auf die
Interessen weniger Einzelkonzer-
ne gelegt wird. Er zeigt deutlich,
dass das Wohl kleinerer und mitt-
lerer Unternehmen längst aus
dem Blickfeld der Politik gerückt
ist. 

Zugleich zeigt die Annahme
von vielen Regierungspolitikern,
sie könnten vornehmlich im Ver-
bund mit multinationalen Groß-
unternehmen gesellschaftliche
Probleme lösen, dass ihnen die
Bodenhaftung weitestgehend ver-
loren gegangen ist. Für Firmen
wie Nestlé ist es vergleichsweise
einfach, den immer neuen und
weitergehenden Regulierungsfor-
derungen aus der Politik nachzu-
kommen. Die hierfür anfallenden
Kosten können sie angesichts ih-
rer Marktmacht bequem auf die
Endverbraucher umlegen. Für
kleinere mittelständische Unter-
nehmen gilt dies nicht, sie laufen
Gefahr, im Wettbewerb an Terrain
zu verlieren. Dirk Pelster

Sie gehören beide zu den
mächtigsten Akteuren des
Wirtschaftslobbyismus in

Deutschland: die Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände (BDA) und der Bundes-
verband der Deutschen Industrie
(BDI). Ihre Aufgaben unterschei-
den sich, doch in ihrer Geschichte
finden sich auffällige Parallelen. 

Beide Organisationen haben in
Deutschland zwar historische Vor-
läufer, in ihrer jetzigen Form wur-
den sie aber erst kurz nach Schaf-
fung der Bundesrepublik im Jahre
1949 gegründet. Während die
Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände lediglich ein
Zusammenschluss der in den ein-
zelnen westlichen Besatzungszo-
nen bereits bestehenden und von
den Siegermächten lizensierten
Arbeitgeberverbände war, stieß
die Gründung des Bundesverban-
des der Deutschen Industrie auf

deutlich größere Vorbehalte. Die
Westmächte hielten die deutsche
Industrie für zu eng mit dem na-
tionalsozialistischen Regime ver-
strickt und fürchteten überdies ei-
ne neu erwachsende Konkurrenz
auf den internationalen Märkten.
Obwohl das Grundgesetz und mit

ihm das Grundrecht auf freie Ver-
einsgründung schon zuvor in
Kraft getreten war, bedurfte die
Konstituierung des Bundesver-
bandes der Deutschen Industrie
im Juli 1949 daher ihrer Zustim-
mung. 

Beide Organisationen wurden
bedeutsame Akteure der auf dem

Reißbrett der Siegermächte
künstlich geschaffenen Nach-
kriegsgesellschaft. Dies ist bis
heute spürbar. Beide Vereinigun-
gen sind eng mit den etablierten
Parteien verzahnt. Über Unteror-
ganisationen wie den zum
Bundesverband der Deutschen
Industrie gehörigen Kulturkreis
der deutschen Wirtschaft haben
sie maßgeblich am Aufbau der
heutigen politischen Kultur in
Deutschland mitgewirkt. Linksin-
tellektuelle Schriftsteller wie
Günther Grass oder Heinrich Böll
wurden von ihnen ebenso geför-
dert wie das bizarre Werk der
selbsternannten Aktionskünstle-
rin Marina Abramovic. Beide Ver-
bände sind auch Mitglieder in
der staatlich finanzierten Europä-
ischen Bewegung, die intensiv an
einer weiteren Aushöhlung des
Nationalstaates zugunsten der EU
arbeitet. D.P.

Zeitzeugen

Schon im Mittelalter organi-
sierten sich die Kaufleute

in eigenen Korporationen.
1599 wurde in Marseille die
erste heute noch bestehende
Handelskammer gegründet.
Ähnliche Einrichtungen schuf
man in vielen Ländern des eu-
ropäischen Wirtschaftsraumes. 

Ging die Initiative zur Grün-
dung zunächst von Kaufleuten
aus, so waren die Kammern
später überwiegend staatliche
Einrichtungen. In Preußen
wurden sie ab 1848 verbind-
lich aufgestellt, später im ge-
samten Deutschen Reich. 

Die Mitgliedschaft ist für je-
den Gewerbetreibenden eine
gesetzliche Pflicht. Eine Aus-
nahme gilt nur für die Angehö-
rigen freier Berufe und für die
meisten Handwerksbetriebe. 

Die Aufgabe der Kammern
liegt in der Interessenvertre-
tung der örtlichen Wirtschaft.
Aber auch bei der Berufsaus-
bildung kommt ihnen eine ent-
scheidende Rolle zu. 

Da die Kammern Körper-
schaften des öffentlichen
Rechts sind, müssen sie ihren

Zwangsmitgliedern gewisse
Mitbestimmungsmöglichkeiten
einräumen und sich zu allge-
meinpolitischen Fragen neutral
verhalten. 

In der Realität ist fraglich, in-
wieweit sie heute noch ihre
Mitgliedsunternehmen reprä-
sentieren. Die Beteiligung an
den in größeren Jahresabstän-
den stattfindenden Wahlen
liegt zum Teil unter fünf Pro-
zent. Die Verfahren sind
intransparent, denn zunächst
werden in nach Branchen ge-
gliederten Wahlgruppen Ver-
treter für eine Vollversamm-
lung gewählt, die dann wiede-
rum ein Präsidium bestimmt
und auch im Weiteren über die
wichtigsten Angelegenheiten
der Kammer entscheidet. Wäh-
rend Kleingewerbetreibende
meist weder die Zeit noch das
Geld haben, sich in den Gre-
mien einer Kammer zu enga-
gieren, können Großunterneh-
men diese leicht dominieren
und ihre eigenen Interessen
dann als die der gesamten
Wirtschaft in einer Region aus-
geben. D.P.

Kerstin Andreae – Die 51-jährige
Volkswirtin zog 2002 für die Grü-
nen in den Bundestag ein. Dort
wirkte sie eher im Hintergrund.
Anfang August wurde bekannt,
dass Andreae Geschäftsführerin
des Bundesverbandes der Energie-
und Wasserwirtschaft werden soll.
Ihr Mandat im Bundestag will sie
trotz ihrer Lobbyarbeit behalten.

Peter Clever – Der 64-jährige
Volkswirt begann seine Karriere
als Assistent von Norbert Blüm.
Seit 2003 gehört er zur Hauptge-
schäftsführung der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitge-
berverbände (BDA). In dieser
Funktion rückte er als Arbeitge-
bervertreter in den Verwaltungsrat
der Bundesagentur für Arbeit ein,
wo er sich zahlreiche Feinde
machte. Wegen des wachsenden
Widerstands gegen seine Amts-
führung reichte er im Juli seinen
Rücktritt ein.

Eric Schweitzer – Der 1965 in Ma-
laysia geborene Unternehmer lei-
tet gemeinsam mit seinem Bruder
das Entsorgungsunternehmen Al-
ba-Group. Im Jahr 2012 verließ
der ehemalige Freidemokrat seine
Partei und 2013 übernahm er das
Amt des Präsidenten des Deut-
schen Industrie- und Handels-
kammertages. In dieser Funktion
macht er sich vor allem für mehr
Einwanderung nach Deutschland
stark.

Günther Oettinger – Der ehemali-
ge baden-württembergische Mi-
nisterpräsident und EU-Kommis-
sar hatte seine Amtsgeschäfte stets
mit wenig Fortune geführt. Schon
länger stand er wegen allzu enger
Kontakte zu Lobbyisten in der Kri-
tik. Am Ende seiner Amtszeit als
EU-Kommissar kündigte er an,
künftig selbst als Politikberater zu
arbeiten. Derzeit befasst sich eine
Ethik-Kommission der EU mit sei-
nen Plänen.

Zwei Bonner Spezifika
Die BDA und der BDI entstanden erst nach der Bundesrepublik

Bündnis aus Multis und Politik
Gemeinsames Video von Ministerin Klöckner und Boersch von Nestlé spricht Bände

Repräsentieren
die Kammern

ihre Mitglieder?

Aus dem gemeinsamen Video: Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner und der Deutschland-Chef von Nestlé, Marc-Aurel Boersch

Beide sind eng mit
den etablierten 

Parteien verzahnt

Dominanz der
Großindustrie
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DA S OST P R E U S S E N B L AT T

Daniel Bahr – Der gelernte Bank-
kaufmann und studierte Volkswirt
war ein politischer Frühstarter.
Mit 25 Jahren zog er 2002 für die
FDP in den Bundestag ein. Ab
2011 war er für zwei Jahre
Bundesgesundheitsminister. Nach-
dem seine Partei 2013 den
Wiedereinzug in den Bundestag
verfehlte, heuerte er beim Allianz-
Konzern an, der als Profiteur der
von Bahr geschaffenen staatlich
geförderten Pflegezusatzversiche-
rung gilt.

Großkonzerne sparen
sich den Umweg 

über Lobbyverbände
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Antisemitismus
in Berlin

Von VERA LENGSFELD

Nach dem Angriff auf eine Synagoge in
Halle initiierte die Berliner SPD-Poli-
tikerin Sawsan Chebli einen Aufruf

für eine Mahnwache an der Neuen Synagoge
in der Oranienburger Straße, dem auch
Bundeskanzlerin Merkel folgte. Den Medien
sagte Chebli, die Gesellschaft müsse jetzt
zusammenstehen und zeigen, dass man die
jüdische Gemeinde nicht im Stich lasse. Sie
wolle nicht, dass Juden darüber nachdenken
müssten, das Land zu verlassen, weil sie sich
nicht mehr sicher fühlten. 

So weit, so richtig. Allerdings hatte nur we-
nige Tage vorher auf eben diese Synagoge ein
Angriff stattgefunden. Ein Immigrant hatte
versucht, sich mit einem Messer gewaltsam
Zutritt zu verschaffen. Die Berliner Justiz sah
keinen Haftgrund und ließ den Attentäter lau-
fen. Kein Aufschrei, nicht von Chebli, nicht
von Merkel, nicht vom Regierenden Bürger-
meister Müller oder den Medien. Im Septem-
ber 2019 wurde am Brandenburger Tor ein
Plakat mit der Aufschrift „Kein Platz für
#Antisemitismus“ von der Polizei beschlag-
nahmt. Wollte man damit verhindern, dass
sich die Antisemiten provoziert fühlen? Kein
Aufschrei von Chebli, Merkel oder Müller. Am
selben Brandenburger Tor fanden vor den Au-
gen der Polizei Demos statt, auf denen die
Vernichtung Israels und der Juden gefordert
wurde, einschließlich des Verbrennens der is-
raelischen Flagge. Kein Aufschrei von Chebli,
Merkel, Müller oder den Medien. An Berliner
Schulen wurden und werden jüdische Schüler
gemobbt. Kein Aufschrei von Chebli, Merkel
oder Müller, die Medien berichten schaumge-
bremst. Jüdischen Männern wird geraten, in
Berlin keine Kippa mehr zu tragen. Kein Auf-
schrei von Chebli oder Merkel; Müller kün-
digt Maßnahmen an. Von diesen Maßnahmen
wurde nie wieder etwas gehört.

Jedes Jahr finden in Berlin antisemitische
Demonstrationen zum sogenannten Al-Quds-
Tag statt, bei denen Antisemiten mit juden-
feindlichen Plakaten durch die Stadt ziehen,
Israel-Flaggen verbrennen und Hass-Parolen
brüllen. Die jeweiligen Innensenatoren von
CDU und SPD sahen nie die Möglichkeit, die-
se Demos zu verbieten. Sie fanden unter Poli-
zeischutz statt. Die Polizei ging dabei so weit,
Gegendemonstranten einzukesseln und aufzu-
fordern, nicht mit Israel-Fahnen den Kessel zu
verlassen, um die Antisemiten nicht zu provo-
zieren. Leuten wie mir, die das nicht einsehen
wollten, wurde die Israelfahne einfach abge-
nommen. In einem Jahr kletterten die Beam-
ten sogar eine Fassade hoch, um eine Israel-
fahne von einem Balkon zu entfernen. Kein
Aufschrei von Chebli, Merkel, Müller oder
den Medien. Im Reichstag wurde der Antrag
der FDP, in den UN nicht mehr für Israels
Todfeinde zu stimmen, abgelehnt von Union
und SPD. Kein Aufschrei, nirgends.

Die radikale Bewegung „Extinction Re-
bellion“ hat in einer Aktionswoche in
zahlreichen Großstädten der Welt
massive Störaktionen durchgeführt,
um auf einen vermeintlichen „Klima -
notstand“ aufmerksam zu machen. In
Berlin haben sich die Aktivisten mit
ihren Straßenblockaden jedoch einen
Bärendienst erwiesen.

Zur Kenntnis nehmen mussten die
Berliner unter anderem, dass die Be-
wegung, die besonders laut vor „Kli -
manotstand“ und Artensterben war-
nen will, bei ihren Protestaktionen er-
staunliche Müllberge hinterlassen hat.
Allein nach der Protestaktion am Pots-
damer Platz am 8. Oktober hat die Ber-
liner Stadtreinigung (BSR) 11,5 Kubik-
meter Müll eingesammelt. Nach Anga-
ben eines BSR-Sprechers handelte es
sich dabei „vor allem um Sperrmüll,
zum Beispiel Matratzen und Stühle,
sowie um Müllsäcke, die unter ande-
rem mit Verpackungsabfällen gefüllt
waren“. Zu den Hinterlassenschaften
auf dem Potsdamer Platz gehörten so-
gar Zement und Badewannen. Nach ei-
ner Protestaktion von „Extinction Re-
bellion“ am Großen Stern im Berliner
Tiergarten vielen abermals 8,5 Kubik-
meter Müll an.

Anspruch und Realität klafften nicht
allein in diesem Punkt weit auseinan-
der: Erklärtermaßen will die radikale
Gruppe so großen Druck auf die jewei-
ligen Regierungen ausüben, dass diese
einen nationalen „Klimanotstand“ aus-

rufen. In Berlin hielten sich die Be-
lastungen durch die Rebellionswoche
für die Bundesregierung und die Poli-
tik allgemein jedoch in sehr über-
schaubaren Grenzen: „Extinction Re-
bellion“ hielt zwar im Regierungsvier-
tel ein sogenanntes Klimacamp ab,
auch gab es Proteste bei Parteizentra-
len, massivem Druck ausgesetzt waren
aber überwiegend normale Bürger. 

Seit dem 7. Oktober legten die Radi-
kalen durch spontane Straßenblocka-
den immer wieder den Verkehr lahm,
sodass es im Stadtgebiet immer wieder
zu massiven Staus kam. Blockiert wur-
den mehrere ver-
kehrswichtige Brü-
cken in der Innen-
stadt. Aus Demonstra-
tionen, die ordnungs-
gemäß angemeldet
waren, starteten die
Aktivisten immer
wieder Blockaden von zentralen Ver-
kehrsadern der Millionenstadt. Von
solchen Aktionen waren der Kurfür-
stendamm, der Potsdamer Platz und
der Große Stern betroffen. 

Leidtragende waren dabei neben
Autofahrern auch Fußgänger und Rad-
fahrer. Sogar Nutzern des öffentlichen
Nahverkehrs konnte es passieren, dass
sie durch die rabiaten Blockadeaktio-
nen der „Klimaschützer“ mit ihrem
Bus im Stau steckenblieben. 

Am Rande solcher Aktionen war im-
mer wieder zu beobachten, wie insbe-
sondere denjenigen, die aus beruf-

lichen Gründen unterwegs waren,
sprichwörtlich der Kragen platzte. Die
spontanen Straßenblockaden in der
Innenstadt stellten allerdings nicht nur
die Geduld und Leidensfähigkeit vieler
Berliner auf eine harte Probe. Strapa-
ziert wurden auch das Gerechtigkeits-
empfinden und das Vertrauen in den
Rechtsstaat. Beobachter mussten aber-
mals erleben, dass der Staat zwar Ver-
stöße wie Falschparken konsequent
ahndet, Blockaden des Straßenver-
kehrs, die Stunden und mitunter Tage
andauerten, treffen allerdings bei Poli-
tikern des Berliner Senats auf erstaun-

lich viel Geduld und
Nachsicht. 

Berlins Innensena-
tor Andreas Geisel
(SPD) verteidigte
gegenüber dem RBB
das zurückhaltende
Vorgehen der Beam-

ten. Die Polizei schütze das Demon-
strationsrecht und nicht den Inhalt
von Versammlungen oder Demonstra-
tionen. Dabei sei man gut beraten, mit
professioneller Gelassenheit und Au-
genmaß zu handeln und die Situatuion
nicht eskalieren lassen. 

Sehr scharfe Kritik äußerte dagegen
Marcel Luthe (FDP). Der Berliner
Innenpolitiker sagte mit Blick auf die
Straßenblockaden: „Wer statt mit Argu-
menten und durch Wahlen und Ab-
stimmungen für seine Positionen zu
werben, lieber anderen durch Ein-
schränkung ihrer Freiheitsrechte sei-

nen Willen aufzwingt, stellt sich
außerhalb des demokratischen Kon-
senses.“ Tatsächlich könnten die rück -
sichtslosen Aktionen von Aktivisten
der „Extinction Rebellion“-Bewegung
dafür gesorgt haben, dass bei betroffe-
nen Berlinern so manche bislang ge-
hegte Illusion über die „Klimaschüt-
zer“ verflogen ist. 

Auch die begleitende Berichterstat-
tung zur Rebellionswoche wirkte teil-
weise wie ein Augenöffner: Hingewie-
sen wurde etwa auf die kaum zu über-
sehenden antidemokratischen Seiten
der Bewegung. In einem „Spiegel“-
Interview aus dem September hatte
beispielsweise der Brite Roger Hallam,
einer der Gründer von „Extinction Re-
bellion“, geäußert: „Wenn eine Gesell-
schaft so unmoralisch handelt, wird
Demokratie irrelevant.“ Das heißt
nichts anderes als: Wenn wir unsere
Ziele nicht demokratisch erreichen,
dann muss die Demokratie weg. 

In der „Neuen Zürcher Zeitung“
sprach sich Annemarie Botzki, eine
der deutschen Sprecherinnen von „Ex-
tinction Rebellion“, zudem für die
Schaffung von „Bürgerinnenversamm-
lungen“ aus. „Wir wollen die Demokra-
tie erweitern“, so die Botzki. Kritiker
wenden ein, diese vermeintliche „Er-
weiterung“ laufe in Wahrheit auf eine
Kontrolle und Entmachtung der 
demokratisch gewählten Parlamente
unter dem Vorwand des angeblichen
„Klimanotstands“ hinaus.

Norman Hanert

Leidensfähigkeit
der Berliner
auf die Probe
gestellt:
Blockierer
auf dem
Großen Stern
im Tiergarten

Bild: pa

Noch im Laufe des Okto-
bers startet ein Konsor-
tium um Siemens Mobili-

ty und die ViP Verkehrsbetrieb
Potsdam ein dreijähriges Projekt
zur Entwicklung einer autonom
fahrenden Straßenbahn. Nach
Angaben von Siemens ist das Pro-
jekt namens „Astrid“ (Autonome
Straßenbahn im Depot) darauf an-
gelegt, ein vollautomatisiertes
Straßenbahndepot zu entwickeln.
Darin sollen sich die Fahrzeuge
selbst steuern, damit beispiels-
weise personalintensive Rangier-
arbeiten automatisiert ablaufen
können. Angedacht ist etwa, dass
eine Tram künftig ohne Fahrer
vom Abstellgleis in die Waschan-
lage und wieder zurück fährt. 

Siemens betrachtet ein derartig
automatisiertes Betriebsdepot als
„eine erste Stufe des autonomen
Fahrens“ und will die Technik be-
reits mittelfristig auch kommer-
ziell nutzbar machen. Sabrina
Soussan, Vorstand von Siemens
Mobility, spricht sogar vom

„nächsten großen Meilenstein auf
dem Weg zur autonom fahrenden
Straßenbahn“. 

Ein Vorteil des Forschungspro-
jekts auf dem Betriebshof der
Potsdamer Verkehrsbetriebe ist
es, dass Erfahrungen unter realen
Einsatzbedingungen gewonnen

werden können, dies aber in ei-
nem abgegrenzten Bereich, ohne
dass Fahrgäste gefährdet werden.
Ein Vertreter der ViP Verkehrsbe-
trieb Potsdam dämpfte im vergan-
genen Jahr allerdings die Hoff-
nungen, dass die Computertrams
schon bald auf den Straßen zum
Einsatz kommen werden. 

Anlass für diese Einschätzung
war eine Weltpremiere, die im
Herbst 2018 in Potsdam stattfand.

Dabei hatte Siemens eine Test-
fahrt mit der ersten autonom fah-
renden Straßenbahn der Welt
durchgeführt. Pressevertreter und
ausgewählte Fachbesucher der
Verkehrstechnikmesse Innotrans
konnten dabei auf einem sechs
Kilometer langen Teilstück des
Potsdamer Straßenbahnnetzes er-
leben, wie fortgeschritten die
Technik der Computertram be-
reits ist. 

Für den Testbetrieb hatte Sie-
mens drei Straßenbahnwaggons
mit Kameras, Sensoren und ei-
nem Rechnersystem ausgestattet.
Diese „digitalen Augen“ sollen
eine ständig Beobachtung der
Fahrsituation ermöglichen. Mit-
hilfe künstlicher Intelligenz pro-
gnostiziere ein solches Compu-
tersystem den weiteren Verlauf
und löse erforderliche Reaktio-
nen aus. Die Technik sei so pro-
grammiert, dass sie Hindernisse
auf den Gleisen und Gefahrensi-
tuationen selbstständig erkennt
und darauf reagiert. N.H.

Straßenbahn ohne Fahrer
Konsortium um Siemens startet Zukunftsprojekt in Potsdam

Klima-Aktivisten hinterlassen Müll
Radikale »Klimaschützer« bringen mit Blockade-Aktionen Berliner Bürger gegen sich auf

Weiter Zank um den Deckel
Berlin: Mietenpolitik entzweit die rot-rot-grüne Rathauskoalition

Der geplante Berliner „Mie-
tendeckel“ bleibt Streitob-
jekt. Ziel ist einerseits, die

bestehenden Mietenhöhen unter
gewissen Voraussetzungen einzu-
frieren. Zusätzlich soll in beste-
hende Mietverträge eingegriffen
werden und deren Absenkung er-
möglicht werden. Treibende Kraft
bei dem Vorhaben ist Wohnungs-
senatorin Katrin Lompscher
(Linkspartei). Wie der Deckel ge-
nau aussehen soll, dazu gibt es in
den Regierungsfraktionen teil-
weise gegenteilige Auffassungen. 

Die bürgerliche Opposition aus
CDU, AfD und FDP ist dagegen.
Die SPD will ihren Koalitionspart-
nern Linkspartei und Grüne über
eine Verschärfung des sogenann-
ten Wucher-Paragrafen 138 ent-
gegenkommen. Danach sind
Rechtsgeschäfte nichtig, wenn sie
eine Zwangslage ausnutzen. Die
Mietensituation in Berlin ist nach
Ansicht der Sozialdemokraten ei-
ne solche Zwangslage. Lomp-
scher, die als Bausenatorin bisher

auffallend wenige Wohnungen
bauen ließ und damit diese
„Zwangslage“ noch deutlich ver-
schärft hat, will auch die Möglich-
keit der Absenkung von angeblich
zu hohen Mieten vorsehen. Das
indes hält Innensenator Andreas
Geisel (SPD) für verfassungswid-

rig. Vergangenen Freitag gingen
die drei Regierungsparteien ohne
Einigung auseinander. Die Grü-
nen hatten sich nicht festgelegt
und versuchen, einen Kompro-
miss zwischen SPD und Linkspar-
tei herbeizuführen. 

Wirtschaftssenatorin Ramona
Pop (Grüne): „Es gibt noch offene
Fragen, die wir prüfen müssen ...
Es gibt einen Einigungskorridor,
wir streben nun an, das Gesetz

am 22. Oktober im Senat zu ver-
abschieden.“ Regierungsspreche-
rin Claudia Sünder verspricht:
„Weiterhin ist gemeinsames Ziel
der Koalitionäre, bis zum Rat der
Bürgermeister am 24. Oktober
2019 einen Beschluss herbeizu-
führen.“ 

Der wohnungsbaupolitische
Sprecher der AfD-Landtagsfrak-
tion, Harald Laatsch, sieht in dem
Deckel „dauerhaft ein minder-
wertiges sozialistisches Mangel-
produkt“. Ähnlich spricht auch
der FDP-Bundestagsabgeordnete
Daniel Föst von „sozialistischem
Unfug ... Keine einzige neue Woh-
nung entsteht durch diese Gaga-
Politik.“ 

CDU-Landeschef Kai Wegner
verlangt, die Pläne gänzlich zu
beenden. „Das Gewürge um den
missratenen Mietendeckel geht
weiter, die Unsicherheit bei Mie-
tern und Vermietern bleibt ... Der
Mietendeckel ist und bleibt unzu-
lässig, untauglich und unsozial.“

Frank Bücker

»Der nächste große
Meilenstein beim

autonomen Fahren«

Staatsmacht misst
abermals mit
zweierlei Maß

PR E U S S E N / BE R L I N

Kai Wegner (CDU):
»Unzulässig,

untauglich, unsozial«
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Frankreich 
legt Veto ein

Paris − Die französische Regie-
rung hat vor dem Rat der Außen-
minister ein Veto gegen den Be-
ginn von EU-Beitrittsgesprächen
mit Albanien und Nordmazedo-
nien eingelegt. Gegenüber dem
„Handelsblatt“ führte ein franzö-
sischer Beamter an, beide Län-
der müssten für die Aufnahme
von Beitrittsgesprächen alle Kri-
terien erfüllen. Bei beiden Län-
dern des Westbalkans sieht Paris
Nachholbedarf bei der Recht-
staatlichkeit und im Kampf ge-
gen die Korruption. Im Fall Alba-
niens wurde zudem auch auf
Handlungsbedarf im Kampf ge-
gen die organisierte Kriminalität
hingewiesen. N.H.

Nachdem die sunnitische IS-Ter-
rorherrschaft im Irak durch die
schiitische Armee des Landes ab-
geschüttelt wurde, brodelt es jetzt
unter den siegreichen Schiiten,
nachdem der beliebte Armeekom-
mandeur Saadi, der den Sieg über
den IS errungen hatte, von Mini-
sterpräsident Mahdi seines Amtes
enthoben wurde.

Die Entlassung des hochrangigen
und beliebten Armeegenerals Saa-
di sorgt im Irak für Aufruhr. Über
100 Menschen sind bei Protesten
in den schiitischen Provinzen des
Landes bereits erschossen worden.
Die Proteste richten sich nicht nur
gegen die Regierung in Bagdad,
sondern auch erstmals gegen Tehe-
ran. Die Demonstranten geloben
General Saadi, dass sie ihn vertei-
digen werden, wie er sie vor dem
„Islamischen Staat“ verteidigt hat.
Die Demonstranten glauben, dass
die Mullahs in Teheran hinter der
Entlassung des Volkshelden ste-
hen, weil dieser Kontakte in die
USA pflegte und dem Iran zu
mächtig zu werden schien.

Mit scharfer Munition hatten Po-
lizisten auf Demonstranten ge-
schossen, um die Kontrolle in Bag-
dad und in einigen schiitischen
Provinzstädten wieder herzustel-
len. Die Protestwelle hatte sich ra-
send schnell in den Südirak ausge-
breitet und elf Provinzen erfasst.
Demonstrationen fanden auch in
den schiitischen heiligen Städten
Najaf und Kerbala statt, die vor der
Arba’in-Wallfahrt stehen, die jähr-
lich bis zu drei Millionen Pilger in
diese Städte bringt, viele davon aus
dem Iran. Die meisten iranisch-ira-
kischen Grenzübergänge wurden
deshalb vorsorglich gesperrt. Die
stark antiiranisch geprägten Prote-
ste konzentrierten sich auf den
schiitischen Süden des Irak. Fah-
nen der Islamischen Republik wur-
den verbrannt. Immer mehr schiiti-
sche Iraker sind des iranischen
Großmachtstrebens, für das sie die
Zeche bezahlen müssen, überdrüs-
sig geworden.

Da die schiitischen Iraker die
derzeitige irakische Regierung für

eine Marionette des Iran halten,
verlangen die Demonstranten den
Rücktritt der Regierung Mahdi, der
sie Korruption, Unfähigkeit und
Einknicken gegenüber Teheran
vorwerfen. Premierminister Adel
Abdel Mahdi, seit etwa einem Jahr
im Amt, will zwischen Demon-
stranten mit „legitimen Anliegen“
und aggressiven Elementen unter-
scheiden. Er hat die Einführung ei-
nes Mindestlohns angeordnet, um
den Demonstranten den Wind aus
den Segeln zu nehmen. Aber seit-
dem viele Protestler durch Schüsse
getötet wurden, haben sich die
Fronten verhärtet. Jetzt hat auch
Muqtada al Sadr, der bislang die
Regierung mit seiner Partei stützte,
Neuwahlen gefordert. 

Auslöser der Proteste war die
überraschende Entbindung von
General Abdel-Wahab al-Saadi von
seinem Amt als Vizechef der iraki-
schen Antiterroreinheiten, die die
Hauptlast im Kampf gegen den „Is-
lamischen Staat“ (IS) getragen hat-
ten. Saadi (56) hatte sich dabei be-
sonders profiliert, er wurde mehr-
mals verwundet und zum Natio-
nalhelden im Irak. In Mossul wur-

de Saadi bereits ein Denkmal er-
richtet. Als erster Schiit ist er sogar
in den sunnitischen Gebieten, aus
denen der IS vertrieben wurde,
sehr beliebt. Ganz anders dagegen
die von den sunnitischen Zivilisten
gefürchteten und gehassten schiiti-
schen Milizen der sogenannten
Volksmobilisierungseinheiten, die
vom Iran gelenkt werden. General
Saadi wurde zu einer Symbolfigur

des neuen irakischen Nationa-
lismus, der den seit dem Sturz Sad-
dam Husseins dominierenden
schiitischen Konfessionalismus ab-
lösen könnte, wenn der Irak als Ge-
samtstaat die 30-jährige Dauerkri-
se überleben sollte.

Die Anhänger Saadis meinen, er
sei von seinem Posten entfernt
worden, damit er dem Einfluss der
schiitischen Milizen in der Armee
nicht länger im Weg stehe. Der Ge-
neral wehrte sich selbst gegen sei-
ne Versetzung, die er als „Degra-

dierung“ bezeichnet. Saadi hatte
sich nicht nur als Kämpfer gegen
den IS einen Namen gemacht, son-
dern sich auch als Antikorrup-
tionskämpfer in der Armee mit vie-
len angelegt. 

Da Saadi auch gute Beziehungen
zur US-Botschaft pflegt – die USA
haben ja de facto die irakischen
Antiterroreinheiten aufgebaut –,
behauptet der Iran nun, dass die
USA die schiitischen Proteste an-
gezettelt hätten. Die Demonstran-
ten hatten erwartet, dass sich Saadi
an die Spitze der Proteste stellen
würde. Aber noch zögert er. Einige
fordern sogar, dass er die Regie-
rung übernehmen solle. Von dem
von einer Schiitenallianz mit irani-
scher Unterstützung zum Premier
gewählten al Mahdi sind die mei-
sten Schiiten bereits nach einem
knappen Jahr mehr als enttäuscht. 

Die derzeitigen Proteste im Irak
sind ein Beweis dafür, dass die
antiiranischen Ressentiments auch
unter der schiitischen Bevölkerung
des Irak weitverbreitet sind. Dass
sich bisher die Sunniten dem Auf-
stand noch nicht angeschlossen
haben, mag daran liegen, dass der

vor zwei Jahren beendete Krieg
mit dem IS im Sunnitengebiet
noch nicht lange genug zurück-
liegt. Die Sunniten scheuen sich
nach ihren schlimmen Erfahrun-
gen mit dem IS davor, sich wieder
in einem Konflikt öffentlich zu
positionieren. Viele Schiiten ver-
urteilen die Sunniten bis heute
pauschal als Anhänger des IS. 

In der Tat bestand die gesamte
militärische Führung des IS aus
ehemaligen sunnitischen Generä-
len Saddam Husseins. In der ira-
kischen Armee gibt es heute keine
sunnitischen Generäle mehr. Vie-
le Iraker fürchten, dass ihr Land
angesichts der steigenden Kriegs-
gefahr am Golf zum Kriegsschau-
platz eines Stellvertreterkrieges
zwischen dem Iran und Saudi
Arabien werden könnte. Viele Ira-
ker haben nach 30 Jahren Krieg
im eigenen Land das Kriegstrei-
ben des Iran durchschaut und
wollen nicht zum Schlachtfeld
der Iraner werden. Damit hatte
der iranische Botschafter in Bag-
dad, Iraj Masjedi, vor Kurzem in
einem TV-Interview öffentlich ge-
droht. Bodo Bost

PiS gewinnt 
die Wahl

Warschau – Die polnische Regie-
rungspartei „Recht und Gerech-
tigkeit“ (PiS) ist aus den Parla-
mentswahlen am 13. Oktober als
klare Siegerin hervorgegangen.
Der Partei von Jaroslaw Kaczynski
gelang es, ihre Mehrheit im polni-
schen Parlament, dem Sejm, zu
verteidigen und ihre Macht sogar
weiter auszubauen. Bei der Wahl
stimmten über 43 Prozent der
Wähler für die PiS. Bei der letzten
Parlamentswahl im Jahr 2015 hat-
te die PiS 37,6 Prozent bekom-
men. Die Bürgerkoalition (KO)
der ehemaligen Regierungspartei
Bürgerplattform (PO) wurde am
13. Oktober mit rund 27 Prozent
zweitstärkste Kraft. Mit deutli-
chem Abstand kamen das Links-
bündnis SLD auf etwa zwölf Pro-
zent und die Polnische Koalition
der Bauernpartei PSL auf 9,6 Pro-
zent. Die Partei Konfederacja von
Janusz Korwin-Mikke schaffte mit
6,4 Prozent erstmalig den Einzug
in den Sejm. Das gute Abschnei-
den bei der Wahl erlaubt es Mini-
sterpräsident Mateusz Mora -
wiecki, weiterhin ohne Koali-
tionspartner zu regieren. N.H.

Das Kosovo wendet sich von
den Milizenführern ab, ein
Machtwechsel vollzieht

sich: Bei den Wahlen haben sich
zwei bisherige Oppositionspar-
teien durchgesetzt. Ob dies zur
dauerhaften Befriedung führt, ist
aber ungewiss. 

Der Wahlerfolg der Opposition
ist relativ einfach erklärt. Sie hatte
versprochen, was die Bevölkerung
erwartet: Arbeitsplätze, soziale Ab-
sicherung, Modernisierung des Ge-
sundheits- und Bildungssystems
sowie eine tiefgreifende Verände-
rung der politischen Kultur und ei-
ne Annäherung an Europa. Rund
200 000 junge Kosovaren, etwa
zwölf Prozent der Gesamtbevölke-
rung, haben in den vergangenen
fünf Jahren das Land verlassen, um
in Europa oder Übersee eine Exi-
stenz aufzubauen. Zwei Jahrzehnte
lang wurde das Kosovo fast aus-
schließlich von den ehemaligen
Angehörigen der kosovarischen
Befreiungsarmee UCK regiert. Sie
waren korrupt, versorgten ihre Fa-
milien- und Freundesclans mit Po-
sten und stehen unter Verdacht,
schwere Kriegsverbrechen began-
gen zu haben. 

Die Wahl wurde erforderlich,
weil der seit 2017 amtierende Re-
gierungschef Ramush Haradinaj im
Juli zurückgetreten war. Er musste
sich einer Befragung durch das Ko-
sovo-Sondergericht in Den Haag

unterziehen. Gegen den ehemali-
gen regionalen Kommandeur der
Aufstandsmiliz UCK stehen An-
schuldigungen wegen Kriegsver-
brechen in den 1990er Jahren im
Raum. 

Nach dem Sieg der Opposition
bei der Parlamentswahl Anfang
Oktober bekam der Führer der
linksnationalistischen Vetevendos-
je (Selbstbestimmung), Albin Kurt,
den Auftrag zur Regierungsbil-
dung. Seine Partei erreichte rund
26 Prozent. Dicht dahinter folgte
die moderat-konservative Demo-

kratische Liga des Kosovo (LDK),
deren Spitzenkandidatin, die Juri-
stin Vjosa Osmani, auf 24,9 Pro-
zent der Stimmen kam.

Kurt sagte; „Wir haben die Repu-
blik vor der Geiselnahme durch
die Politik gerettet. Heute haben
wir diesem Drama ein Ende berei-
tet.“ Er werde sich um eine rasche
Regierungsbildung bemühen und
die LDK dazu einladen. Der 44-
jährige Wahlsieger ist jedoch nicht
unumstritten. Auslandskorrespon-
denten berichten, früher sei er
durch eine neomarxistische, anti-

westliche und nationalistische Rhe-
torik aufgefallen. In der Zeit der
internationalen Verwaltung bewar-
fen er und seine Gefolgsleute Fahr-
zeuge und Gebäude mit Farbbeu-
teln. Im Parlament zündeten seine
Abgeordneten gelegentlich Tränen-
gasgranaten. Zuletzt trat er deutlich
gemäßigter auf. Die Regierungsbil-
dung gestaltet sich im Kosovo tradi-
tionell schwierig. Grundlage ist im-
mer noch das durch die internatio-
nale Gemeinschaft vor 2008 be-
schlossene Wahlrecht: Nur 100 der
120 Sitze werden nach dem Prinzip
der Proportionalität vergeben. 20
Sitze sind für ethnische Minderhei-
ten reserviert. Den Serben stehen
zehn Sitze zu. Möglicherweise wer-
den die bisherigen Oppositionspar-
teien zusammen keine Mehrheit im
Parlament haben und weitere Koa-
litionspartner benötigen.

Das Kosovo ist heute noch ein
internationaler Zankapfel, obwohl
es fast ausschließlich von Albanern
bewohnt wird. Von 1999 bis 2008
verwaltete die UN-Mission Unmik
das Land. Bis zum Zerfall Jugosla-
wiens hatte das Kosovo den Status
einer autonomen Provinz Serbiens,
anschließend herrschte Bürger-
krieg, weil sich Aufständische gegen
den Machtanspruch Serbiens wehr-
ten. Russland, China und fünf EU-
Länder erkennen die 2008 erklärte
Unabhängigkeit des Kosovo bis
heute nicht an.  Peter Entinger

Die Literaturnobelpreisträge-
rin Olga Tokarczuk hat mit
ihren literarischen Initiati-

ven große Verdienste um Schlesien
erworben. Im Werk der 1962 bei
Hirschberg in Schlesien geborenen
polnischen Schriftstellerin, die seit
über 20 Jahren in einem nieder-
schlesischen Gebirgsort nahe der
tschechischen Grenze lebt, spielt
die schlesische Landschaft eine
prominente Rolle. 

Tokarczuks Werk ist durchzogen
von Geschichten, Mythen, Märchen
und Träumen. Die im schlesisch-
böhmischen Grenzgebiet Aufge-
wachsene studierte Psychologie
und arbeitete als Therapeutin. Nach
frühen Gedichten wandte sie sich
der Prosa zu. Da ihre Eltern in
Schlesien angesiedelte Polen aus
den an die Sowjetunion verlorenen
polnischen Ostgebieten sind, spielt
in ihren Werken auch das Thema
Vertreibung eine wichtige Rolle:
„Der Mensch, der seinen Ort ver-
lassen muss, gibt einen wesent-
lichen Teil seiner selbst auf, er wird
Opfer einer brutalen Amputation.
Phantomschmerzen werden ihn bis
ans Lebensende quälen.“ 

In ihrem Buch „Taghaus, Nacht-
haus“ (1998) hat sie ihre Wahlhei-
mat in den schlesischen Bergen
zum literarischen Ort gemacht. Die
Handlung ihrer Romane verlegt sie
gern in entlegene Epochen, etwa in
die „deutsche“ Zeit Schlesiens. 

Im schlesischen Eulengebirge,
vor allem in den Städten Neuroda,
Waldenburg und Glatz, aber auch
im benachbarten Böhmen, hatte To-
karczuk vor einigen Jahren das Li-
teraturfestival „Gory Literatury“
(Berge der Literatur) ins Leben ge-
rufen. Dieses Festival erfreut sich
wachsender Beliebtheit. Hier fin-
den Lesungen und Ausstellungen

in verschiedenen Orten statt, in
Kirchen und Klöstern, stillgelegten
Bergwerken und unter freiem Him-
mel sowie in der Landschaft des
anmutigen Eulengebirges mit wei-
tem Blick über die Berge und Gren-
zen hinweg. 

In Breslau, wo Tokarczuk haupt-
sächlich lebt, versucht sie sich in
ihren Geschichten in die ehemali-
gen Bewohner der alten Häuser der
Stadt, die teils noch aus dem Mittel-

alter stammen, und ihre wechsel-
vollen Geschichten hineinzuver-
setzen. 2015 wurde Tokarczuk mit
dem Brückepreis der Europastadt
Görlitz geehrt. Zu ihren Auszeich-
nungen zählt auch der Brücke-
Berlin-Preis (2002), den sie mit
Übersetzerin Esther Kinsky be-
kam. 2018 erhielt sie einen Preis
der Stadt Waldenburg in Schlesien.

Bei der Preisverleihung verlie-
ßen die PiS-Stadtverordneten den
Saal, um gegen die Autorin zu pro-
testieren, die auch die dunklen
Stellen der polnischen Geschichte,
wie Antisemitismus und Kolonia-
lismus, nicht auslässt. Die polni-
sche Herrschaft über weite Teile
der Ukraine und Litauens bezeich-
nete sie als Kolonialismus. Von
dem nach dem Zweiten Weltkrieg
herrschenden Opfermythos dis-
tanzierte sie sich ausdrücklich. 

Ihr Ziel ist es, die Polen auch mit
der Täterrolle in ihrer Geschichte,
die von der derzeit herrschenden
Regierung übergangen wird, zu
konfrontieren. In dem „nationalen
Opferkult“ sah sie einen Rückfall
in „irrationale Stammesenergien“.
Kein Wunder, dass der polnische
Kulturminister bei der Verkündi-
gung der Nobelpreisvergabe zuge-
ben musste, dass er kein einziges
Werk der neuen Nationalheldin
kenne, der er seit 2015 die öffent-
lichen Zuschüsse für Übersetzun-
gen gestrichen hatte. B.B.

»Opfer einer Amputation«
Literaturnobelpreisträgerin thematisiert Schuld der Polen

Machtwechsel im Kosovo
Zwei bisherige Oppositionsparteien setzten sich bei der Wahl durch

Regierungsbildung 
gestaltet sich 

traditionell schwierig
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Irakische Schiiten begehren auf
Demonstrationen nach Absetzung des beliebten Anti-Terror-Generals – Iran unter Verdacht

Auf dem Tahrir-
Platz in Bagdad: 
Während einer 
Demonstration 
gegen Korruption
halten Demonstran-
ten Bilder des als
Helden verehrten
und nun abgesetz-
ten stellvertreten-
den Kommandanten
Abdel-Wahab-al-
Saadi hoch

Bild: pa

Iraker gegen
»Marionette des Iran«



Nr. 42 – 18. Oktober 2019 7

MELDUNGEN

Griechenanleihe
ohne Rendite 

US-FED kauft
wieder Anleihen

Athen – Griechenland ist es erst-
malig gelungen, eine dreimonatige
Staatsanleihe im Volumen von
rund 500 Millionen Euro mit einer
Rendite von minus 0,02 Prozent
am Markt unterzubringen. Der
griechische Staat profitiert dabei
vom weltweit niedrigen Zinsni-
veau. Der Rat der Europäischen
Zentralbank (EZB) hatte im Sep-
tember zudem eine Wiederauf-
nahme ihres Anleihekaufpro-
gramms angekündigt. Die EZB
will ab November monatlich wie-
der Anleihen im Volumen von 20
Milliarden Euro ankaufen. N.H. 

New York – Die amerikanische
Notenbank Federal Reserve hat
den Kauf von Staatsschuldtiteln
mit kurzer Laufzeit angekündigt.
Monatlich will die US-Fed Pa-
piere im Volumen von etwa 60
Milliarden Dollar erwerben. Die
Ankäufe der sogenannten T-Bills
sollen mindestens bis ins zweite
Quartal des kommenden Jahres
andauern. Bis mindestens Janu-
ar 2020 will die Notenbank mit
sogenannten Übernachtgeschäf-
ten den Banken des Landes auch
zusätzliche Liquidität bereitstel-
len. Hintergrund dieser Hilfen
ist eine angespannte Lage am
US-Geldmarkt. N.H.

Immer mehr deutsche Großstädte
beginnen, Dieselfahrverbote
durchzusetzen. Eine Initiative der
dänischen Regierung könnte in ei-
nigen Jahren sogar zu einem Ver-
kaufsverbot von Neuwagen mit
Verbrennungsmotoren führen. 

Im dänischen Parlament kün-
digte Ministerpräsident Lars Løk-
ke Rasmussen bereits vergangenes
Jahr an, den Verkauf von diesel-
oder benzinbetriebenen neuen
Personenkraftwagen bis zum Jahr
2030 auslaufen zu lassen. Später
sollen dann sogar Hybridfahrzeu-
ge von Dänemarks Straßen ver-
schwinden. Bis 2035 solle jeder
Neuwagen in Dänemark elek-
trisch oder in anderer Weise emis-
sionsfrei betrieben werden, so der
Plan von Rasmussen.

Allerdings gibt es bei dem, was
der Politiker der liberalen Partei
„Venstre – Danmarks Liberale Par-
ti“ im Parlament als seine Vision
bezeichnete, einen juristischen
Haken. Beschlösse Dänemark im
Alleingang ein Verkaufsverbot für
Neuwagen mit Verbrennungsmo-
toren, verstieße dies gegen gelten-
des EU-Recht. 

Ein Lösungsansatz für dieses Di-
lemma könnte insbesondere für
die deutsche Automobilindustrie
weitreichende Folgen haben. Die
dänischen Pläne könnten nämlich
mit einem EU-weiten Verkaufs-
verbot von diesel- oder benzinbe-
triebenen Neuwagen Rechtssi-
cherheit erhalten. 

Alternativ könnte Dänemark
aber auch versuchen, mit der
Unterstützung weiterer EU-Län-
der in Brüssel eine Ausnahmere-
gelung durchzusetzen. Diese wür-
de es dann Einzelstaaten erlau-
ben, ein Verbrenner-Verbot einzu-
führen. Laut Angaben des sozial-
demokratischen Umweltministers
Dan Jörgensen kann Dänemark
bei seinem Vorstoß auf Unterstüt-
zung von zehn weiteren Mit-
gliedsstaaten bauen.

Tatsächlich hat sich auch schon
Schwedens ebenfalls sozialdemo-
kratischer Ministerpräsident Ste-
fan Löfven in einer Regierungser-
klärung dafür ausgesprochen, in

seinem Land den Verkauf von
Neuwagen mit Verbrennungsmo-
toren ab 2030 auslaufen zu lassen.
Auch aus Frankreich, Belgien, den
Niederlanden, Irland und Schott-
land sind bereits Verbotspläne für
Verbrennungsmotoren bekannt
geworden.

In Deutschland hat der Ge-
schäftsführer der Deutschen Um-
welthilfe (DUH), Jürgen Resch, ei-
nen Ausstieg aus der Verbren-

nungsmotorentechnik bis 2025
gefordert. Auch in Norwegen for-
dert der starke Lobbyverband der
Elektroautobesitzer schon ab dem
Jahr 2025 ein landesweites Verbot
von Neuwagen mit Verbrennungs-
motor. 

Das Land ist zwar kein EU-Mit-
glied, ein Verbot von Fahrzeugen
mit Verbrennungsmotoren hätte
aber eine erhebliche Symbolwir-
kung. Das skandinavische Land

mit rund fünf Millionen Einwoh-
nern gilt nämlich weltweit als Vor-
reiter bei der Elektromobilität.
Vergangenes Jahr lag der Markt-
anteil von reinen Elektroautos
und Plug-in-Hybriden bei 49 Pro-
zent. Erreicht wurde dieser Anteil
mit einer starken Benachteiligung
von Käufern herkömmlicher
Autos und massiven Vorteilen für
die Nutzer von Elektroautos. Nor-
weger, die sich für den Kauf eines

E-Autos entscheiden, brauchen
weder die Mehrwertsteuer von
25 Prozent zu zahlen noch die
sonst übliche Sondersteuer für
Autokäufer.

Hinzu kamen bislang Privile-
gien bei der Osloer City-Maut und
den Parkgebühren sowie die Be-
rechtigung, mit E-Autos Busspu-
ren nutzen und in Oslo an Lade-
säulen Strom kostenlos laden zu
können. Mit diesem Füllhorn an

Anreizen ist die Zahl von E-Autos
in Oslo bis Ende 2018 auf einen
Anteil von zwölf Prozent aller
Fahrzeuge angestiegen. 

Allerdings sind Zweifel ange-
bracht, ob sich das norwegische
Modell auf andere Länder über-
tragen lässt. Norwegen gehört zu
den wohlhabendsten Ländern der
Welt. Der Wohlstand des mit gro-
ßen Gasvorkommen gesegneten
Königreiches Norwegen liegt

deutlich über dem von EU-Län-
dern. So würde Oslos Anreiz-Poli-
tik zur Durchsetzung von Elektro-
autos die finanziellen Möglichkei-
ten vieler Staaten überfordern.
Für viele Norweger stellen die
deutlich höheren Anschaffungs-
kosten für E-Autos kein Problem
dar. Auch ermöglicht es der natio-
nale Wohlstand vielen norwegi-
schen Käufern von Elektroautos,
sich nebenher weiterhin einen

herkömmlichen Personenkraftwa-
gen zu halten für die Fälle, in de-
nen lange Strecken zurückgelegt
werden müssen. Auf die E-Autos
wird dann nur zurückgegriffen,
um in Oslo die eingeräumten Pri-
vilegien nutzen zu können. 

Das Vorhaben der dänischen
Regierung, ein EU-weites Verbot
für die Neuzulassung von Autos
mit Verbrennungsmotoren bis
2030 durchzusetzen, dürfte ver-
mutlich an Ländern wie Deutsch-
land, Frankreich und Italien schei-
tern, die immer noch über starke
Autoindustrien verfügen. Kopen-
hagens Vorstoß, Verbote auf natio-
naler Ebene einführen zu dürfen,
hat dagegen recht gute Erfolgsaus-
sichten. Noch das alte EU-Parla-
ment hatte sich im vergangenen
Jahr beispielsweise auf eine dra-
stische Verschärfung der Kohlen-
dioxidgrenzwerte für Neuwagen
verständigt. Die Abgeordneten
forderten eine Senkung der Werte
um 40 Prozent von 2020 bis 2030.
Zudem wurden die Autobauer
aufgefordert, bis 2030 mindestens
35 Prozent Autos mit geringem
oder gar keinem Kohlendioxid-
ausstoß zu verkaufen. 

Der europäische Autohersteller-
verband Acea sprach angesichts
solcher Forderungen von einer
notwendigen „dramatischen Um-
wandlung in Rekordzeit“. Der
deutsche Verband der Automobil-
industrie (VDA) äußerte die Hoff-
nung, dass sich „Positionen
durchsetzen werden, die durch
Vernunft und Augenmaß geprägt
sind“.

Sollte sich in den kommenden
Jahren eine Politik durchsetzen,
die ein Verkaufsverbot von Neuwa-
gen mit Diesel- und Benzinmotor
oder gar ein Zulassungsverbot
beinhaltet, könnten die großen
Autobauer insgesamt so unter Zug-
zwang geraten, dass sie die Weiter-
entwicklung von Motoren und wei-
teren Automodellen einstellen.
Ganz offen ist in diesem Zu-
sammenhang vonseiten sogenann-
ter Klimaschutzaktivisten von ei-
ner „regulatorischen Stellschrau-
be“ und einem „industriepoliti-
schen Hebel“ die Rede. N. Hanert

Vorreiter beim E-Auto
Die skandinavischen Königreiche wollen dem Verbrennungsmotor an den Kragen

China, das gerade mit gro-
ßem Pomp den 70. Jahres-
tag der kommunistischen

Machtergreifung gefeiert hat,
steht an dritter Stelle der deut-
schen Entwicklungshilfe. Absurd,
wie jetzt ein FDP-Parlamentarier
meint.

Die Wirtschaft der Volksrepu-
blik boomt seit Jahren, auch wenn
sich der Anstieg infolge des Han-
delskrieges mit den USA erstmals
verlangsamt hat. Dennoch über-
wies die Bundesregierung allein
im Jahr 2017 rund 630 Millionen
Euro Entwicklungshilfe an Pe-
king. Für den FDP-Politiker Olaf
in der Beek ist das unbegreiflich.
China gehöre längst zu den „Ge-
berländern“, in den Jahren 2000
bis 2016 hat China allein in Afrika
rund 180 Milliarden Euro an eige-
ner Entwicklungshilfe investiert,
erklärte der Entwicklungshilfepo-
litiker im SWR. 

China ist nach Indien und Sy-
rien der drittgrößte Zahlungs-
empfänger deutscher Entwick-
lungshilfe – mit steigender Ten-
denz. Seit 1979 summieren sich
die Zahlungen, die Deutschland
an Peking überwies, auf 9,6 Milli-
arden Euro. Auch Entwicklungs-
hilfeminister Gerd Müller hatte
der Zeitung „Die Welt“ im Juni ge-
sagt, dass das Verhältnis neu aus-
gerichtet werden müsse. Aller-

dings sei dies schwierig, weil Chi-
na ein wichtiger Handelspartner
aber gleichzeitig auch Wettbewer-
ber Deutschlands ist.

Damit unterstützt der deutsche
Steuerzahler ein Land, das genug
Geld hätte, um sich selbst zu hel-
fen. In Internetbranchen wie Fi-
nanztechnologie und E-Com-
merce ist China vielen Industrie-
ländern weit voraus – und im
Gegensatz zu Deutschland in der
Lage, einen Großflughafen in fünf
Jahren fertigzustellen. China ist

führend bei modernster Kern-
technologie, unterhält ein Welt-
raumprogramm, um nur einige
Leistungen aufzuzählen.

Dabei gibt es eine Entscheidung
der Bundesregierung, China keine
bilaterale Entwicklungshilfe mehr
zu geben. Diese datiert auf einer
Entscheidung des damaligen Ent-
wicklungshilfeministers Dirk Nie-
bel (FDP) aus dem Jahre 2009.
Doch wegen des mangelnden Wil-
lens Chinas zur Einhaltung der
Klimaziele ist die deutsche Ent-
wicklungshilfe immer wieder von

dieser Entscheidung zurückgetre-
ten. Dabei ist bei der Elektromo-
bilität China deutlich weiter als
Deutschland. 2018 wurden in
China nach offiziellen Angaben
erstmals deutlich mehr als eine
Million Elektroautos verkauft,
weitaus mehr als in Deutschland,
wo nur rund 68 000 E-Autos ver-
kauft wurden. 

Während die deutsche Entwick-
lungshilfe der Volksrepublik bei
der Umsetzung des Pariser Klima-
schutzabkommens und der Agen-
da 2030 helfen soll, finanziert
China im In- und Ausland weiter
neue Kohlekraftwerke und setzt
weltweit auf fossile Energie. Den-
noch glaubt man in der deutschen
Regierung offenbar weiter, dass
sich das Reich der Mitte in deut-
sche Klima- und Umweltvorstel-
lungen einbinden lasse. 

Während China eine an eigenen
Interessen orientierte langfristige
Entwicklungsstrategie in Afrika
betreibt, stürzt sich die deutsche
und europäische Afrika-Politik
auf panikartige, kurzsichtige Stra-
tegien zur Fluchtvermeidung. Da-
bei ist die EU, die Afrika mit
hochsubventionierten billigsten
Produkten der Agrarindustrie
überflutet und dort Existenzen
vernichtet, selbst eine der größten
Fluchtursachen in Afrika. 

Bodo Bost

Auf die Möbelkette Ikea kom-
men in den Niederlanden
nachträgliche Steuerforde-

rungen im Millionenbereich zu.
Laut Medienberichten stehen Steu-
erermittlungen der EU-Kommis-
sion gegen den schwedischen Kon-
zern vor dem Abschluss. Die EU-
Wettbewerbsbehörde ist dem Ver-
dacht nachgegangen, dass Ikea
durch die steuerliche Behandlung
in den Niederlanden einen unfai-
ren Vorteil erhalten hat. Konkret
unter die Lupe genommen wurden
zwei Steuervorbescheide der
niederländischen Steuerbehörden
aus den Jahren 2006 und 2011. 

Bereits seit Längerem hat Ikea
sein Geschäftsmodell auf ein Fran-
chisekonzept umgestellt. Dabei
zahlen die Ikea-Geschäfte weltweit
eine Franchisegebühr in Höhe von
drei Prozent ihres Umsatzes an die
Gesellschaft Inter IKEA Systems
B.V. in den Niederlanden. Deren
Steuerbelastung wurde in der Ver-
gangenheit erheblich durch Zah-
lungen von Lizenzgebühren ge-
mindert. Empfänger der Zahlun-
gen war ein anderes Unternehmen
der Ikea-Gruppe mit Sitz in Lu-
xemburg. Im Jahr 2011 wurden die
Eigentumsrechte von dieser Lu-
xemburger Gesellschaft dann auf
Inter IKEA Systems B.V. in den
Niederlanden übertragen. Finan-
ziert wurde dies mit einem Milliar-

den-Darlehen einer Liechtenstei-
ner Stiftung. Die niederländische
Steuerverwaltung erließ hierzu ei-
nen zweiten Steuervorbescheid, in
dem dieser gruppeninterne Kredit
ebenfalls steuermindernd aner-
kannt wurde. 

Bereits im Jahr 2017 hat die EU-
Kommission eine Prüfung der
steuerlichen Behandlung in den
Niederlanden eingeleitet. Kern-
punkt war dabei die Frage, ob die
nach Luxemburg überwiesenen Li-
zenzgebühren oder der später ge-

zahlte Kaufpreis für das geistige
Eigentum wirtschaftlich angemes-
sen waren. Zu hoch angesetzte
Geldflüsse würden für den Ver-
such sprechen, die Steuerbela-
stung auf die Franchisegebühren
in den Niederlanden künstlich
herunterzurechnen. Laut Medien-
berichten steht die EU-Kommis-
sion nun kurz davor, die Ermittlun-
gen abzuschließen.

Im Fall der Kaffeehauskette Star-
bucks hatte die EU-Kommission in
einem Steuerstreit unlängst eine
Niederlage einstecken müssen.

EU-Wettbewerbskommissarin Mar-
grethe Vestager hatte gegen das US-
Unternehmen eine millionen-
schwere Steuernachforderung ver-
hängt, weil sie einen illegalen Steu-
ervorteil gesehen hatte. Allerdings
kassierte das Gericht der Europäi-
schen Union im September diese
Entscheidung wieder ein. 

Das Gericht, das dem Europäi-
schen Gerichtshof nachgelagert ist,
war in diesem Fall zu der Ansicht
gelangt, dass die EU-Kommission
unerlaubte Steuervorteile durch
die Niederlande nicht nachweisen
konnte. Auch beim Fall der Kaffee-
hauskette war es um ein Geflecht
von Tochtergesellschaften in ver-
schiedenen Ländern und um
grenzüberschreitend gezahlte Li-
zenzgebühren gegangen. Das Ur-
teil war eine Schlappe für die
Wettbewerbskommissarin Vesta-
ger. Diese hat bereits in mehreren
Fällen versucht, gegen Steuerer-
leichterungen für große Konzerne
vorzugehen. Im Fokus der Kritik
standen dabei immer wieder die
EU-Länder Luxemburg, Irland und
die Niederlande. Unter anderen
haben namhafte US-Konzerne
Steuermodelle genutzt, um über
Tochtergesellschaften in den
Niederlanden und Irland Gewinne
aus Europa fast steuerfrei in kari-
bische Steueroase transferieren zu
können. N.H.

EU-Kommission
kurz vor Abschluss

im Ikea-Fall

Die orangene Steueroase
Gewinne über die Niederlande steuerfrei in die Karibik transferiert

Entwicklungshilfe für China
Bundesregierung scheut Änderungen am Zahlungsverhalten

Deutschland zahlt,
weil Klimaziele

nicht erreicht werden

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.918.433.842.108 €
Vorwoche: 1.918.474.588.396 €

Verschuldung pro Kopf:
23.108 €
Vorwoche: 23.108 €

(Dienstag, 15. Oktober 2019, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WI RTS C H A F T

Typisch: Elektroautos (Tesla) in Norwegen (Oslo) Bild: pa
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Kaum tritt im kollektiven
Greta-Wahn eine kleine Er-
müdung ein, so nimmt sich

eine neue Erscheinung der Aufga-
be an, die Menschheit in Unruhe
zu halten. Es ist die „Extinction Re-
bellion“ (XR, Rebellion gegen das
Aussterben), verse hen mit einer
exzellenten Organisation, Fin an -
zierung, Presse und einem Em -
blem, der Sanduhr. Diese weist auf
das Ende allen Lebens hin und
mahnt dazu, sich dagegen zu erhe-
ben.

Wer meint, die Übergabe der Welt-Er -
rettung-Fackel sei, pünktlich wie sie ab-
läuft, ein erfreulicher Zufall, der glaubt
auch, dass der Weihnachtsmann die
Ostereier legt. Weltweite Bewegun gen
entstehen nicht einfach von selbst, sie
müssen konzipiert,
organisiert und mit
ausreichenden Fi-
nanzmitteln verse -
hen werden. All das
braucht eine hoch -
professionelle Füh-
rung, ohne diese
kommt nichts zustande.

So geben die Leute von XR in Großbri-
tannien völlig unbe kümmert bekannt,
dass sie freiwillige Helfer suchen, soge-
nannte XR volun teers, denen sie pro
Mann und Woche 400 Pfund gegen das
Versprechen bieten, dass sich diese den
Prinzipien von XR un terordnen. Je mehr
jemand ansonsten dem Staat auf der Ta-
sche liegt und sonst nichts zu tun hat,
umso leichter wird er das Angebot an-
nehmen. 

Auf anderer Bühne, mit eigenen Mi-
men, aber mit demselben Stück agiert die
Bun   desregierung. Sie hat dem Publikum
das sogenannte Klimapaket vorgelegt,
Applaus hei schend und unter erheb-
licher Eigenwerbung. Große Dinge waren
da bei nicht zu erwarten und sind auch
nicht drin. Eines aber beinhaltet das Kon-
volut, das ebenso bemerkenswert als we-
nig be achtet ist. 

Das Klimapaket begründet Vorschrif-
ten, von denen einige bis tief in den pri-
vaten Bereich der Bürger hineinwirken.
Das betrifft vor allem das Heizen und die
Be weg lichkeit, sei es nun mit dem Auto
oder dem Flugzeug. All das, zusammen

mit weiteren Punkten,
soll einmal jähr lich
geprüft werden. Da
stellt sich die Frage,
ob dann ein Kommis-
sar in der Tür steht
und von einem Haus-
besitzer Aus kunft

darüber verlangt, warum er im Win ter
seine Räume auf 22 Grad geheizt und
sich nicht mit 18 Grad begnügt hat. Mit
anderen Worten: Kontrollen dieser Art
sind nur von einem Staat durchzu führen,
der einen totalitären Charakter angenom-
men hat. 

Das alles ist den Grünen und ihren
Kum panen im Geiste allzu wenig. Sie for-
dern einen stetig steigenden Kohlendio-
xidpreis, Öl hei z ungen werden, falls es
nach ihnen geht, bald nicht mehr erlaubt,
ebenso Autos mit Verbrennungsmotor.
Das Flie gen soll deutlich teurer werden.
Geplant sind auch Druckmittel, die den
Menschen den Fleischkonsum erschwe -
ren, wenn nicht verbieten, dafür wird die
vegetarische und vegane Ernährung ge-
fördert.

Auch hier gilt: Ein Staat oder eine Par-
tei, die sich anmaßt, den Bürgern vorzu -
schrei ben, was und wie viel sie essen sol -

len, trägt totalitären Charakter. Und auch
hier stellt sich die Frage nach der Kon-
trolle. Diese verlangt immer nach einem
Eingriffsrecht. Wenn sich ein sol ches auf
die persönlichste Lebens gestal tung er-
streckt, so ist es endgültig aus mit der
Frei heit.

Natürlich kann derzeit noch nie mand,
der sich dagegen wehrt, in Straf haft ge-
nommen werden, noch nicht. Doch es
gibt andere Wege. In der Ausgabe 3/10
des „Psychotherapeutenjour nals“ („PTJ“)
wird die „Klimaleugnung“ als psychische
Krankheit beschrieben, die in ihrer
schlimmsten Form so aussieht: Es ist die
„Überkompensation“, die zum „Kreuzrit-
tertum gegen den Klimaschutz“ und zur
„aggressiven Leugnung der existenziellen
Be drohung“ führen könne. Diese Grup pe
versuche, ihrer Todesangst aus dem Weg
zu gehen, indem sie eine „symbolische
Unsterblichkeit“ erreichen wolle und was
sich die Seelenklempner noch so einfal-
len lassen. Die Rede ist auch von einer
„akuten Eigen- oder Fremd gefährdung“.
Diese entbindet den Therapeuten von der
ärztlichen Schweigepflicht und reicht als
Grund aus für eine zwangsweise Verab-
folgung von Medikamenten und die Ein-
weisung in eine psychiatrische Einrich-
tung. 

Wer sich nun damit trösten will, dass
dies die Auffassung irgendeines Spinners
sei, dem sei gesagt, dass das „PTJ“ das Or-
gan der Bayerischen Landeskammer der
Psychologischen Psychotherapeuten ist,

der jeder Psychotherapeut zwangsweise
angehört und die in ihrem Bereich hoheit-
liche Aufgaben ausführt. Alles ist vorbe-
reitet für die Möglichkeit, jeden in ein
Narrenhaus zu sperren, der die offizielle
Theorie in Sachen Klimawandel anzwei-
felt. Die Öko-Diktatur nimmt Gestalt an.

Überraschen kann die Verbindung von
Klima-Diskussion und Totalitarismus kei-
neswegs. Beide brauchen für ihr Funktio-
nieren die Angst. Vorgeblich gilt es, die
Menschheit vor der Vernichtung zu be-
wahren. Diesem Ziel wäre natürlich alles
andere unterzuordnen – Wünsche der pri-
vaten Lebensgestaltung, die gesellschaftli-
che Gliederung, die politische Ordnung,
kulturelle Eigenheiten und Vorlieben, end-
lich Weltanschauung
und Freiheit. 

Die klassische Al-
ternative der bisheri-
gen Ideologien be-
stand darin, dass man
eine gute Welt ver-
sprach anstelle der
vorgefundenen schlechten. Heute reicht
das nicht mehr aus. Die Alternative heißt
jetzt: unsere Welt oder gar keine. Dies ist
der gedankliche Hintergrund, wenn ein
Herr Grönemeyer während eines Kon zerts
emphatisch plärrt, er und seinesgleichen
würden „diktieren“, wie die Gesellschaft
auszusehen habe.

In einem politischen Milieu, in dem der
Widerspruch auch nur als störend und
endlich als schädliche Krankheit empfun-

den wird – sei es von der volonté
gé nérale (allgemeiner Wille) des Je-
an-Jacques Rousseau, sei es durch
die politische Korrektheit – gilt er
alsbald als strafbar. Abweichende
Meinungen werden systematisch
unterdrückt. Es regiert die Behaup-
tung, der Sachstand sei unbestritten
und die Wissenschaft einer Mein -
ung. Abweichende Darstellungen
sind aus Presse und elektronischen
Medien weitestgehend verbannt,
und das Publikum hat das hinzu-
nehmen.

Wo es darum geht, die Freiheit einzu-
schränken und auf längere Sicht abzu-
schaffen, darf natürlich Brüssel nicht feh-
len. Von dort kommen in diesem Kontext
Tagesbefehle in reicher Zahl, vom Verbot
der herkömmlichen Glühbirne über zahl-
lose Effizienz-Vorgaben für Produkte aller
Art bis hin zu genormten Wasserhähnen
und Vorschriften für eine bessere Isolie-
rung von Türen und Fenstern, als wüsste
man nicht, dass derlei Schimmelbildung
in den Räumen hervorruft. 

Der niederländische Ökonom und Publi-
zist Hans Labohm, jahrelang ständiger Ver-
treter der Niederlande bei der Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) und dort Mit-

glied des Ausschusses
für Entwick-lungshil-
fe, prognostiziert die
möglichen Folgen der
Klimadebatte: „Wir
werden mit einer
schleichenden Kollek-
tivierung unserer Ge-

sellschaften rechnen müssen – sofern die
Klimapolitik fortgesetzt wird, die praktisch
alle politischen Parteien vertreten, die der-
zeit an der Macht sind. Rechnen wir die
gegenwärtige Entwick-lung hoch, werden
wir letztlich bei einer Art Öko-Plan- und
Kommando-Wirtschaft landen.“ Da aber ei-
ne derartige Wirtschaftsform mit einer po-
litischen Kommando-Ordnung einhergeht,
führt dieser Weg unabweichlich zur Un-
freiheit.

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist

„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter
Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands

berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus

konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

Die SPD ist am Ende. In den
Worten des „Forsa“-Grün-
ders Manfred Güllner:

„Die SPD ist in der Auflösung be-
griffen. Ein neuer Vorsitzender
wird das nicht ändern.“

Es dürfte schwerfallen, dieser
These des langjährigen Chefs ei-
nes renommierten Meinungsfor-
schungsinstituts zu widerspre-
chen. In der „Sonntagsfrage“ be-
züglich der Bundestagswahl er-
reicht die SPD derzeit nur selten
die 15-Prozent-Marke, die Werte
tendieren eher in Richtung des
einstelligen Bereichs. Auch in
den Ländern macht sich der freie
Fall der Partei bemerkbar. In der
– einstigen – sozialdemokrati-
schen Hochburg Bremen kam sie
bei den Wahlen im Mai hinter die
CDU, erreichte aber trotz großer
Verluste immer-
hin noch knapp
25 Prozent. An-
derswo ist sie
von derartigen
E r g e b n i s s e n
weit entfernt, in
Sachsen waren
es im September gerade einmal
7,7 Prozent. 

Es ist noch gar nicht so lange
her, da machten die Spitzenkan-
didaten von Union und SPD den
Kampf um das Amt des Regie-
rungschefs wie selbstverständlich
unter sich aus. Diesbezügliche
Möglichkeiten scheinen für die
SPD stetig in weitere Ferne zu
rücken, ein letzter Halt wird in
Koalitionen mit immer mehr
Partnern gesucht.

Überzeugendes Spitzenperso-
nal hat die SPD nicht mehr auf-
zubieten. Frank-Walter Steinmeier
bescherte seiner Partei bereits bei
der Bundestagswahl 2009 ein ka-
tastrophales Ergebnis von nur
23 Prozent. Kandidat Peer Stein-
brück war 2013 von Anfang an
sichtlich lustlos, und Martin
Schulz unterbot Steinmeier 2017

noch einmal um 2,5 Prozent. Von
ihrer Vorsitzenden Andrea Nah-
les war die eigene Partei so wenig
angetan, dass sie ihr im Juni nach
gerade mal einem reichlichen
Jahr die Tür wies. Bezeichnend
ist, dass der Posten des Parteivor-
sitzenden, der zumindest früher
die Kanzleroption beinhaltete, in-
zwischen offenbar so unattraktiv
ist, dass keiner der drei derzeit
kommissarischen Vorsitzenden
Interesse angemeldet hat. In ei-
nem langwierigen, sich noch bis
Dezember erstreckenden Abstim-
mungsverfahren wird nun eine
neue „Doppelspitze“ bestimmt.
Viele Bewerber sind der breiteren
Öffentlichkeit unbekannt. 

All dies sind jedoch eher
Symptome des Niedergangs der
Partei. Die Ursachen liegen tiefer.

Güllner diagno-
stiziert, die SPD
habe die „Mitte
verloren“ und
schwenke „im-
mer weiter nach
links“. Das ist
fraglos ein

Aspekt. Zu ergänzen wäre, dass
das äußere linke Feld bereits be-
setzt ist, das Zeitgeistfeld erst
recht. Vor allem aber hat die SPD
ihr wichtigstes Klientel im Stich
gelassen. Dies ist nicht mehr un-
bedingt der „klassische“ Arbeiter,
allerdings der sozial schwächer
Gestellte oder der „Schlechter-
verdienende“.

Der FDP haftet das Etikett
„Partei der Besserverdienenden“
an. Die Liberalen fühlen sich da-
mit seltsam unwohl, obwohl es
sich durchaus um eine berech-
tigte Interessenvertretung han-
delt. Wesentliche Aufgabe der
SPD wäre es gewesen, langfristig
und nicht nur gegenüber der
FDP, als große „Partei der
Schlechterverdienenden“ aufzu-
treten. Platz verlassen, Wähler
und Zukunft verpasst.

Verpasst
Von Erik Lommatzsch

Nach Pizza kommt Steak
Von Christiane Rinser-Schrut

Kent Hahne ist nicht unbe-
dingt als Gründer der
Apeiron Restaurant und

Retail Management GmbH, son-
dern als Mitbegründer der Pizze-
ria-Kette Vapiano bekannt. Im Fe-
bruar 2019 folgte ein Krisenbe-
richt dem nächsten; Umsatzziele
wurden verfehlt, Aktienkurse bra-
chen ein, eine zu schnelle Expan-
sion (Vapiano-Filialen in 33 Län-
dern) wurden als Krisenursache
angegeben. Wie gut, dass Hahne
schon Jahre zuvor seine Anteile an
und seine Restaurants der Marke
verkauft hat. Mit seiner neuen Fir-
ma führt er nun die Systemgastro-
nomieketten L’Osteria (Pizzeria),
The Ash (American Steak House),
Bullitt (Burger und Wings, über-
nimmt die Fleischreste des Steak-
hauses), und GinYuu. Bei der
Marke GinYuu, was thailändisch
so viel wie „einfach essen, leicht

leben“ heißt, läuft es nicht so gut.
Das liegt nach eigenen Angaben
daran, dass die Kunden im mitt-
leren Preissegment noch nicht an
die asiatische Küche gewöhnt
seien. Die Zeit
der Selbstbedie-
nungsgastrono-
mie sei vorbei;
das war wohl die
bittere Lehre der
Vapiano-Krise.
So wird nun an
dieser Schraube bei dem Asia-
Restaurant gedreht, von der es
bislang nur zwei laufende Filia-
len gibt. Eine wurde nach kurzer
Zeit wieder geschlossen, Miet-
verträge für geplante vorzeitig
gekündigt. Wie gut, dass die rela-
tiv neue Marke „The Ash“ läuft.
Steaks, Steaks und nochmals Ste-
aks – ob da wohl die Klimabilanz
stimmt? 

Erst vor Kurzem wurde das ach-
te Steakhouse in Bochum eröffnet.
Viel Platz, ein zentral platzierter
Lavagrill, eine meterhohe lange
Theke mit allem, was zu Fleisch

schmeckt und
Hochtische – das
sind die Erken-
nungsmerkmale
dieser Systemga-
stronomiekette.
Essen soll zum
Erlebnis werden.

Wo ist nur die Zeit geblieben, in
der es hieß: „Wir gehen heute zu
Renate essen“ und meinte damit,
die gutbürgerliche deutsche Kü-
che zwei Straßen weiter? Nach ei-
ner wissenschaftlichen Untersu-
chung der Carlson School of Ma-
nagement liegt Deutschland bei
der Liste der Anteile von Restau-
rants mit einheimischer Küche
auf dem letzten Platz. Auch welt-

weit belegt die deutsche Küche
nur Platz zwölf von 20 der belieb-
testen kulinarischen Richtungen.
Systemgastronomie, angefangen
bei McDonalds über Pizza- und
Asia-Imbisse bis hin zu hochwerti-
geren Restaurantketten sprießt
hingegen wie Pilze aus dem Bo-
den. Hier weiß der Kunde schon
vor seiner Bestellung, wie das Es-
sen schmecken wird, und dabei ist
es egal, ob er sich in Deutschland
oder in England befindet. Gastro-
nome mit nur einem Lokal können
bei den Preisen kaum mithalten
und verlieren viel zu häufig den
Kampf gegen die Einheitsküche.
Dabei geht nicht nur der indivi-
duelle Geschmack  und ein Stück
Kultur verloren, auch das persönli-
che Gespräch mit dem Wirt und
die Erfüllung von ganz eigenen
Wünschen bleibt auf der Strecke.
Da sag ich nur: „Mahlzeit!“

Trotz guter 
Lage an der
evangelischen
Kirche St. Georg
geschlossen: 
Das Altdeutsche
Bier- und Speise-
lokal Dorfkrug
im Bremer Stadt-
teil Huchting

Bild: Imago/Eckhard
Stengel

Deutsche Küche
kaum in Deutschland

vorhanden

Gegenwind

Die Öko-Diktatur 
nimmt Gestalt an

Von FLORIAN STUMFALL

FO R U M

Platz verlassen,
Wähler und Zukunft

verpasst
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Kirche bald 
wieder nutzbar

Berlin − Die Sanierung der von
Karl Friedrich Schinkel entworfe-
nen Friedrichswerderschen Kir-
che ist abgeschlossen. Die Stif-
tung Preußischer Kulturbesitz
(SPK) wird das Kirchengebäude
ab dem zweiten Quartal 2020
wieder als Ausstellungsraum für
die Alte Nationalgalerie nutzen
und dort eine auch international
ausgerichtete Ausstellung zur
Skulptur der Schinkelzeit präsen-
tieren. Rund sieben Jahre war das
von der SPK für Ausstellungen
ihrer Skulpturensammlung ge -
nutzte Kirchengebäude nur von
außen erlebbar, weil das Entste-
hen neuer Bauwerke in der un -
mittelbaren Nachbarschaft gravie-
rende Schäden an der zwischen
1824 und 1830 erbauten Kirche
verursacht hatte, die vom Boden
bis zur Decke reichten (die PAZ
berichtete). tws

Als Gregor Sander eines Morgens
aus unruhigen Träumen erwachte,
fand er sich in einem neuen Staat
wieder. In Abwandlung von Kaf-
kas Erzählung „Die Verwandlung“
könnte man das beschreiben, was
dem Berliner Autor Gregor San-
der widerfahren ist.

„Ich habe so viel gemacht, dass
ich eigentlich nur noch Schrift-
steller werden konnte“, sagt Gre-
gor Sander. Für seine Erzählun-
gen wurde Sander vielfach ausge-
zeichnet, sein Romandebüt „ab -
wesend“ von 2007 war für den
Deutschen Buchpreis nominiert,
und das Drehbuch seines Werkes
„Was gewesen wäre“ stammt
ebenfalls aus seiner elektroni-
schen „Feder“ und kommt als
Film mit Christiane Paul und
Ronald Zehrfeld am 21. Novem-
ber in die deutschen Kinos.

Der neue Roman „Alles richtig
gemacht“ (Penguin Verlag, 240
Seiten, 20 Euro) des 1968 in
Schwerin geborenen Schriftstel-
lers ist be reits in aller Munde,
wird in Kultursendungen des
Landes in den höchsten Tönen
gelobt und vom Autor an diesem
Wochenende auf der Frankfurter
Buchmesse vorgestellt. Die Ge -
schichte liefert einen Einblick in
die Lebensläufe der „Generation
Wende“. Sie handelt von den
Freunden Thomas und Daniel, die
sich als Jugendliche kennenlern-
ten und es sich im vereinigten
Deutschland, den veränderten
Umständen entsprechend, so an -
genehm wie möglich machen.

Den ironisch gemeinten Titel
„Alles richtig gemacht“ will San-
der doppeldeutig verstanden wis-
sen. „Wenn einem das große Ding
gelungen ist, kann man sagen:
alles richtig gemacht. Man kann
es aber auch sagen, wenn alles
schief gegangen ist“, meint San-
der. Was er selbst im Leben rich-
tig gemacht hat, mögen andere
entscheiden. Er hoffe jedoch, dass
die Leute von ihm sagen, er habe
gute Bücher geschrieben. Es sei
ihm wichtig, dass man ihn als
freundlichen Menschen sehe, der
auch zuhören könne.

Was ist das für einer, den man-
che als ersten deutschen Nach-
wendeautor bezeichnen, der Au -
toren bewundert, die 800 Seiten
lange Bücher verfassen, der bei
Lesungen mit tosendem Applaus
vom Publikum begrüßt wird und
doch eher bescheiden auftritt, so,
als ob ihn der plötzliche Erfolg
beinahe überrumpelt hätte und er
sich stets erinnern müsse, dass es
auch Zeiten gab, als noch nicht

alles so glatt lief? Er sei jemand,
der in den letzten 50 Jahren viele
Erfahrungen gemacht habe, für
die er aber auch dankbar sei, lässt
er wissen.

Was lange währt, wird endlich
gut. Selten trifft der Inhalt eines
Sprichwortes so sehr zu wie auf
Sander, der seit 20 Jahren in Ber-
lin-Mitte wohnt und sich mit Frau
und zwei Söhnen auch dort zu
Hause fühlt.

„Ich wollte nicht die Ausbil-
dung zum Schlosser mit Abitur
machen“, sagt Sander, aber zum
Abitur wurde er im sozialisti-
schen Teil Deutschlands zunächst
nicht zugelassen. In Schwerin gab
es zu DDR-Zeiten bei 130 000 Ein-

wohnern ein Gymnasium. Darin
einen der wenigen Plätze zu
ergattern, war äußerst schwierig.
Da im ersten sozialistischen Staat
auf deutschem Boden dieser auch
alle Bereiche des täglichen Le -
 bens kontrollierte, wurde eben-
falls darüber entschieden, wer
zum Abitur zugelassen wurde
und wer nicht. Sanders Noten-
durchschnitt von 1,3 nützte da
wenig. Erst nach einer „Eingabe“,

dem Oberbegriff für Beschwerden
aller Art in der DDR, gelang es
ihm, doch noch zum „Instandhal-
tungsmechaniker mit Abitur“ aus-
gebildet zu werden. Der Spaß am
Beruf spielte dabei keine Rolle.

Sander wechselte sofort nach
Ende der Ausbildung in die medi-
zinische Richtung als Kranken-
pfleger und zu einem kurzen
Intermezzo an der medizinischen
Fakultät der Universität Rostock.
Der Autor bewundert Ärzte und
ihren Beruf, seiner sei es jedoch
nicht. Da ihn die Literatur immer
interessiert hat, begann er an der
Berliner Humboldt-Universität
ein Studium der Ge schichte und
Germanistik. Endlich und kurz

vor der Altersbegrenzung zur
Aufnahme an der Schule fand der
heute so erfolgreiche Autor 1996
an der Berliner Journalistenschu-
le einen Ort, an dem er sich
äußerst wohlfühlte.

Die Lerninhalte gefielen ihm,
der eigentlich immer nur schrei-
ben wollte. Jetzt hatte Sander
Mut, sich für ein Stipendium zu
bewerben, was auch gleich klapp-
te. Er sei richtig von sich selbst

beeindruckt gewesen, als ihm das
gelang, lässt er wissen. Und plötz-
lich ging es aufwärts mit dem, was
er am liebsten tat: schreiben. 2002
erschien der Erzählband „Ich
aber bin hier geboren“, es folgten
Preise und Stipendien, darunter
auch 2012 eines an der Queen
Mary University of London.

Ein Tag im Leben des Gregor
Sander in Berlin beginnt so pro-
fan wie überall mit der Früh -
stückszubereitung für die Kinder.
Danach geht es ins Büro, das sich
in einer alten Fabrik in einem
anderen Berliner Bezirk befindet.
Hier ist er ungestört, auch ohne
Internet, in dem man sich verlie-
ren kann, und ohne jede Ablen-

kung aus dem häuslichen Umfeld.
Gleichzeitig arbeiten außer ihm
dort noch andere Leute in ver-
schiedenen Professionen. Sander
werkelt hier an seinen Büchern
und, wie zuletzt, auch an einem
Drehbuch gleichzeitig, was ganz
schön anstrengend war. Einmal in
der Woche steht er der „Kultur-
presseschau“ bei Deutschland-
funk Kultur zur Verfügung.

Im jüngst erschienenen Werk
wollte der Autor weg vom Kli-
schee der Plattenbauten und dass
es in der DDR kein Privateigen-
tum gegeben habe. So arbeitet der
Vater des Protagonisten Thomas
Zeit seines Lebens in der eigenen
Drogerie, bis ihn das neue System
mit den großen Drogerie-Ketten
dazu zwingt, sein Geschäft aufzu-
geben. Ohne seinen Laden, der
von Generation zu Generation in
der Familie weiter vererbt wurde,
möchte auch er nicht mehr leben.
Eigentlich wollte Sander in die-
sem Buch die DDR außen vor las-
sen. Dieses sei ihm aber nur
bedingt gelungen, eines der 
16 Kapitel spielt in der Vorwende-
zeit. „Es hatte sich nach der
Wende wirklich alles geändert“,
sagt er, „von der Krankenversiche-
rung bis zur Berufsausbildung,
vom Schulsystem bis zum Miet-
vertrag. Abiturzeugnisse wurden
um ein paar Kommastellen abge-
wertet.“ Für junge Menschen sei
das machbar, für Ältere sei es oft
eine Überforderung gewesen.

Vom „Deutschland einig Vater-
land“ seien wir leider noch ein
ganzes Stück entfernt, meint San-
der. Und auf die Frage, was wir
Deutsche seiner Meinung nach
tun müssten, um wieder ein ver-
einigtes Volk zu werden, antwor-
tet der Schriftsteller beinahe
weise: miteinander reden, nicht
übereinander. Silvia Friedrich

Am 18. Oktober startet Sander in
Frankfurt eine Lesetour, die ihn
bis März unter anderen nach
München (23.10.), Berlin (31.10.,
8.1.) Köln (27.11.) und Potsdam
25.3.2020) führen wird. Alle Ter-
mine im Internet unter: www.ran-
domhouse.de/termine/66177.rhd

Die Verwandlung des Gregor Sander
Wendezeit aus Sicht eines Drogisten – Berliner Autor stellt neuen Roman auf Frankfurter Buchmesse vor

Erfolgreicher Autor der „Generation Wende“: Gregor Sander Bild: Thorsten Futh

Tätowierter Jesus
Kontrastreiches Nebeneinander im Bamberger Diözesanmuseum

Frühe Karrierefrau
Eine Wiedergutmachung für das Wunderkind Clara Schumann

Das Bamberger Diözesan-
museum beherbergt bis zu
1000 Jahre alte sakrale

Schätze von Weltrang. Sie haben
unter dem Motto „Der Funke Got-
tes!“ Besuch von zeitgenössischen
Werken bekommen. Die stammen
von 60 internationalen Künstlern.
Zum Motto äußert Kurator Ale-
xander Ochs: „Wir sind überzeugt,
dass jedes gute Kunstwerk einen
spirituellen Antrieb in sich trägt.
der sich dem Publikum mitteilt.
Diesen nennen wir den Funken
Gottes.“

Das heißt allerdings nicht, dass
alle Gastwerke religiösen Charak-
ter haben. Ai Weiwei etwa fällt
mit einer 2000 Jahre alten Vase
aus China auf, die er 2017 mit
dem roten Coca-Cola-Schriftzug
„verschönert“ hat. Inmitten von
Ho stienbehältern und Reliquiaren
wirkt sie wie ein Fremdkörper.

Harmonisch reihen sich hinge-
gen Karsten Konrads „Torno“ beti-
telte Stelen in die Gruppe der
kunstvoll gestalteten Prozessions-
stäbe (18. Jahrhundert) der Bam-
berger Zünfte ein. Und doch un -
terscheiden sie sich deutlich von-
einander: Konrad hat Vasen und
anderen ausrangierten Hausrat
aufgestapelt, um ihnen zu Würde
und Schönheit zu verhelfen.

Zwei Christusdarstellungen, die
fast 900 Jahre auseinanderliegen,

bilden ein irritierendes Neben-
einander. Das mit 83 Zentimetern
außergewöhnlich große romani-
sche Kruzifix aus Elfenbein (um
1130/40) ist eines der eindrucks-
vollsten Werke der Sammlung.
Der Körper des wie schlafend
wirkenden Gekreuzigten ist bis
auf die Handwunden makellos.
Ob man das auch vom neben ihm
hängenden Schmerzensmann

behaupten will, ist Geschmacks-
sache. Gemalt hat ihn Marianna
Gartner. Titel: „Tattooed Jesus“
(2004). Einerseits erscheint es
respektlos, dass Gartner den Kör-
per Jesu mit zahlreichen Tätowie-
rungen „verschandelt“ hat. Ande-
rerseits wirkt ihr Gemälde wie
eine moderne Votivgabe (Weihe-
geschenk) in der Tradition der

Hervorbringungen der Volksfröm-
migkeit, wie sie noch heute in vie-
len Kapellen zu finden sind.

Weltberühmt ist das Museum
für seine von Kaiser Heinrich II.
und seiner Gemahlin Kunigunde
an den Bamberger Dom gestifte-
ten Mäntel. Die Goldstickerei des
viel bewunderten „Sternenman-
tels“ (um 1020) zeigt Christus als
Weltenherrscher, umgeben von
den zwölf Sternzeichen. Vor den
Prunkmänteln des als Heilige ver-
ehrten Kaiserpaares liegt ein mit-
leiderregendes Wesen. Seine Au -
genhöhlen sind leer, der Oberkör-
per weist Schnittwunden auf. Die
japanisch-schweizerische Malerin
Leiko Ikemura wählte für ihre
Bronzeskulptur einen Titel, der
uns alle betrifft: „Memento mori –
Sei dir der Sterblichkeit bewusst.“

So ungewöhnlich wie die Schau
ist die „Ausschilderung“ der
Exponate. Sie besteht nur aus
Nummern, um dem Publikum
eine unverstellte Annäherung an
die Werke zu ermöglichen. Deren
Erläuterung liefert dann das
Begleitheft. Veit-Mario Thiede

Bis 10. November im Diözesan-
museum Bamberg, Domplatz 5,
geöffnet Dienstag bis Sonntag von
10 bis 17 Uhr, Eintritt 10 Euro.
Internet: www.dioezesanmu-
seum-bamberg.de

Es war eigentlich eine per-
fekte Künstler-Symbiose:
Der Komponist Robert

Schumann und seine als Pianistin
auftretende Ehefrau Clara be -
fruchteten sich zu Lebzeiten
gegenseitig. Während Clara nach
ihrem Tod beinahe in Vergessen-
heit geriet, strahlte der Stern ihres
Mannes umso heller. In Leipzig,
wo Clara Schumann geborene
Wieck am 13. September 1819
geboren wurde (siehe PAZ vom
13. September), sorgt man im
Stadtgeschichtlichen Museum für
eine Art Wiedergutmachung.

Unter dem Titel „Frauenliebe &
Leben. Clara Schumann zum 
200. Geburtstag“ zeigt man dort
eine das Jubiläumsjahr abschlie-
ßende Ausstellung, in der die
Künstlerin und die Persönlichkeit
Clara Schumann gewürdigt wer-
den. Das Besondere hierbei: Die
Besucher können selbst andere
Gäste zu einem Kurzkonzert am
Klavier einladen.

In den drei Themenbereichen
„Das Leipziger Wunderkind“, „Die
große Liebe“ und „Frauenleben“
zeigt die Ausstellung, wie und um
welchen Preis es Clara Schumann
gelang, ihre Pianistinnenkarriere
zu verfolgen. Nach ihrer Hochzeit
wusste sie ihre künstlerischen
Ideale mit großer Leidenschaft
und Arbeitsdisziplin sowie

Selbstbehauptung und Familien-
sinn zu verbinden. Sie war damit
eine Ausnahme in der männerdo-
minierten Gesellschaft des Bie-
dermeiers. Konfliktfrei verlief das
alles nicht: Liebe, Erschöpfung,
Rivalität zwischen den Eheleuten,
Schicksalsschläge, Genie und
Wahnsinn gehören zum Bild die-
ses Star-Künstler-Liebespaars der
Romantik. 

Clara Schumanns Lebenselixier
war und blieb dabei das Klavier.
Es steht im Mittelpunkt der Aus-
stellung: Ein moderner Flügel, der
die Präsenz des Klaviers im Leben
Clara Schumanns und die Aura
eines Konzertpodiums andeutet –
und der auch von den Besuchern
zum Klingen ge bracht werden
darf. Flankiert wird er von einem

historischen Tafelklavier aus
Leipziger Fabrikation. Eine Aus-
wahl von Clara-Schumann-Expo-
naten aus den Sammlungen des
Stadtgeschichtlichen Museums,
intime Briefe, Porträts, Dokumen-
te und plastische Bildwerke,
sowie eine Film- und Hörstation
ergänzen das Arrangement. 

Von ihrem Vater Friedrich
Wieck hervorragend ausgebildet
und zu professioneller Selbststän-
digkeit erzogen, reifte sie früh zur
Starpianistin, Komponistin und
geschätzten Lehrerin. Zu Lebzei-
ten künstlerisch erfolgreicher als
ihr Mann, sorgte sie über Jahre
für den gemeinsamen Lebens-
standard und die mit acht Kin-
dern rasch gewachsene Familie.
Von diesem unermüdlichen Tätig-
sein zwischen Auftritt, Unterricht,
Konzertorganisation und Alltags-
bewältigung erzählen die Büh-
nenprogramme, Bilder und Brief-
zeugnisse dieser Ausstellung. Zu
erleben ist eine moderne Karrie-
refrau, die Kind und Kegel unter
einen Hut brachte. H. Tews

Haus Böttchergäßchen, Böttcher-
gäßchen 3, 04109 Leipzig, geöff-
net Dienstag bis Sonntag von 10
bis 18 Uhr, Eintritt: 5 Euro, freier
Eintritt an jedem ersten Mittwoch
im Monat. Internet: www.stadtge-
schichtliches-museum-leipzig.de

Clara als 16-Jährige, 1835Ikemuras „Funke Gottes“

»Konversation«
in zwei Bildern

Berlin − „Gerard ter Borch: Die
galante Konversation. Ein Mei-
sterwerk und seine virtuosen
Varianten“ heißt die Ausstellung,
die vom 17. Oktober bis 29. Febru-
ar 2020 in der Gemäldegalerie
des Berliner Kulturforums am
Matthäikirchplatz zu sehen ist.
Gerard ter Borch (1617–1681) gilt
als einer der wichtigsten Genre-
maler des goldenen Zeitalters der
holländischen Malerei. Von sei-
nem ikonischen Meisterwerk „Die
galante Konversation“ – unter
anderem von Goethe in den
„Wahlverwandtschaften“ verewigt
– haben sich zwei nahezu identi-
sche Versionen erhalten, die sich
heute in der Berliner Gemäldega-
lerie und dem Rijksmuseum
Amsterdam befinden. Erstmals
seit über 350 Jahren werden
beide Bilder nun in einer Ausstel-
lung zusammengeführt – berei-
chert durch Wiederholungen,
Teilkopien und Nachahmungen
der berühmten Darstellung. tws
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Das im Oktober 1944 von Rotar-
misten in der ostpreußischen Ort-
schaft Nemmersdorf begangene
Massaker an deutschen Zivilisten
steht bis heute exemplarisch für
die vielen Kriegsverbrechen der
sowjetischen Streitkräfte während
des Zweiten Weltkrieges.

Im Sommer 1944 war die Rote
Armee bis an die Grenze zu Ost-
preußen vorgestoßen, verfügte
dann aber über keine ausreichen-
den Ressourcen für weitere An-
griffe mehr. Allerdings wollte der
sowjetische Generalstab anläss-
lich des 27. Jahrestages der Okto-
berrevolution am 7. November
1944 erneute Erfolgsmeldungen
verkünden. Deshalb plante er für
den Oktober eine Doppeloffensive
der 1. Baltischen Front unter Ar-
meegeneral Hovhannes Baghram-
jan und der 3. Weißrussischen
Front unter Armeegeneral Iwan
Tschernjachowski. Das Ziel der
Doppeloffensive bestand in der
Zerschlagung der 3. Panzerarmee
der Wehrmacht unter General-
oberst Erhard Raus und der
4. deutschen Armee unter General
der Infanterie Friedrich Hoßbach
als Voraussetzung für die nachfol-
gende Eroberung Ostpreußens.

Die 1. Baltische Front stieß ab
dem 5. Oktober 1944 in Richtung
Memel und zur Ostseeküste vor.
Dabei kam es zu ersten Begegnun-
gen mit deutschen Zivilisten, die
mit Plünderungen, Vergewaltigun-
gen und Erschießungen endeten.
Dass es sich hierbei um keine Ein-
zelfälle handelte, zeigt die Offensi-
ve der 3. Weißrussischen Front ab
dem 16. Oktober im Bereich zwi-
schen Memel und Sudauen. Vier
sowjetische Armeen, darunter
auch die 11. Garde-Armee unter
Generaloberst Kusma Galizki, tra-
ten auf 90 Kilometern Frontbreite
zur Gumbinnen-Goldaper Opera-
tion an, in deren Verlauf der
Durchbruch nach Königsberg er-
zwungen werden sollte. Das Vor-
haben scheiterte indes an heftiger
deutscher Gegenwehr. Jedoch ge-
lang es der Roten Armee während
der Doppeloffensive erstmals,
deutsches Reichsgebiet zu beset-

zen – allein beim 60 Kilometer
weit reichenden Vorstoß nach
Ostpreußen hinein fielen
2000 Quadratkilometer in sowjeti-
sche Hand. Dazu kam die Erobe-
rung der Städte Stallupönen
(Ebenrode), Goldap und Sudauen.

Während der erbitterten Ge-
fechte konzentrierte die 11. Garde-
Armee am 20. Oktober 1944 star-

ke Kräfte an einem Frontabschnitt
zehn Kilometer südöstlich von
Gumbinnen. Dadurch gelang es
dem 2. Bataillon der 25. Panzer-
brigade Galizkis am Morgen des
21. Oktober, die 600-Seelen-Ge-
meinde Nemmersdorf zu errei-
chen. Dort stand die weit und
breit einzige für Panzer passierba-
re Brücke über den Fluss Ange-
rapp, deren Inbesitznahme für die

Angreifer damit von zentraler Be-
deutung war. Allerdings befand
sich Nemmersdorf ungeachtet
dessen nur für anderthalb Tage in
sowjetischer Hand. Die Rotarmi-
sten mussten den Ort bereits am
23. Ok tober 1944 gegen 2.30 Uhr
wieder räumen, denn sie wurden
nicht nur von der 5. deutschen
Panzerdivision, sondern auch von

Stoßtrupps des Panzergrenadier-
Ersatzbataillons 413 und Einhei-
ten der Fallschirm-Panzer-Divisi -
on „Hermann Göring“ attackiert.
Trotzdem hatte die Zeit ausge-
reicht, um unter den in Nemmers-
dorf verbliebenen Zivilisten und
Flüchtlingen aus der Umgebung
ein Blutbad anzurichten.

Zu den ersten Deutschen, die
am Morgen des 23. Oktober auf

die übel zugerichteten Leichen
ihrer Landsleute stießen, gehör-
ten der Panzergrenadier-Feldwe-
bel Helmut Hoffmann und der
Soldat Harry Thürk von der Divi-
sion „Hermann Göring“. Später
trafen dann noch zahlreiche wei-
tere Personen am Ort des Ge-
schehens ein, darunter der Kreis-
bauernführer Fritz Feller, Himm-

lers Leibarzt Karl Gebhardt, Ma-
jor Hans Hinrichs vom Oberkom-
mando der Wehrmacht, der
Kriegsgerichtsrat Paul Groch und
Hauptmann Karl Fricke vom
Oberkommando der 4. Armee so-
wie einige Kriegsberichterstatter,
Parteifunktionäre und höhere
Chargen der SS beziehungsweise
Geheimen Feldpolizei. Von die-
sen sind diverse Zeugenaussagen

überliefert. So berichtete Thürk,
der es später zu einem der meist-
gelesenen Schriftsteller in der
DDR brachte und „Konsalik des
Ostens“ genannt wurde: „Ich ha-
be tote Zivilisten auf einem ein-
gefriedeten Misthaufen gesehen.
Da lag ein älterer Mann, der hatte
eine Mistgabel im Brustkorb ste-
cken … An einem Scheunentor,

am rechten Torflügel, war eine
Frau angenagelt.“ Andere berich-
teten, sie hätten die Leichen er-
mordeter Kinder und Frauen ge-
funden – wobei die weiblichen
Deutschen ganz offensichtlich
auch auf viehische Weise verge-
waltigt worden seien.

Wie viele Menschen bei dem
Massaker von Nemmersdorf star-
ben, ist bis heute umstritten. Die

Bandbreite der in der Literatur
genannten Zahlen reicht von
19 bis etwa 100. Ebenso unklar
bleiben zumeist auch die genau-
en Umstände des Todes der Opfer
sowjetischer Mordlust. Daher
wird von Seiten mancher Hobby-
historiker wie Bernhard Fisch in
Zweifel gezogen, dass es zu den
geschilderten umfangreichen
Vergewaltigungen und Leichen-
schändungen gekommen sei, und
unterstellt Joseph Goebbels’ Pro-
pagandaapparat, die Körper der
Toten vor dem Eintreffen der
Pressefotografen entsprechend
präpariert und zurechtgelegt zu
haben. Tatsächlich nutzten die
Nationalsozialisten den Fall Nem-
mersdorf, um den Durchhalte-
willen der Deutschen zu stärken.
Das heißt aber noch lange nicht,
dass Augenzeugen wie Thürk ge-
logen oder übertrieben haben.

Jedenfalls verfügte die Sieger-
macht Sowjetunion nach der er-
neuten und diesmal endgültigen
Eroberung des Tatorts Anfang
1945 über die Möglichkeit, sämt-
liche Beweise für die inzwischen
weithin publik gewordenen Blut-
taten von Nemmersdorf ver-
schwinden zu lassen. So finden
sich heute in und um den Ort kei-
ne Gräber der Ermordeten mehr.
Das erleichterte es der russischen
Seite, das Massaker schon wäh-
rend des Nürnberger Prozesses
abzustreiten und zu suggerieren,
die „Hitlerfaschisten“ hätten das
alles selbst inszeniert – eine Hal-
tung, von der Moskau nie abge-
rückt ist. 

Doch unabhängig davon, wel-
che Lügen das Land der Täter
verbreitet, liegen akribischen
Nachforschungen des Bundesar-
chivs aus der Mitte der 1970er
Jahre zufolge östlich von Oder
und Neiße noch um die 3300 wei-
tere Tatorte, an denen Rotar-
misten 1944/45 deutsche Zivi-
listen abgeschlachtet haben. Das
berechtigt zweifellos dazu, von
systematischen sowjetischen
Kriegsverbrechen zu sprechen,
die nun schon ein Dreivierteljahr-
hundert lang ungesühnt geblie-
ben sind. Wolfgang Kaufmann

Theorie war nicht die Sache
des Louis Renault, und The-
oretikern stand er bis zu

seinem Lebensende skeptisch
gegenüber. Seine Leidenschaft galt
dem Tüfteln. Der am 15. Februar
1877 in Boulogne-Billancourt, ei-
nem der vornehmsten Vororte von
Paris, geborene Sohn eines bedeu-
tenden Tuchfabrikanten eignete
sich autodidaktisch das Funktio-
nieren moderner Technik an. Da-
für ließ er schon mal die Schule
ausfallen. 1888 legte er sich in sei-
nem Kinderzimmer elektrisches
Licht und ein Jahr später versteck -
te er sich im Tender einer Loko-
motive, um das Funktionieren ei-
ner Lok kennenzulernen. Als 
14-Jähriger bekam er von seinem
Vater einen alten Motor geschenkt,
den er mit Hingabe auseinander-
nahm, um auch das Funktionieren
dieser Errungenschaft der Technik
zu ergründen. 

In einem Holzschuppen auf
dem Grundstück seiner Familie in
Boulogne-Billancourt baute er
1898 einen Dreiradwagen von De
Dion-Bouton in ein vierrädriges
Automobil um. Der Umbau war
bereits ein Innovationsträger. Re-
nault ersetzte nämlich die übliche
Kraftübertragung mittels Ketten
durch ein von ihm konstruiertes
Drei-Gang-Getriebe mit Kardan-
welle zur Übertragung der Kraft

vom Motor auf die Hinterachse.
Das war eine Innovation, die sich
Renault patentieren ließ. Die Lei-
stungsfähigkeit seines Umbaus
stellte Renault 1898 öffentlich-
keitswirksam unter Beweis, indem
er mit seiner „Voiturette“ (Auto-
chen, Kleinwagen) die immerhin
13 Prozent Steigung aufweisende
Rue Lepic zum Montmartre er-
klomm. Das beeindruckte. Weih -
nachten jenes Jahres gilt als der
Beginn des Unternehmens Re-
nault, denn damals ging ein Dut-
zend Bestellungen für Renaults
Auto ein. 

Rund zwei Monate später grün-
dete Louis Renault mit seinen bei-
den wohlhabenden Brüdern Mar-
cel und Fernand das Automobil-
unternehmen Renault. Das nötige
Kapital stammte von den Brüdern
und Lizenzgebühren. Der erfinde-
rische Renault ließ sich nicht nur
den Antrieb der Hinterräder über
eine Kardanwelle, sondern auch
die einschraubbare Zündkerze,
den Turbokompressor, den Sicher-
heitsgurt und die Trommelbremse
patentieren.

Das Unternehmen expandierte
schnell. Bereits 1910 war es der
größte Automobilbauer des Konti-
nents. Seine Produkte waren lei-
stungsstark. Das bewiesen diverse
Autorennen unter Beteiligung von
Renaults – im doppelten Wortsinn,

denn Louis und Marcel Renault
setzten sich auch selbst hinter das
Steuer. Die Motorsporterfolge wa-
ren gute Werbung. Allerdings ver-
unglückte Marcel Renault 1903
bei einem Wettbewerb tödlich.
Und Fernand erkrankte 1908
schwer und starb im darauffolgen-
den Jahr. Lois Renault blieb als
Einziger übrig.

Noch zu Lebzeiten Fernand Re-
naults ergatterte Renault einen
wichtigen Großauftrag. Die Pariser
Taxiinnung bestellte insgesamt
250 Fahrzeuge. Das ermöglichte
Renault nicht nur den Einstieg in
die Serienproduktion, sondern
war auch wichtig für den Nimbus.
Denn der Transport französischer
Soldaten durch vom Staat konfis-
zierte Pariser Taxis zur siegreichen
Schlacht an der Marne während
des Ersten Weltkriegs ist legendär.
Dieses erwies sich für Renault
ebenso als werbewirksam wie der
kaum weniger legendäre Renault
FT, der im Ersten Weltkrieg ent-
wickelte und eingesetzte erste
Panzer mit selbsttragender Wanne
und drehbarem Geschützturm. Re-
nault wurde im Ersten Weltkrieg
in seinem Land zum nationalen
Helden, zu einer Art Philippe Pé-
tain des Automobilbaus.

Abgesehen von diesem Nimbus
aus dem Ersten Weltkrieg sowie
der Qualität und Fortschrittlich-

keit der Fahrzeuge profitierte Re-
nault auch von effizienten Produk-
tionsprozessen. Renault war ein
Anhänger des sogenannten Taylo-
rismus. Ähnlich wie Henry Ford
mit der Fließbandarbeit setzte er
auf konsequente Arbeitsteilung.
Folgerichtig besuchte er wenige

Jahre vor Beginn des Ersten Welt-
kriegs Ford und dessen Unterneh-
men. Letzterer ließ sich das gefal-
len, denn damals konkurrierten
die beiden Autobauer noch nicht
auf einem globalen Markt. Renault
war begeistert. Dem ersten Besuch
1911 folgte 1928 ein zweiter. Nach
der Rück kehr von der zweiten

USA-Reise begann Renault mit
dem Bau eines neuen Werkes zu-
sätzlich zum Stammsitz in 
Boulogne-Billancourt. Nach Fords
Vorbild erhielt dieses Werk das
mit eineinhalb Kilometern längste
Fließband außerhalb der USA.

Die um diese Zeit einsetzende
Weltwirtschaftskrise vermochte
Renault im Gegensatz zu anderen
Unternehmen nicht zu destabili-
sieren. Renault hatte eine unge-
mein breite Produktpalette, die
über Kraftfahrzeuge aller Klassen
noch hinausreichte. Einbrüche in
einzelnen Segmenten konnten so
kompensiert werden. Zudem ar-
beitete Renault kaum mit Fremd-
kapital. Angebote der Banken, mit
ihm zusammenzuarbeiten, schlug
er aus. Renault wollte autark und
unabhängig sein. Das führte bei
Renault auch zu einer enormen
Fertigungstiefe. Er wollte nicht von
Zulieferern und deren Qualität ab-
hängig sein. Dieses Bestreben, un-
abhängig, unumschränkter Herr
über den und im eigenen Betrieb
zu sein, kostete Renault nicht nur
bei den Banken, sondern auch bei
den Gewerkschaften und der poli-
tischen Linken Sympathien, mög-
licherweise ein Grund für seinen
plötzlichen, relativ frühen Tod. 

So gut Renault beim Ausbruch
der Weltwirtschaftskrise aufge-
stellt war, so kalt erwischte ihn der

Zweite Weltkrieges, mit dessen
Ausbruch er bis zuletzt nicht ge-
rechnet hatte. Um eine Zerschla-
gung seines Lebenswerkes durch
die deutschen Besatzer zu verhin-
dern, versuchte er, sich mit diesen
zu arrangieren. Wie dem Mar-
schall von Frankreich und Staats-
chef des Französischen Staates 
(Vichy-Frankreich) Pétain wurde
ihm Kollaboration vorgeworfen.

Eingeladen zu einem Verhör
fand sich Renault auf Anraten des
mit ihm befreundeten Präsidenten
der Anwaltskammer am 22. Sep-
tember 1944 im Pariser Justizpa-
last ein und wurde trotz vorheri-
ger Zusicherung freien Geleits
vom Untersuchungsrichter verhaf-
tet. Einen guten Monat später war
er tot. Woran der 67-Jährige am
24. Oktober 1944 plötzlich starb,
ist bis heute ungeklärt. Die offi-
zielle Todesursache lautete Harn-
vergiftung. Doch auch von töd-
lichen Misshandlungen in der Ge-
fängniszelle ist die Rede. Laut sei-
ner Ehefrau Christiane Renault
raunte er ihr bei einem Besuchs-
termin zu: „Ich habe Angst, sie
werden mich töten … diese Kerle …
nachts kommen sie!“ Das Lebens-
werk des Toten, beziehungsweise
das, was alliierte Bomber davon
übrig gelassen hatten, wurde ent-
schädigungslos verstaatlicht.

Manuel Ruoff
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Symbol für den Terror der Roten Armee
Vor 75 Jahren verübten Sowjetsoldaten in der ostpreußischen Ortschaft Nemmersdorf ein Massaker an deutschen Zivilisten

Ein Ford Frankreichs und ein Pétain des Autobaus
Louis Renault war ein begnadeter Konstrukteur mit unternehmenrischem Geschick – Vor 75 Jahren starb er 67-jährig in Paris
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Nach der kurzfristigen Rückeroberung Nemmersdorfs: Ein Wehrmachtssoldat untersucht die Leiche eines getöteten Flüchtlings

Louis Renault
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Millionen Dollar lösten sich in Luft auf
Am Schwarzen Freitag platzten die vielen Träume vom schnellen Reichtum
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Reisegrund: Tod oder Familienfeier
Wie die DDR reagierte, wenn Angehörige ihrer Bewohner im Westen starben oder einen runden Jahrestag begingen

Die Nachricht vom Tod naher An-
gehöriger ist traurig und an sich
völlig unpolitisch, aber unter den
Bedingungen der deutschen Tei-
lung machten die SED-Funktionä-
re daraus einen politisch hochbri-
santen Vorgang, der allerdings öf-
fentlich nicht bekannt werden
durfte.

Friedrich Dickel, Minister des
Innern der DDR und Chef der
Deutschen Volkspolizei von No-
vember 1963 bis November 1989
regelte am 12. April 1976 in einer
internen Ordnung Nr. 110/76, dass
die behördlichen Todesmitteilun-
gen aus der Bundesrepublik nur
nach vorheriger Prüfung durch
die Staatssicherheit an die Ange-
hörigen ausgehändigt werden
durften. Wörtlich ist in der Ord-
nung Nr. 110/76 zu lesen: „Wird
keine Zustimmung erteilt, hat kei-
ne Benachrichtigung zu erfolgen …
Die ersuchenden Dienststellen der
BRD und von Berlin (West) erhal-
ten keine Rückinformation über
die Erledigung der Ersuchen. Jeg-
licher Schriftverkehr der Bereiche
Inneres mit der BRD und Berlin
(West) auf diesem Gebiet ist unter-
sagt.“

Doch auch, wenn die traurige
Nachricht den Empfänger erreich-
te, war völlig ungewiss, ob eine
Reisegenehmigung tatsächlich er-
teilt wurde, denn die Antragsteller
benötigten eine „schriftliche Zu-
stimmung der Arbeitsstelle“, ohne
dass Einzelheiten zum Verfahren
geregelt worden wären. Es war ein
absolut willkürliches Vorgehen im
Hintergrund, gegen das sich nie-
mand juristisch wehren konnte. 

So ist in der Stellungnahme ei-
nes Vorgesetzen vom 24. Oktober
1983 zu lesen: „Die Mutter unse-
rer Kollegin S., Reinigungskraft, ist
verstorben. Kollegin S. teilte es
mir heute (Montag, 24.10.83) mit.
Zuvor hatten mich der ABV (Ab-
schnittsbevollmächtigte der Poli-
zei) und eine weitere Institution
angerufen. Wir einigten uns auf
Ablehnung. Meine Stellungnahme
hierzu: Kollegin S. ist eine wenig
bzw. kaum politisch profilierte
Persönlichkeit, die oftmals sehr
unbeherrscht auftritt. Da wir in ei-
ner sehr angespannten Situation
leben, käme es mir darauf an, daß
DDR-Bürger politisch bewußt, un-

sere Friedenskonzeption vertreten
können und auch in der Lage sind,
die Friedensbewegungen in der
BRD zu werten. Dazu ist Kollegin
S. keineswegs in der Lage. Wie mir
Kollegin S. sagte, wird ihr Bruder
… an der Beerdigung teilnehmen
können. Somit könnte eine Brücke
zwischen der noch in der BRD le-
benden Schwester (bislang bei der
Mutter) und unserer Kollegin S.
geschaffen werden.“ 

Die „weitere Institution“ wird
hier die Staatssicherheit gewesen
sein und alle „einigten“ sich darauf,
dass die Beisetzung der Mutter in

der Bundesrepublik ohne die Toch-
ter stattzufinden habe. So einfach
war das und kein Gericht durfte
diese Entscheidung nachprüfen. 

Vorgesetzte, die ihre beruflichen
Karrierechancen nicht riskieren
wollten, beugten sich dem Druck
und akzeptierten den aufgezwun-
genen politischen Zusammenhang
für jede private Reise in die
Bundesrepublik. Das führte zu ei-
ner Angepasstheit der Bürger, die
mitunter bizarre Züge annahm,

wie diese Auszüge aus den Akten
belegen: 

19. Dezember 1975, Reisegrund:
Silberhochzeit der Schwester:
„Wir haben keinen Zweifel an der
Ehrlichkeit der Kolln. Z. in ihrer
Haltung zu unserer Republik. Es
ist aber auch klar, daß sie politisch
nicht kämpferisch auftreten wird.
Deshalb können wir trotz aller po-
sitiven Seiten … keine Befürwor-
tung des Antrages geben.“

30. Juni 1978, Reisegrund: le-
bensbedrohliche Erkrankung des
Vaters: „Partei- und Gewerk-
schaftsleitung befürworten den

Antrag, da unserer Meinung die
Gewähr dafür gegeben ist, daß die
Kollegin B. in der BRD wie ein be-
wußter Staatsbürger unserer sozi-
alistischen DDR auftreten und
pünktlich zurückkehren wird.“

27. September 1978, Reisegrund:
Hochzeit des schwer krebskran-
ken Bruders: „Ich erläuterte der
Genn. von W. noch einmal ,Grund-
regeln‘ für Reisen in die BRD. Die-
se müßten ihr als Genossin ohne-
hin bekannt sein … Im Verlaufe

der Aussprache sagte ich der
Genn. von W. daß wir – wenn uns
auch das persönliche Problem
nicht unberührt läßt – einer Leh-
rerin und Genossin die Befürwor-
tung nicht geben.“

14. November 1978, Reisegrund:
lebensbedrohliche Erkrankung
der Mutter: „Aus diesem Grunde
hoffen wir, daß sie als Bürger un-
seres Staates auftritt und einen
klaren politischen Standpunkt
vertritt.“

7. Januar 1980, Reisegrund: Bei-
setzung der Mutter: „Wir schätzen
den Genossen R. als einen bewuß-

ten Genossen, der über einen fest-
en Klassenstandpunkt verfügt und
ihn jederzeit vertritt.“

23. April 1982, Reisegrund:
70. Geburtstag der Mutter: „Das
schönste Erlebnis müsste ja wohl
für die Oma sein, wenn sie ihren
Geburtstag im Kreise ihrer Ange-
hörigen in der DDR verbringt.
Diese Begründung ist aber nur die
eine Seite, die mich bewog, keine
Befürwortung auszusprechen. Die
andere, viel entscheidendere Seite

ist die Rechtlosigkeit unserer Bür-
ger in der BRD. Ich kann und will
es nicht verantworten, dass sich
die Kolln. P. einer unbegründeten
Gefahr aussetzt.“

Dieses nebulöse Zustimmungs-
verfahren auf der Arbeitsstelle
zeigt deutlich auf, dass Willkür ein
zentrales Herrschaftsinstrument
des SED-Staates war, um sich die
Menschen gefügig zu machen. Ein
gesicherter, gerichtlich einklagba-
rer Rechtsanspruch wurde immer
dann unterbunden, wenn es poli-
tisch wurde. Dann herrschten al-
lein willkürliche Maßnahmen

außerhalb der Rechtsordnung.
Das zeigt ein weiterer Aktenvor-
gang zu einem Todesfall in der
DDR auf. 

Eine Mutter, die 1978 legal als
Rentnerin aus der DDR nach
West-Berlin verzogen war, machte
sich 1980 große Sorgen um ihren
zurückgebliebenen erwachsenen
Sohn. Er war Epileptiker, war in-
zwischen geschieden und hatte
starke Alkoholprobleme. Die Frau
wollte ihm helfen, und dazu sollte

er zu ihr nach West-Berlin über-
siedeln, denn sie durfte wegen ei-
ner Einreisesperre nicht in die
DDR einreisen. Sie schrieb mehre-
re Briefe an die DDR-Behörden
und drohte damit, die bundes-
deutsche Presse einzuschalten,
was die SED-Funktionäre wohl
sehr verärgerte. Schließlich gaben
sie nach und der Mann bekam die
„Position 4“ auf der Ausreiseliste
vom 4. Dezember 1980. Die Über-
siedlung zur Mutter stand kurz
bevor. Doch das Schicksal wollte
es anders. Am 15. Dezember 1980
starb der Mann. In einem Brief der
Abteilung Inneres des Rates der
Stadt ist zu lesen: „Die geschiede-
ne Ehefrau lehnt jegliche Aktivitä-
ten einer Beisetzung ab. Aus den
bisherigen Aktivitäten der Mutter
ist zu entnehmen, daß diese an ei-
ner Überführung nach Berlin-West
interessiert ist. Wir sind in Über-
einstimmung mit den Sicherheits-
organen an einer Einreise der Frau
… nach … zwecks Beisetzung nicht
interessiert. Frau … steht in der
Sperrkartei. Wir bitten um Einlei-
tung entsprechender Maßnah-
men. Eine Information durch uns
nach West-Berlin erfolgte nicht.“ 

Die Akte endet mit einem klei-
nen handschriftlichen Zettel, auf
dem am 24. Dezember 1980 ver-
merkt wurde: „mit VO (Verbin-
dungsoffizier) des MfS abge-
stimmt am 22.12.80 zurück Gen. S.
teilt mit – nichts veranlassen –
Mutter sollte nicht benachrichtigt
werden – absetzen von Liste und
Ablage“.

Wann diese Mutter vom Tod ih-
res Sohnes erfahren hat und wann
sie erstmalig Blumen auf sein
Grab legen konnte, war der Akte
nicht zu entnehmen. An der Ein-
reise einer ehemaligen DDR-Bür-
gerin zwecks Beisetzung waren
die SED-Genossen „nicht interes-
siert“. Sie mussten sich dafür vor
niemandem rechtfertigen und im
Artikel 86 der Verfassung waren
die schönen Worte zu lesen: „Die
sozialistische Gesellschaft, die po-
litische Macht des werktätigen
Volkes, ihre Staats- und Rechts-
ordnung sind die grundlegende
Garantie für die Einhaltung und
die Verwirklichung der Verfassung
im Geiste der Gerechtigkeit,
Gleichheit, Brüderlichkeit und
Menschlichkeit.“ Heidrun Budde

Ein menschliches Bedürfnis: Einem Nahestehenden das letzte Geleit zu geben Bild: pa

Das abrupte Ende der soge-
nannten Goldenen Zwan-
ziger kam am 25. Oktober

1929, dem Schwarzen Freitag,
der eigentlich ein Donnerstag
war, mit einem massiven Absturz
der Aktienkurse an der New Yor-
ker Wallstreet. Milliardenvermö-
gen lösten sich in Luft auf. Der
Börsenkrach verursachte eine
Wirtschaftskrise, deren schwer-
wiegende Folgen auf der ganzen
Welt zu spüren waren. Die Wirt-
schaft benötigte 25 Jahre, um
sich von diesem Schock zu erho-
len.

Die Zeitverschiebung machte
aus dem Schwarzen Donnerstag,
an dem die Börse in New York
zusammenbrach, in Europa den
Schwarzen Freitag. Die Nachricht
von den Turbulenzen erreichte
Europa erst mit einem Tag Verzö-
gerung. Und auch dann deutete
man die Ereignisse von New York
nicht richtig. Die Kurse an den
europäischen Börsen stiegen so-
gar leicht an, man hoffte, nun
werde Kapital aus den Staaten
ins sichere Europa fliehen. Doch
in den Staaten gab es kein Halten
mehr. Die Wirtschaft wurde in ei-
nem Strudel abwärts gerissen. 

Alarmsignale hatte es schon zu-
vor genügend gegeben. An der
Wallstreet waren die Kurse schon
länger merkbar abgesackt. Man
hatte das zur Kenntnis genommen
– und achselzuckend weiterge-
macht. Eine kleine Verstimmung
an der Börse, das würde vorüber-
gehen. Hatten die Kurse nicht seit
1924 um 300 Prozent zugelegt?
Der Erste Weltkrieg hatte aus den
weltweit verschuldeten USA ei-
nen Staat gemacht, bei dem ande-
re Länder in der Kreide standen.
Nach Inflation und Währungs-
schnitten glaubten die Menschen
nicht mehr an den Sinn einer
langfristigen Geldanlage. Es wur-
de nicht gespart, der internationa-
le Geldmarkt war überflutet. Die
Wirtschaft plante für morgen,
nicht für übermorgen, kurzfristige
Kredite waren gefragt.

Nach dem Mangel der Kriegs-
jahre schwappte die Konsumwelle
hoch. Es musste viel nachgeholt,
vieles ersetzt werden. Und viele
Erfindungen kurbelten die Kauf-
freude an: Auto, Radio, Film, Per-
lon und Nylon – alles neu. In De-
troit baute man jährlich fünf Milli-
onen Autos zusammen. Aktien
von Auto- und Radiobauern wa-

ren so begehrt wie später in den
90er Jahren Internetaktien bei den
Kleinaktionären. Die Welt, so
schien es, erfand sich neu. Die In-
dustrieproduktion wuchs inner-
halb von zwei Jahren um 25 Pro-
zent. Wer an diesem Aufschwung
teilhaben wollte, der spekulierte
an der Börse. Nur leider konnte
der Markt nicht die Mengen der
Waren aufnehmen, die im Über-
schwang produziert wurden. Doch
als das bemerkt wurde, war es zu
spät. Die überhitzte Produktion
förderte vor allem in den Staaten
die Erwartung ständig steigender
Aktienkurse. Der gehandelte Wert
der Papiere lag weit über dem tat-
sächlichen Wert der Unterneh-
men. Es wurde gekauft, ohne lan-
ge zu fragen. Vielfach auch ohne
eigenes Geld. Aktien wurden auf
Kredit erworben, die Schulden
sollten mit dem erwarteten Ge-
winn beglichen werden. Jeder
wollte ein Stück vom Kuchen.

Im Rückblick waren Warnsigna-
le klar erkennbar. Warum sie auf
der Jagd nach dem leichten Ge-
winn gerne übersehen wurden,
zeigte jüngst die Wiederholung
der Krise im Jahr 2008. Sie hatte
beim Zusammenbruch der Invest-

mentbank „Lehman Brothers“ die-
selben Symptome. Nur war es
2008 nicht die Jagd auf Aktienge-
winne, sondern das Platzen der
Immobilienblase in den USA. Das
Gemenge war jedoch das Gleiche.
Der Finanzmarkt verfügte über
Geld im Überfluss. Kredite wur-
den den Kunden förmlich aufge-
drängt. Wer sie in einem Haus an-
legte, benötigte keine weitere Si-
cherheit, das Haus genügte. So ka-
men auch Bürger an Geld, die
kein Geld hatten. Kredite wurden
an Leute vergeben, die weder
über Job noch Einkommen verfüg-
ten. Das Geschäft florierte, bis die
Immobilienblase überdehnt war
und die Welt abermals in wirt-
schaftlichen Turbulenzen taumel-
te. Wie 1929 hatte man wieder
einmal alle Warnzeichen igno-
riert.

Auch 1929 begann der Nieder-
gang an der Börse nicht über
Nacht. Seit Anfang Oktober stan-
den auf den Kurszetteln fast nur
noch Minuszeichen. Es dämmerte
den Anlegern, dass sich die Hoff-
nung auf baldigen Reichtum nicht
erfüllen könnte. Der Abwärtstrend
beschleunigte sich, bis am
20. Oktober gemeldet wurde:

„Verkaufswelle sinkender Aktien
überschwemmt den Markt.“ 

Die Anleger überkam Angst.
Diejenigen, die ihr Erspartes ange-
legt hatten, fürchteten um ihr
Geld, diejenigen, die auf Pump
spekuliert hatten, fürchteten, ihre
Schulden nicht begleichen zu
können. Die Unruhe war so spür-
bar, dass die Polizei am 23. Ok -
tober das Umfeld der Wallstreet
absperrte. Am folgenden Tag
brach die Panik aus. Die Anleger
versuchten, ihre Aktien zu verkau-
fen, ganz gleich für welchen Preis.
Mehrfach brach der Markt zusam-
men.

Die Bosse der Finanzimperien
versuchten mit einem bewährten
Trick, die Situation zu retten. Sie
ließen durch bekannte Händler
mit vorzüglichem Ruf mitten im
Absturz große Mengen an Papie-
ren kaufen. Das stoppte vorüber-
gehend den Abwärtstrend. Die be-
teiligten Banken schlossen den
Tag sogar mit leichtem Gewinn ab,
sie waren eingestiegen, als die
Kurse besonders niedrig waren,
anschließend zogen sie wieder an.
Aber Hunderttausende Kleinanle-
ger hatten ihr Geld verloren. Zu-
dem hatten die mechanisch be-

triebenen Börsenticker die Kurs-
stürze nicht mehr bewältigen kön-
nen. Sie lieferten noch Katastro-
phenmeldungen, als die Katastro-
phe abgewendet schien.

Ein Sprecher der Bankenbosse
betonte inmitten der Turbulenzen,
es sei nicht Aufgabe der Banken,
einen Aktienkurs zu halten oder
die Profite der Anleger zu schüt-
zen. Diese Worte beschleunigten
den Absturz, die Kleinanleger
fühlten sich verraten. Einige Ak-
tien verloren 99 Prozent ihres
Wertes. An einem einzigen Tag
wurden 16410030 Aktien an der
Wallstreet verramscht. 

Millionen Anleger verloren ihr
Erspartes, kleinere und größere
Vermögen. Der Absturz be-
schränkte sich nicht auf einige
Tage. Er hielt an, 90 Prozent des
in Aktien angelegten Geldes der
US-Amerikaner löste sich bis
1932 in Luft auf. In den Staaten
waren 30 Millionen Menschen
ohne Arbeit. Wichtige Industrien
waren zusammengebrochen, gro-
ße Banken ebenso. Erst 1959 er-
reichten die Aktienkurse an der
Wallstreet wieder die Höhe, auf
der sie vor dem Absturz 1929 ge-
standen hatten. Klaus J. Groth
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Der Tourismus in Deutschland
legt weiter zu. Im Jahre 2018

zählte das deutsche Beherber-
gungsgewerbe 478 Millionen
Übernachtun-
gen, das waren
29 Prozent mehr
als zehn Jahre
zuvor.

Auf die
Bundesländer bezogen konnten
wegen des besonders rasant ge-
wachsenen Städtetourismus vor
allem die drei Stadtstaaten zule-
gen: Hamburg mit 88, Berlin mit
85 und Bremen mit 57 Prozent. 

Auf die Einwohnerzahl umge-
rechnet ist Mecklenburg-Vor-
pommern das erfolgreichste
deutsche Reiseland. Hier zählten

die Statistiker
19 touristische
Übernachtun-
gen pro Ein-
wohner im Jah-
re 2018. Bei den

absoluten Zahlen liegen begreif-
licherweise die großen Bundes-
länder Bayern, Baden-Württem-
berg und Nordrhein-Westfalen
vorn auf der Liste der meistbe-
suchten Urlaubsziele.    H.H.
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Von Psychopathen geführt
Persönlichkeitsstörungen sind bei der politischen Karriere oft sogar hilfreich

Wenn von Psychopathen
in der Politik die Rede
ist, dann fallen meistens

die Namen von historischen Per-
sonen, wie Mao, Stalin oder Hit-
ler. Derartige Darstellungen sollen
zu dem Schluss führen, Men-
schen mit Persönlichkeitsstörun-
gen könnten sich nur in autoritär
oder totalitär organisierten Ge-

sellschaften ihren Weg zu den
Schalthebeln der Macht bahnen,
wohingegen man in einer Demo-
kratie vor solchen Gefahren schon
ganz grundsätzlich gefeit sei.
Doch dies ist eine Fehlannahme. 

Aus der psychologischen For-
schung ist seit Langem bekannt,
dass sich Personen mit krank-
haften psychischen Auffälligkei-
ten überdurchschnittlich häufig
in Führungspositionen wieder-
finden. Persönlichkeitsstörun-
gen, wie Narzissmus, Pseudolo-
gismus oder Empathielosigkeit
gelten unter einzelnen Forschern

gar als Erfolgsfaktor für den Auf-
stieg an die Spitze eines Unter-
nehmens.

Während in der Normalbevöl-
kerung nur rund vier Prozent der
Menschen psychopathische Ver-
haltensmuster zeigen, gehen Wis-
senschaftler davon aus, dass der
Anteil bei Führungskräften drei-
bis viermal so hoch liegt. Zwar
existieren bislang keine eingehen-
deren Forschungen zur Verteilung
von psychischen Auffälligkeiten
unter Politikern, es gibt jedoch
keine ernstzunehmenden Grün-
de, die gegen die Annahme spre-
chen, dass das politische Spitzen-
personal in unserem Land nicht
in einem ähnlichen Maß von
Psychopathen durchsetzt ist, wie
dies auch bei Unternehmensfüh-
rungen der Fall ist. 

Das Umfeld, in dem Politiker
und Manager heute arbeiten,
kann psychopathologische Auffäl-
ligkeiten dabei durchaus bestär-
ken. Es ist geprägt durch häufige
Veränderungen, die letztlich auch
soziale Normen betreffen. Dies
führt zu einer Vielzahl von höchst
unterschiedlichen Erwartungen,
die an politische Verantwortungs-
träger herangetragen werden. An-
ders als in früheren Tagen werden

die gewählten Amtsträger an der
Spitze des Staates auch nicht
mehr automatisch als Respekts-
personen wahrgenommen. 

Wer morgens im Parlament den
knallharten Kriminalitätsbe-
kämpfer, nachmittags im Kabinett
den ausgleichenden Taktierer
und abends bei Markus Lanz den
gefühlvollen Landesvater mimen
muss, der hat nicht selten
Schwierigkeiten, eine stabile Rol-
lenidentität zu finden. Menschen
mit einer narzisstischen Persön-
lichkeitsstörung fällt die Erbrin-
gung dieser Anpassungsleistung
leichter.

Sie kompensieren die unter-
schiedlichen an sie gestellten
Erwartungen schlichtweg damit,
dass sie sich ein grandioses
Selbstbild herbeiphantasieren.
Positive Effekte schreiben sie
ausschließlich ihrer eigenen
Leistung zu, wohingegen die
Beiträge anderer Akteure ge-
leugnet oder kleingeredet wer-
den. Meist umgeben sie sich mit
einer Kamarilla von Mitarbei-
tern, die ihnen bedingungslose
Loyalität erweist und ihre Ent-
scheidungen nicht infrage stellt.
Dies führt zu einer verzerrten
Realitätswahrnehmung und

nicht selten dazu, dass Nar-
zissten Entscheidungen mit er-
heblichem Risiko und fatalen
Konsequenzen treffen. 

Doch auch Menschen mit einer
dissozialen Persönlichkeitsstö-
rung werden von Führungsposi-
tionen angezogen. Sie zeichnen
sich aus durch fehlendes Verant-
wortungsgefühl, einen überstei-

gerten Machtdrang, oberfläch-
lichen Charme und überzogenes
Selbstvertrauen. Ihre Mitmen-
schen manipulieren sie, ohne je-
doch tiefgehende Beziehungen zu
ihnen begründen zu können. 

Es ist unschwer zu erkennen,
dass solche Eigenschaften im po-
litischen Alltagsgeschäft einen
Wettbewerbsvorteil darstellen
können, doch im Zentrum des
Handelns von Menschen mit ei-
ner Persönlichkeitsstörung steht
nicht das Allgemeinwohl, son-
dern die Erzielung eines psychi-
schen Spielgewinns.  Dirk Pelster

Als Katastrophen noch »normal« waren
Fluten, Trockenheit, Hitze- oder Kältewellen: Heute soll alles ein Vorzeichen der Apokalypse sein − Das war nicht immer so

Immer, wenn mal wieder ein paar
Tage hintereinander die Sonne
scheint und es über 30 Grad
warm wird oder längerer Regen
fällt und die Pegel der Flüsse stei-
gen, behaupten manche Medien
und „Experten“, nun schlage der
Klimawandel aber mit voller
Wucht zu. Dabei zeigt ein Blick in
die Geschichte, dass es schon im-
mer Wetterkapriolen gegeben hat
und die Menschen damit ebenso
umzugehen wussten wie mit de-
ren Folgen, ohne gleich hysteri-
sche Weltuntergangs-Phantasien
zu entwickeln. So auch in der
sächsischen Hauptstadt Dresden.

Die anderthalb heißen Sommer
der Jahre 2018/19 haben die Kli-
ma-Apokalyptiker zu großer Form
auflaufen lassen: „In zwölf Jahren
sorgt der Klimawandel für den
Untergang der Welt oder zumin-
dest der Menschheit.“ Dies ver-
künden mittlerweile nicht nur in-
fantile und kognitiv beeinträchtig-
te Schulschwänzer, sondern auch
Politiker wie die demokratische
US-Kongressabgeordnete Alexan-
dria Ocasio-Cortez, welche sich
den totalen „ökologischen Um-
bau“ der amerikanischen Gesell-
schaft zum Ziel gesetzt hat. 

Schaut man allerdings in die
Vergangenheit, wird schnell klar,
dass außergewöhnliche Wetterla-
gen und deren Folgen zu jeder
Zeit zum Leben dazugehörten.
Dies belegen nicht nur die Zahlen
aus Ocasio-Cortez’ Geburtsstadt
New York, wo beispielsweise im
Juli 1934 eine Rekordtemperatur
von plus 55 Grad Celsius gemes-
sen wurde, sondern auch die Er-
eignisse in und bei Dresden seit
der Stadtgründung um das Jahr
1200.

Anhaltend hohe Temperaturen
und daraus resultierende Dürren
plagten die Menschen hier unter
anderem schon 1473, 1504, 1563,
1590, 1616, 1642, 1790 (damals
kam es deswegen sogar zum Kur-
sächsischen Bauernaufstand),
1842, 1874, 1893, 1904, 1911, 1921,
1934, 1935 und 1954. So meldete
die Chronik des Rates der Stadt
für 1473: „Der Sommer war so
heiß und trocken, dass es Trink-
wasser nur noch gegen Geld gab.“
Und 1590 hieß es dann: „Wegen

großer Dürre blieben die Mühlen
stehen. Die Elbe war fast ausge-
trocknet.“ Letzteres passierte
auch 1954, als der Pegel des Flus-
ses auf unter zehn Zentimeter fiel
und sich wieder einmal die legen-
dären „Hungersteine“ auf dem
Grund zeigten.

Solcherart Wetter – oder im
Gegenzug eben zu wenig Sonne
und zu viel Nässe – sorgte oft für
schlechte Ernten, die dann
schnell zu Teuerungen bei Grund-
nahrungsmitteln aller Art führen
konnten. Hierüber wurde in Dres-
den ebenfalls akribisch Buch ge-
führt: Etwa 20 Mal stiegen zwi-
schen 1362 und 1639 die Preise
für Getreide auf teilweise astrono-
mische Höhen. 

Am schlimmsten war es wohl
im Jahre 1623, als der Scheffel
Korn (nach Dresdner Maß 107 Li-
ter) bis zu 26 Gulden kostete. Zur
Orientierung: Der Gulden war ei-

ne Goldmünze im Gewicht von
knapp 2,5 Gramm, deren Wert
und damit Kaufkraft heute bei
reichlich 100 Euro läge. Aber
auch die vier Jahre lang anhalten-
de Teuerung von 1434 bis 1437,
welche wahrscheinlich neben
dem Wetter auch aus einem ver-
heerenden Hussiten-Einfall und
den nachfolgenden Kämpfen ge-
gen die böhmischen Marodeure
resultierte, muss den Menschen
in der damaligen kurfürstlichen
Residenzstadt extrem zugesetzt
haben.

Wenn es nicht zu heiß und zu
trocken oder zu nass war, dann
wurde strenger Frost zum Pro-
blem. Dieser trat insbesondere in
den Jahren 1416, 1466, 1524, 1597,
1612, 1664 und 1673 bis 1679 auf,
wobei es sich bei den Kältewellen
im 17. Jahrhundert um Auswir-
kungen der sogenannten „Kleinen
Eiszeit“ handelte. Nun versagten

die Mühlen anstatt wegen Wasser-
mangels wegen Vereisung, und in
den Wäldern fielen „viel hundert
Stück Rotwild … tot um.“ Außer-
dem herrschte neben Hunger
auch eine Weinknappheit, weil
der Frost bereits im Spätsommer
einsetzte und die Trauben ver-
darb. 

Die größte wetterbedingte Gei-
ßel der Bevölkerung im unmittel-
bar an der Elbe gelegenen Dres-
den waren freilich die ständig
wiederkehrenden, verheerenden
Hochwasser, bei denen der Pegel
des Flusses über sieben Meter
stieg, was heute zur Ausrufung
der höchstmöglichen Alarmstufe
führen würde. 

Zwischen den Jahren 1200 und
2013 muss es um die 35 solcher
extremen Hochwasserereignisse
gegeben haben. Das heißt, die an-
geblichen „Jahrtausend-Fluten“
von 2002 (Elbpegel an der Augu-

stusbrücke neben dem Residenz-
Schloss: 9,40 Meter) und 2013
(Pegel: 8,76 Meter) waren keines-
wegs einmalige Ereignisse und
somit Hinweise auf den behaup-
teten Klimawandel in der Gegen-
wart. Ähnlich hoch stieg das Was-
ser schließlich auch schon 1845
(8,77 Meter), 1501 und 1784 (je-
weils 8,57 Meter), 1655 (8,38 Me-
ter) sowie 1862 und 1799 (jeweils
8,24 Meter). 

Aus der Zeit davor existieren
keine konkreten Messwerte, wes-
wegen es durchaus im Bereich
des Möglichen liegt, dass der
Fluss früher noch dramatischer
anschwoll. So beispielsweise
während des legendären „Magda-
lenenhochwassers“ von Juli 1342,
das ganz Mitteleuropa heimsuch-
te, oder in den schlimmen Flut-
Jahren 1272, 1275, 1318, 1400,
1430 und 1432. Wenn man die in
alten Urkunden benannten Schä-
den berücksichtigt, sind hier so-
gar auch Pegelstände von über
zehn Metern denkbar.

Angesichts dieser vielen Natur-
katastrophen, Teuerungen und
Hungerjahre dürfte kaum ver-
wundern, dass es um die Gesund-
heit der Menschen in Dresden oft
nicht sonderlich gut bestellt war
und permanent Krankheiten aus-
brachen: Sei es der Scharbock
(Skorbut, 1468) oder seien es der
„englische Schweiß“ (eine bisher
nicht identifizierte Virus-Erkran-
kung; 1529), „das rothe Wehe“
(Rote Ruhr; 1559) und die „hispa-
nische Zips“ (Spanische Grippe;
1580). 

Am stärksten wurde die Stadt
freilich von der Pest heimgesucht
– eine der gravierendsten Konse-
quenzen der frühen Globalisie-
rung, denn der Erreger Yersinia
pestis kam ab 1347 mit Handels-
schiffen und parallel auch über
die Seidenstraßen aus Asien
nach Europa. Von 1349 bis 1640
registrierten die Chronisten ins-
gesamt 22 große Pestwellen in
Dresden. 

Diese veranlassten Herzog
Heinrich den Frommen 1540, mit
seinem Hofstaat nach Freiberg zu
wechseln; und 1607 flüchtete
Kurfürst Christian II. vor der „Pe-
stilenz“ nach Torgau und Anna-
berg. Besonders arg wütete der

„Schwarze Tod“ freilich in den
Jahren 1585 und 1634. Da ver-
zeichneten die Chronisten allein
schon 2305 Tote – bei anfangs
noch rund 12 000 Einwohnern:
„Vorm Wilsdruffer Tor blieb kaum
jeder 15. Hauswirt am Leben.“
Der absolute Höhepunkt des Ster-
bens lag indes wohl im Jahre
1632: „Die Pest grassierte derma-
ßen, dass dieses Jahr zu Alt- und
Neu-Dresden ingleichen vor den
Toren an die 6892 Todten gezählt
wurden.“

Dennoch verfielen die Stadtvä-
ter damals nicht in Panik oder
Weltuntergangsstimmung, son-
dern versuchten ungeachtet ihrer
noch sehr begrenzten medizini-
schen Kenntnisse, die Seuche
mittels sinnvoller Maßnahmen

einzudämmen und damit mög-
lichst viele Bürger Dresdens zu
retten. So durch das Verbot von
Menschenansammlungen, die
Schließung von Märkten und
Wirtshäusern sowie strenge neue
Vorschriften zur Reinhaltung der
Straßen – außerdem stand auf das
Fälschen von Gesundheitspässen
jetzt die Todesstrafe. Darüber hin-
aus wurde auch zeitweise der
Handel mit Böhmen ausgesetzt.

Dieses besonnene Vorgehen
kontrastiert stark mit den aktuel-
len Reaktionen von „Klimaschüt-
zern“ auf Wetterereignisse jen-
seits des Durchschnitts. Heute
wissen wir viel mehr über natür-
liche Zusammenhänge, was die
Verfechter der grünen Quasi-Re-
ligion aber nicht daran hindert,
fanatisch ihre Dogmen zu ver-
breiten und einen unsinnigen
Vorschlag zur „Klimarettung“
nach dem nächsten in die Welt
hinauszuposaunen, anstatt nüch-
tern an die Problematik heranzu-
gehen. Aber das passiert eben,
wenn man lieber auf der Straße
herumkrakeelt statt zu lernen
und dann fehlendes Wissen
durch Glauben ersetzen muss.

Wolfgang Kaufmann

Einst reagierten
die Leute vor allem

pragmatisch

Führungskräfte drei
bis viermal so oft
verhaltensauffällig

Stete Rollenwechsel
erschüttern die

eigene Identität

Seit Jahrhunderten wiederkehrend: Hochwasser in Dresden Anno 1890 Bild: bpk
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Am 21. September feierte
der „Verein der Deutschen
in Klaipeda“  sein 30-jähri-

ges Bestehen. Im Konzertsaal von
Memel [Klaipeda],dem ehemali-
gen Schützenhaus, versammelten
sich zirka 200 Vereins-mitglieder
und Gäste. Das Fest begann mit
dem Lied „Ännchen von Tharau“.
Mit diesem Lied präsentierte sich
der Verein im Jahr 1989 zum er-
sten Mal offiziell während der Ent-
hüllung des Simon-Dach-Brun-
nens auf dem Theaterplatz der
Stadt. An die damaligen bewegen-
den Augenblicke dieses besonde-
ren Ereignisses erinnerten alte Fo-
tos – noch in Schwarz-Weiß – auf
einer großen Leinwand.

Der Vereinsvorsitzende Klaus
Peter Paul Grudzinskas und die
Zweite Vorsitzende Marta Einars
stellten die Ehrengäste vor: Vytau-
tas Grubliauskas, Bürgermeister
der Stadt Memel [Klaipeda]; Aru-
nas Baublys, deutscher Honorar-
konsul in Westlitauen; Hans-Jörg
Froese, stellvertretender Sprecher
der Landsmannschaft Ostpreußen
e.V.; Uwe Jurgsties, Bundesvorsit-
zender der Arbeitsgemeinschaft
der Memellandkreise e.V; Frie-
drich-Wilhelm Böld, Landesvorsit-
zender der Landsmannschaft der

Ost- und Westpreußen Bayern e.V.;
Jelena Butkeviciene, Leiterin des
Zentrums für Minderheiten-Kultu-
ren der Stadt Memel, und die Vor-
sitzenden der Minderheitenverei-
ne in Memel sowie einige Vorsit-
zende der Deutschen Vereine in
Lettland. 

Die Entwicklungsgeschichte des
Vereins wurde durch Arnold Pi-
klaps, Vorstandsmitglied und Di-
rektor des Simon-Dach-Hauses,
und Rasa Miuller, Kulturmanage-
rin des Vereins, dargestellt und mit
vielen Fotos auf der großen Lein-
wand illustriert. Zur größten Über-
raschung erfolgte der Auftritt des
Bürgermeisters auf der Bühne zu-

sammen mit einem Streichquar-
tett. Danach folgte sein Grußwort,
in dem er die Bedeutung des Ver-
eins in den vergangenen 30 Jahren
hervorhob. Mit musikalischen Ein-
lagen zwischen den Grußworten
und Glückwünschen gestaltete
sich die über zwei Stunden lange
Veranstaltung für die Teilnehmer
kurzweilig. Für die musikalischen
Einlagen sorgten das Streichquar-
tett, Schüler des Hermann-Suder-
mann-Gymnasiums, Inga Pakalniš-
kiene, Leiterin des Chors der evan-
gelisch-lutherischen Gemeinde,
und die Gesanggruppe Capella A. 
Die aktivsten Mitglieder des Ver-
eins wurden mit Ehrenurkunden

und die Förderer mit Danksagun-
gen ausgezeichnet. Der Abschluss
des Festteils der Veranstaltung ge-
staltete sich sehr bewegend. Alle
Musiker kamen auf die Bühne, um
gemeinsam „So ein Tag so wunder-
schön wie heute“ zu singen. Die
Teilnehmer im Saal sangen mit. 

Im Anschluss waren alle Anwe-
senden zum Essen eingeladen. Für
manche waren die den Ostpreußen
so bekannten Königsberger Klopse
eine Premiere. Die Getränke gab es
aus der in der Stadt ansässigen
Brauerei „Švyturys“. 

Zum Abschluss folgte noch ein
bewegender Akt: Vertreter des Ver-
eins besuchten den ehemaligen
Memeler Zivilfriedhof (bis 1945)
sowie anschließend den deutschen
Soldatenfriedhof, auf denen jeweils
Blumengestecke in Schwarz-Rot-
Gold niedergelegt wurden. Jurg-
sties und Froese sprachen Gedenk-
worte. 

Am Abend vor der großen Feier,
dem des 20. September, wurde am
Simon-Dach-Haus eine Gedenkta-
fel für Heinz Oppermann enthüllt,
den Menschen, der durch seinen
selbstlosen Einsatz von Anfang an
viel für den Verein gekämpft und
in Deutschland und Litauen be-
wirkt hat. R.M.

Die Kurische Nehrung ist ein Ort,
der als Touristenattraktion des Kö-
nigsberger Gebiets immer belieb-
ter wird, doch mit dem Touristen-
ansturm häufen sich auch die Pro-
bleme.  

Viele stellen sich die Frage, wie
es der Perle der Ostsee angesichts
des Touristenansturms geht und
wohin die Kurische Nehrung sich
entwickeln wird. Am Zugang zum
Nationalpark herrschen  bereits
am Kontrollpunkt Chaos und Auf-
regung. Autos stehen stundenlang
Schlange, um in den Nationalpark
Kurische Nehrung eingelassen zu
werden. Das System, nach dem
Autos in den Nationalpark herein-
gelassen werden, ist weit davon
entfernt, optimal zu sein. Alles
geht genauso wie vor 20 oder 
30 Jahren, als die Zahl der Pkws,
die auf die Kurische Nehrung fuh-
ren, noch deutlich geringer war.
Um Zugang zum Nationalpark zu
erhalten, muss man zuvor einen
sogenannten Umweltbeitrag in
Höhe von umgerechnet rund vier
Euro pro Fahrzeug und 2,10 Euro
pro Person entrichten. Zunächst
muss man das Auto verlassen, um
sich zum  Kassenhäuschen zu be-
geben, vor dem sich ebenfalls lan-
ge Schlangen bilden. Hat man sein
Ticket endlich erhalten, kehrt man
zum Auto zurück und fährt bis
zum Schlagbaum. Das heißt, wäh-
rend des Bezahlvorgangs hat das
Fahrzeug die ganze Zeit den Weg
blockiert. 

Viel einfacher hat man das Pro-
blem bei der Bahn für die Fahrt
von Königsberg nach Cranz gelöst:
Während der Hauptsaison wurden
Fahrkarten nicht nur an der Kasse,

sondern auch
bei Schaffnern
auf dem Bahn-
steig verkauft,
die über mobile
Registrierkas-
sen Fahrkarten
in Sekunden-
schnelle aus-
druckten. Die
Schaffner gin-
gen am Bahn-
steig entlang
und verkauften
die Fahrkarten
ohne lange
Schlangen.

Die Leitung
des National-
parks begrün-
det das Fehlen
eines solchen
Systems damit,
dass das Fi-
nanzamt dies
nicht gestatte.
Warum es der
Bahn erlaubt
sein soll und dem Nationalpark
nicht, bleibt unverständlich.

Weil es so viele Beschwerden
wegen der langen Schlangen an
der Zufahrt zur Kurischen Neh-
rung gab, hat Gouverneur Anton
Alichanow reagiert. Er schlug vor,
ein automatisches System für die
Zufahrt einzurichten, das wohl
aber erst im kommenden Jahr
eingeführt wird.

Nicht nur die Zahl der Perso-
nenkraftwagen nimmt zu, son-
dern auch die der Busse Richtung
Kurische Nehrung.  Ihre berühm-
ten Dünen werden stark bewor-
ben. Inzwischen wollen nicht nur
Touristen aus dem Westen diesen

Ort besuchen, sondern zuneh-
mend auch  Russen.

Dabei hat sich die Infrastruktur
auf der Kurischen Nehrung in den
vergangenen zehn Jahren nicht ge-
ändert. Sie ist
nicht nur unver-
ändert geblieben,
sondern befindet
sich weithin im
Verfallsstadium.
Das betrifft ebenso die Siedlungen
wie auch den Nationalpark selbst.
Allein die große Zahl von Ver-
kaufsstellen springt ins Auge, die
wie Pilze aus dem Boden geschos-
sen sind. An Sehenswürdigkeiten
wie der Düne Epha beispielsweise

und beim „tanzenden Wald“ gibt
es Dutzende Kioske, Pavillons und
Cafés, in denen man Souvenirs so-
wie Speisen und Getränke kaufen
kann zu Preisen, die doppelt so

hoch sind wie in
Königsberg. 

War die Düne
Epha schon im-
mer ein touristi-
scher Anzie-

hungspunkt, so hat der „tanzende
Wald“ erst in den letzten Jahren
an Popularität gewonnen. Dabei
waren die Kiefern mit den zu Krei-
sen gewundenen Stämmen schon
immer dort und hatten bislang kei-
ne große Aufmerksamkeit erregt.

Erst durch die
Werbekampag-
nen der Rei-
seunternehmen
gibt es dort nun
M a s s e n t o u -
rismus. Ein Teil
der Bäume ist
aufgrund der
Unachtsamkeit
der Besucher
bereits abgestor-
ben. Im Grunde
genommen sind
die Kiefern an
dieser Stelle der
Kurischen Neh-
rung nichts
Außergewöhnli-
ches, es gibt sie
auch an anderen
Orten, für die
sich aber bislang
niemand inter-
essiert hat. 

Eine ruhige
und fast abge-
schiedene Ecke

der Nehrung ist das Museum, das
sich 14 Kilometer vom National-
parkeingang entfernt befindet. Es
gibt jetzt eine umfangreiche Frei-
luftausstellung, die auf Kosten der
Europäischen Union entstanden
ist und die davon erzählt, wie die
Stämme der Kurischen Nehrung
hier gelebt haben und was sie im
Mittelalter getan haben. Dort be-
findet sich eine Rekonstruktion
der uralten Siedlungen und Befe-
stigungsanlagen, in denen die
Menschen früher lebten.

Wie ehemals, sind die außerge-
wöhnlichen, sauberen, breiten und
fast menschenleeren Sandstrände
bemerkenswert. Ihretwegen lohnt

es sich immer wieder herzukom-
men, um sich von der Stadt zu er-
holen. Solche Orte gibt es sonst
fast nirgendwo an der Ostsee. Es
ist nicht verwunderlich, dass
wohlhabende Moskauer nicht nur
bereit sind, weite Wege auf sich zu
nehmen, um die Kurische Neh-
rung zu sehen. Manche fliegen ihr
buchstäblich zu. So kommt es gele-
gentlich vor, dass die Ruhe der Ba-
denden von Hubschrauberlärm
gestört wird, wie kürzlich gesche-
hen, als plötzlich drei Hubschrau-
ber auftauchten, die entlang der
Küste flogen, um dann steil abzu-
stürzen und direkt am Strand von
Pillkoppen [Morskoje] unter den
erstaunten Urlaubern zu landen,
nur zwei Kilometer von der Staats-
grenze zu Litauen entfernt.

„Was ist passiert?“, fragten sich
die besorgten Badegäste. Einige
dachten, es sei eine militärische
Übung, andere glaubten, es hande-
le sich um eine feindliche Flugzeu-
gattacke. Die Auflösung war denk-
bar banal: Es waren Moskauer, die
zum Baden und Sonnen an einem
tollen Strand auf der Kurischen
Nehrung hergeflogen waren. Drei
Hubschrauber mit 14 Passagieren
an Bord hatten einen Ausflug von
Moskau an die Ostsee unternom-
men über zwei Staatsgrenzen hin-
weg mit nur einer einzigen Tank-
füllung. 

Das alles, weil die Kurische Neh-
rung so „in“ ist. Und in der Tat:
Vergisst man den schwierigen Zu-
gang und die Menschenmengen
und begibt sich an einen weniger
stark frequentierten Ort, bietet der
Nationalpark ausschließlich posi-
tive Eindrücke.

Jurij Tschernyschew

Fluch und Segen großer Beliebtheit
Besucheransturm auf die Kurische Nehrung – Marode Infrastruktur und Unachtsamkeit der Besucher führen zu Problemen

Mal kurz zum Baden auf die Nehrung: 14 Moskauer Ausflügler kamen per Helikopter Bild: J.T.

Viele Verkaufsbuden
an der Düne Epha

Nr. 42 – 18. Oktober 2019 

Rettung aus der Luft
Griesleinen erhielt Hubschrauberstützpunkt

Anfang Oktober wurde der
neue HEMS-Stützpunkt

(HEMS, Helicopter Emergency
Medical Service, dt. Luftrettung)
in Grieslienen [Gryzliny], Kreis
Allenstein, offiziell eröffnet. An
der Veranstaltung nahmen der
stellvertretende Gesundheitsmi-
nister Waldemar Kraska, der Wo-
iwode Artur Chojecki und der Di-
rektor der Luftrettung, Robert
Gałazkowski, teil.

Zuvor war der medizinische
Hubschrauberstützpunkt in ei-
nem Hangar am Flughafen Deu-
then [Dajtki] untergebracht. Je
nach Wetter benötigte man
manchmal mehrere wertvolle Mi-
nuten, um die Maschine zu star-
ten. Temperaturschwankungen
waren schädlich für die elektroni-
schen Geräte, was wiederum eine
Bedrohung für
die Hubschrau-
berbesatzung und
die transportier-
ten Patienten dar-
stellte. Der neue
H E M S - S t ü t z -
punkt in Grieslie-
nen erfüllt alle
Welts tandards .
Der Hubschrau-
ber ist in einem

speziellen Hangar abgestellt, von
dem aus er innerhalb nur einer
Minute auf Schienen auf einer
speziellen Plattform herausfährt.
Die Hubschrauberbesatzung hat
endlich komfortable Arbeitsbe-
dingungen. Jetzt braucht die Luft-
rettungsmannschaft nur noch drei
Minuten um zu starten. 

„Wir fliegen praktisch in der
gesamten Woiwodschaft, in ver-
schiedene Richtungen“, sagte
Roman Kozłowski, Leiter der Al-
lensteiner Abteilung der Luftret-
tung – „Zur Straße Nr. 7, wo wir
oft eingreifen, werden wir es von
Grieslienen aus noch näher ha-
ben als von Allenstein, und dann
transportieren wir Menschen,
die Hilfe brauchen direkt ins
Krankenhaus.“ 

Edyta Gładkowska

Modern ausgestattet: Luftrettungsstützpunkt

Gemeinsam auf der Festbühne: Veranstalter und Ehrengäste 

»So ein Tag, so wunderschön...«
In feierlicher Atmosphäre beging der »Verein der Deutschen in Klaipeda« sein 30. Jubiläum
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ZUM 102. GEBURTSTAG

Sowa, Otto, aus Jesken, Kreis
Treuburg, am 24. Oktober

ZUM 101. GEBURTSTAG

Wiedenhöft, Frieda, geb. Strauß,
aus Nalegau, Kreis Wehlau,
am 23. Oktober

ZUM 100. GEBURTSTAG

Göbel, Betty, geb. Lagies, aus
Grünhausen, Kreis Elchniede-
rung, am 18. Oktober

ZUM 99. GEBURTSTAG

Baumgart, Erwin, aus Georgen-
forst, Kreis Elchniederung, am
24. Oktober

Kock, Elsbeth, geb. Kinski, aus
Lyck, am 24. Oktober

Schweins, Gertraud, geb. Bür-
gel, aus Kalthagen, Kreis Lyck,
am 18. Oktober

Volz, Luise, aus Neuwiesen, Kreis
Ortelsburg, am 21. Oktober

ZUM 98. GEBURTSTAG

Friz, Lieselotte, geb. Schwabe,
aus Reuß, Kreis Treuburg, am
20. Oktober

Grube, Christel, geb. Meier, aus
Wargienen, Kreis Wehlau, am
23. Oktober

Heitmann, Irmgard, geb. Rehra,
aus Sprindenau, Kreis Lyck,
am 21. Oktober

Pawelzik, Hildegard, geb. Brzos-
ka, aus Rundfließ, Kreis Lyck,
am 19. Oktober

ZUM 97. GEBURTSTAG

Eberhardt, Gertrud, geb. Gnosa,
aus Treuburg, am 23. Oktober

Herrmann, Martha, geb. Krap-
pa, aus Mostolten, Kreis Lyck,
am 21. Oktober

Riekers, Herta, geb. Fröhlich,
aus Kölmersdorf, Kreis Lyck,
am 20. Oktober

Schwemer, Herta, geb. Buczi-
lowski, aus Kölmersdorf,
Kreis Lyck, am 18. Oktober

ZUM 96. GEBURTSTAG

Kalkowski, Heinz, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 24. Oktober

Petz, Gertrud, geb. Seemund,
aus Wilken, Kreis Ebenrode,
am 19. Oktober

Schmalfeldt, Helene, geb.
Schulz, aus Thalheim, Kreis
Neidenburg, am 20. Oktober

Weber, Irma, geb. Twardy, aus
Lyck, Kaiser-Wilhelm-Straße
117, am 21. Oktober

Welsch, Bruno, aus Altginnen-
dorf, Kreis Elchniederung, am
20. Oktober

Zwirlein, Elfriede, geb. Radzu-
weit, aus Föhrenhorst, Kreis
Ebenrode, am 22. Oktober

ZUM 95. GEBURTSTAG

Klein, Gisela, aus Groß 
Nuhr, Kreis Wehlau, am 
24. Oktober

Malinka, Helmut, aus Scharei-
ken, Kreis Treuburg, am 
20. Oktober

Packhäuser, Hertha, geb. Kuber-
ka, aus Dippelsee, Kreis Lyck,
am 24. Oktober

Rußland, Greta, geb. Adam, aus
Paterswalde, Kreis Wehlau, am
21. Oktober

Soth, Irmgard, geb. Kukowski,
aus Lyck, Bismarckstraße 57,
am 23. Oktober

Storck, Leni, aus Walden, Kreis
Lyck, am 21. Oktober

Sturm, Charlotte, aus Schne-
ckenwalde, Kreis Elchniede-
rung, am 20. Oktober

ZUM 94. GEBURTSTAG

Pankuweit, Heinrich, aus Bonn,
Kreisgemeinschaft Wehlau,
am 23. Oktober

Seifert, Elfriede, geb. Kledtke,
aus Wilhelmsbruch, Kreis
Elchniederung, am 22. Ok-
tober

Thiel, Liselotte, geb. Noll, aus
Tapiau, Kreis Wehlau, am 
18. Oktober

Wieden, Ruth, geb. Fidorra, aus
Neu Werder, Kreis Ortelsburg,
am 19. Oktober

ZUM 93. GEBURTSTAG

Bondzio, Dr. Wilhelm, aus Lyck,
am 22. Oktober

Bohnert, Fritz, aus Groß Ladt-
keim, Kreis Fischhausen, am
22. Oktober

Krüger, Hildegard, geb. Koß, aus
Treuburg, am 20. Oktober

Schacht, Grete, geb. Kutzborski,
aus Fließdorf, Kreis Lyck, am
18. Oktober

Schmid, Liselotte, geb. Bahr, 
aus Fischhausen, am 19. Ok-
tober

Skrotzki, Gertrut, geb. Neu-
mann, aus Petersgrund, Kreis
Lyck, am 18. Oktober

Ziegler, Ursula, geb. Staschik,
aus Lötzen, am 20. Oktober

ZUM 92. GEBURTSTAG

Barsch, Marie, geb. Mahnke, aus
Ebendorf, Kreis Ortelsburg,
am 18. Oktober

Bergmann, Ursula, geb. Mon-
sehr, aus Treuburg, am 23. Ok-
tober

Glüsing, Gerda, geb. Veit, aus
Wargen, Kreis Fischhausen,
am 19. Oktober

Koslowski, Dieter, aus Rhein,
Kreis Lötzen, am 22. Oktober

Kowalski, Helga, geb. Holz, aus
Merunen, Kreis Treuburg, am
24. Oktober

Luft, Dr. Volker, aus Lötzen, am
22. Oktober

Timmler, Werner, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 18. Ok-
tober

ZUM 91. GEBURTSTAG

Albrecht, Arno, aus Wehlau, am
22. Oktober

Balzer, Helmut, aus Millau,
Kreis Lyck, am 20. Oktober

Böhm, Herbert, aus Quilitten,
Kreis Heiligenbeil, am 
20. Oktober

Hanke, Elfriede, geb. Nitsch-
mann, aus Widminnen, Kreis
Lötzen, am 20. Oktober

Hellmig, Gisela, aus Bürgers-
dorf, Kreis Wehlau, am 
18. Oktober

Korzen, Ernst, aus Groß Dank-
heim, Kreis Ortelsburg, am 
23. Oktober

Palfner, Werner, aus Rosenhei-
de, Kreis Lyck, am 21. Oktober

Pogrzeba, Edith, geb. Dolenga,
aus Regeln, Kreis Lyck, am 
18. Oktober

Putzler, Irmgard, geb. Hahn, aus
Tapiau, Kreis Wehlau, am 
24. Oktober

Rothkamm, Hans, aus Hohen-
walde, Kreis Heiligenbeil, am
24. Oktober

Wesolowski, Herta, geb. Tiburs-
ki, aus Luckau, Kreis Ortels-
burg, am 19. Oktober

ZUM 90. GEBURTSTAG

Bartosik, Werner, aus Milchhof,
Kreis Elchniederung, am 
18. Oktober

Hinze, Lydia, geb. Preuß, aus
Schatzberg, Kreis Preußisch
Eylau, am 24. Oktober

Koch, Frieda, aus Kurschen,
Kreis Tilsit-Ragnit, am 
18. Oktober

Petersen, Edith, geb. Frenkler,
aus Gründann, Kreis Elchnie-
derung, am 20. Oktober

Pohlenz-Boehlke, Hannelore,
aus Mohrungen, am 19. Ok-
tober

Press, Winfried, aus Hardteck,
Kreis Goldap, am 18. Oktober

Riedel, Githa, aus Insel, Kreis
Lyck, am 20. Oktober

Rogalla, Hans-Jürgen, aus Selig-
gen, Kreis Lyck, am 19. Ok-
tober

Sbrzesny, Christel, geb. Gar-
wens, aus Lesgewangen, Kreis
Tilsit-Ragnit, am 18. Oktober

Struppek, Horst, aus Jesken,
Kreis Treuburg, am 21. Ok-
tober

Wersing, Emmi, geb. Marzinzik,
aus Steintal, Kreis Lötzen, am
18. Oktober

ZUM 85. GEBURTSTAG

Arndt, Walter, aus Lank, Kreis
Heiligenbeil, am 18. Oktober

Bentrup, Inge, geb. Kempka, aus
Ortelsburg-Waldsee, am 
21. Oktober

Ebisch, Werner, aus Ebenrode,
am 22. Oktober

Ewert, Rudi, aus Bladiau, 
Kreis Heiligenbeil, am 
21. Oktober

Goeritz, Ulrich, aus Amtal, Kreis
Elchniederung, am 20. Ok-
tober

Gorski, Helga, geb. Vallentin,
aus Bladiau, Kreis Heiligen-
beil, am 20. Oktober

Hansch, Liesbeth, geb. Jankows-
ki, aus Ittau, Kreis Neiden-
burg, am 21. Oktober

Jakst, Elfriede, geb. Katzmarzik,
aus Materschobensee, Kreis
Ortelsburg, am 24. Oktober

John, Herbert, aus Moithienen,
Kreis Ortelsburg, am 23. Ok-
tober

Kaiser, Angelika, geb. Olbrich,
aus Liebenberg, Kreis Ortels-
burg, am 24. Oktober

Konietzny, Edeltraud, geb. So-
kolowski, aus Neuendorf,
Kreis Lyck, am 22. Oktober

Mordhorst, Inge, geb. Sudau,
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am
18. Oktober

Schaschke, Peter, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 24. Ok-
tober

Somplatzki, Erwin, aus Groß
Blumenau, Kreis Ortelsburg,
am 24. Oktober

Stengel, Irmgard, geb. Groß, aus
Pomedien, Kreis Wehlau, am
22. Oktober

Uschkoreit, Eckehard, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 19. Oktober

ZUM 80. GEBURTSTAG

Arndt, Horst, aus Klein Röders-
dorf, Kreis Heiligenbeil, am
24. Oktober

Bäsmann, Ute, geb. Waldhauer,
aus Allenburg, Kreis Wehlau,
am 22. Oktober

Böning, Helga, geb. Haberland,
aus Worschienen, Kreis Preu-
ßisch Eylau, am 19. Oktober

Gottowik, Eberhard, aus Klaus-
sen, Kreis Lyck, am 23. Ok-
tober

Halbgebauer, Erika, geb. Czy-
bulka, aus Blumental, Kreis
Lyck, am 20. Oktober

Jelonnek, Irmgard, geb. Klekott-
ka, aus Dreimühlen, Kreis
Lyck, am 24. Oktober

Kempka, Walter, aus Neuenwal-
de, Kreis Ortelsburg, und aus
Jessonowitz, Kreis Neiden-
burg, am 20. Oktober

Klopffleisch, Friedrich, aus Tapi-
au, Kreis Wehlau, am 24. Ok-
tober

Lempio, Hans-Jürgen, aus Köl-
mersdorf, Kreis Lyck, am 
23. Oktober

Maschitzki, Horst, aus Groß Mi-
chelau, Kreis Wehlau, am 
23. Oktober

Matousek, Annemarie, geb.
Smorra, aus Reinkental, Kreis
Treuburg, am 21. Oktober

Messer, Astrid, Kreisgemein-
schaft Bremen, am 24. Ok-
tober

Miermann, Helga, geb. Makrutz-
ki, aus Rohmanen, Kreis Or-
telsburg, am 21. Oktober

Pezold, Erika, geb. Loetz, aus
Raineck, Kreis Ebenrode, am
21. Oktober

Riemann, Reinhard, aus Bür-
gersdorf, Kreis Wehlau, am 
22. Oktober

Rosenau, Heinz, aus Eibenau,
Kreis Treuburg, am 18. Ok-
tober

Schmidt, Werner, aus Lyck, am
23. Oktober

Seiffert, Irmgard, geb. March-
lewski, aus Kurkau, Kreis Nei-
denburg, am 22. Oktober

Skilandat, Erhard, aus Schul-
zenwiesen, Kreis Elchniede-
rung, am 21. Oktober

ZUM 75. GEBURTSTAG

Gehrs, Gudrun, geb. Sommer-
feld, aus Liebenau, am 
23. Oktober

Klesatschke, Annemarie Helga,
geb. Herbst, aus Stobingen,
Kreis Elchniederung, am 
18. Oktober

Klesser, Astrid, Kreisgemein-
schaft Bremen, am 24. Ok-
tober

Lieder, Hartmut, aus Polennen,
Kreis Fischhausen, am 
18. Oktober

Schmidt, Renate, geb. 
Holländer, aus Pillau, Kreis
Fischhausen, am 21. Ok-
tober

Willhöft, Regina, geb. Prill, aus
Palmnicken, Kreis Fischhau-
sen, am 22. Oktober

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Glückwünsche, Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung können Sie jederzeit bei der Landsmannschaft widersprechen! 

19. bis 20. Oktober: 12. Kommunalpolitischer Kongress in Allen-
stein (geschlossener Teilnehmerkreis)

1. November: AT der Landesgruppenvorsitzenden in Wuppertal
2. bis 3. November: Ostpreußische Landesvertretung in Wupper-

tal (geschlossener Teilnehmerkreis)
9. bis 12. November: Kulturhistorisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de,
Internet: www.ostpreussen.de/lo/seminare.html

TERMINE DER LO

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimatseiten der
PAZ-Ausgabe 44/2019 (Erstverkaufstag: 1. November) bis späte-
stens Mittwoch, 23. Oktober an E-Mail: redaktion@preussische-all-
gemeine.de, per Fax an (040) 41400850 oder postalisch an Preußi-
sche Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg.

Zusendungen für Ausgabe 44

Heimatliche Qualitätswaren
ab sofort wieder lieferbar

 1000 g     
Ger. Gänsebrust,  
mager, oh.Kn. ca. 800 g 36,99 €
Ger. Gänsebrust, mit Kn. ca. 1000 g 22,99 €
Gänseschmalz,  
ca. 200-g-Becher  Stück   2,69 €
Gänseleberwurst ca. 150 g 16,99 €
Gänseflumen  
(als fertiger Brotaufstrich) ca. 300 g   6,49 €
Teewurst,  
Rügenwalder Art ca. 100 g 17,99 €
Salami, 
mit Knoblauch ca. 500 g+2000 g 20,99 €
Krautwurst mit Majoran, fest ca. 400 g 18,99 €
Krautwurst mit Majoran, 
streichfähig ca. 150 g+850 g 16,99 €
Schweinemettwurst  
mit geb. Pfeffer ca. 400 g 16,99 €
Hausm. Leberwurst, 
geräuchert ca. 400 g 15,99 €
Lungwurst 
(vacu verpackt) ca. 500 g+1000 g 10,99 €
Grützwurst geräuchert, 
mit u. ohne Rosinen 11,99 €
Hausm. Blutwurst,  
geräuchert ca. 750 g 13,99 €
Zungenwurst ab ca. 500 g 13,99 €
Hausm. Sülze ca. 400 g 11,99 €
Ger. Schinkenspeck 500 g-2,0 kg  13,99 €

und vieles mehr!!!
Fordern Sie auch eine umfangreiche Bestellliste an!

Sie finden uns im Internet unter  
www.kinsky-fleischwaren.de 

Der Versand erfolgt auf Rechnung.  
Die Mehrwertsteuer ist in den Preisen enthalten. 

Ab 100,00 Euro Warenwert senden wir  
innerhalb Deutschland portofrei!

Rosenburger Weg 2 · 25821 Bredstedt
Tel. 0 46 71 - 91 38-0 · Fax 0 46 71 / 91 38-38

Fleischwaren GmbH

Lieder für Ostpreußen
Liederliste anfordern, 1 CD gratis

von Heimatsänger Bern Stein
B. Krutzinna, Oelmühlenallee 1, 24306 Plön
bernstein1947@aol.com  Tel. 04525 1764

Anzeigen

Im Rahmen der Feierstunde der
Angerburger Tage konnte Kreis-
vertreter Wolfgang Schiemann
das Silberne Ehrenzeichen der
Landsmannschaft Ostpreußen an
Erich Kerwien verleihen. Erich

Kerwien war sichtlich überrascht
und gerührt. Schiemann hob in
seiner Laudatio die vielen Ver-
dienste hervor, die sich Erich Ker-
wien in den vielen Jahren seiner
Arbeit für Angerburg und Ost-
preußen erworben hat. Hier der
Wortlaut der Laudatio: 

Durch seinen Wohnort in
Mitteldeutschland konnte sich 
Erich Kerwien erst nach der poli-
tischen Wende für Angerburg und
Ostpreußen aktiv engagieren. Seit
1990 nimmt Erich Kerwien regel-
mäßig an den Angerburger Tref-
fen teil. Am 19. September 2009
erfolgte seine Wahl in den Kreis-
ausschuss der Kreisgemeinschaft.
Seit diesem Tag arbeitet er aktiv
im Vorstand mit. Auch im hohen
Alter nimmt er den weiten Anrei-
seweg nach Rotenburg (Wümme)
auf sich, um bei den drei bezie-

hungsweise zwei Vorstandssitzun-
gen im Jahr dabei zu sein. In den
Sitzungen bereichert er durch gu-
te und ausgewogene Wortbeiträge
die Diskussion.

Erich Kerwien engagiert sich
besonders bei den Vorbereitun-
gen der Heimatpolitischen Tagun-
gen und der Angerburger Tage.
Hierbei kümmert er sich meist

um organisatorische Arbeiten,
sorgt für die Vorbereitung der
Räumlichkeiten, für den Saal-
schmuck, die Ausschilderung und
um den Bücherverkauf. Diese Tä-
tigkeiten sind für den erfolgrei-

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreter: Wolfgang Schie-
mann, Kreisgemeinschaft Anger-
burg e.V., Landkreis Rotenburg
(Wümme), Postfach 1440, 27344
Rotenburg (Wümme), Landkreis:
Telefon (04261) 9833100, Fax
(04261) 9833101. 

ANGERBURG

Ehrung für Kerwien

Angerburger geehrt: Kreisvertreter Wolfgang Schiemann (links)
und Erich Kerwien (rechts). Für Ehefrau Brigitte gab es ein klei-
nes Blumenpräsent Bild: privat

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 15
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aus den bisherigen Mitgliedern
Erwin Feige (1. Vorsitzender),
Manfred Gesien (Stellvertreter
und 2. Vorsitzender, Schatzmei-
ster), Manfred Urbschat (Ge-
schäftsführer), Hans Dzieran (Bei-
rat) und zwei neuen Mitgliedern,
Valentina Manthey und Franz
Stenzel (bisher Mitglieder der
Stadtvertretung). Den beiden neu-
en Vorstandsmitgliedern sind
Aufgabenfelder (Franz Stenzel:
Veranstaltungsorganisation, Val-
entina Manthey: Zusammenarbeit
mit der Stadt Sovjetsk) zugeord-
net worden, die im Detail bis zur

nächsten Vorstandssitzung zu fi-
xieren sind. 

Neben den beiden neuen Vor-
standsmitgliedern wurde der
ebenfalls in Magdeburg als Nach-
rücker designierte Günter H. Her-
tel zum kommissarischen Spre-
cher der Versammlung der Stadt-
vertretung und Christine Schoen-
wiese zum kommissarischen Mit-
glied der Stadtvertretung mit
Sonderaufgaben des Vorstands als
Volljuristin (Aufgabenfeld Mit-
gliederverwaltung) einstimmig bis
zur Wahl durch die nächste or-
dentliche Versammlung der Stadt-

chen Ablauf der Veranstaltung
unverzichtbar. Daher ist es lo-
benswert, dass sich Kerwien die-
ser Arbeiten, die eher im Hinter-
grund erfolgen, angenommen hat
und selbstständig erledigt.

Erich Kerwien ist besonders er-
folgreich in der Werbung neuer
Bezieher des Angerburger Hei-
matbriefes. Hierfür nutzt er insbe-
sondere Vertriebenenzusammen-
künfte in Mitteldeutschland und
spricht dort viele Personen an.
Diese Tätigkeit ist sehr lobens-
wert, da sich die Kreisgemein-
schaft über den Vertrieb des Hei-
matbriefes finanziert. 

Seit vielen Jahren besucht er re-
gelmäßig, meist jährlich, den Ort
seiner Kindheit Dowiaten im
Landkreis Angerburg. Bei diesen
Reisen kommt er mit den heuti-
gen Bewohnern des Ortes ins Ge-
spräch und sorgt so für Verständi-
gung und Ausgleich. Auch unter-
hält er gute Kontakte zur Kirche
in Engelstein im Landkreis An-
gerburg, in der er 1933 getauft
wurde. 

Engagiert ist Erich Kerwien
ebenfalls für den Altvaterturm in
Thüringen. Er wirkte seinerzeit
an der Ausgestaltung des Ost-
preußenzimmers mit und steht
dem dortigen Vorstand stets mit
Rat und Tat zur Seite. 

Für die Arbeit der Kreisgemein-
schaft Angerburg sind Personen
wie Herr Kerwien unverzichtbar!

Michael Meyer

Osnabrück – Sonnabend, 
26. Oktober, 14 Uhr, Gaststätte
Bürgerbräu, Blumenhaller Weg 43,
Osnabrück: Herbsttreffen der Teu-
tonen. Nähere Informationen: Re-
nate Berger, Telefon (05471) 4926.

Neumünster – Sonnabend, 
19. Oktober, 15.30 Uhr, Lötzener
Museum, Sudetenlandstraße 18H
(Böcklersiedlung), Neumünster:
Manfred E. Fritsche, Eckernförde,
zeigt „Bilder einer Reise durch
Ostpreußen in 2018“. Das Mu-
seum ist an Veranstaltungstagen
bereits um 10 Uhr geöffnet.

Bremen – Am Donnerstag, dem
14. November, findet in Bremen
das 11. Lycker Treffen statt. Dazu
lädt Landsmann Wilhelm Norra,
Ortsvertreter von Sareiken, Be-
zirksvertreter Lyck Land sowie
Mitglied des Kreistages der Kreis-
gemeinschaft Lyck, alle Lycker
und deren Freunde aus Bremen
und „umzu“ sowie auch gern
Interessenten aus weiter Entfer-
nung ein. Das Treffen findet am
14. November im Best Western
Hotel Zur Post, Bahnhofsplatz 11,
28195 Bremen, von 13 bis zirka 
18 Uhr statt. Das Hotel Zur Post
liegt rechts, schräg gegenüber
vom Hauptausgang des Bremer
Hauptbahnhofes. Bis zum Hotel
sind es nur zirka 50 Schritte. Wer
jemanden mit dem Auto zum Ho-
tel bringen muss, fährt zum Aus-
steigen bis zum Eingang vor; man
kann sich auch bei der Rezeption
erkundigen, ob in der Hotelgarage
neben dem Hotel gegen Entgelt
ein Parkplatz frei ist. Parkplätze
befinden sich auch in der Hoch-
garage am Hillmannplatz, auf der
Bürgerweide hinter dem Haupt-
bahnhof sowie am ehemaligen
Güterbahnhof; die Straße hinter
dem Überseemuseum führt dort
hin. Informationen bei Wilhelm
Norra, Anna-Stiegler-Straße 67,
28277 Bremen, Telefon (0421)
820651.

Endlich war es so weit. Am 
17. Juli kam der Linienbus am Bre-
merhavener Hauptbahnhof an.
Müde, aber aufgeregt stiegen die
russischen Teilnehmer der Kin-
derfreizeit aus dem Bus. Das Ziel
der Reise war die Jugendherberge
in Otterndorf, in der auch in die-
sem Jahr wieder das Deutsch-
Russische Ferienlager stattfand.
Nach und nach trudelten auch die
deutschen Teilnehmer in der Ju-
gendherberge ein; wir Betreuer
waren natürlich schon vor Ort.
Wer sind die anderen, werden wir
uns verstehen? Nach der Zimmer-
verteilung und ersten Kennen-
lernspielen war das Eis schon ge-
brochen, funktionierte die Kom-
munikation wunderbar. Einige
der jungen Teilnehmer sprechen
deutsch und russisch, auch eng-
lisch wird teilweise verstanden.
Im Notfall half auch mal der Goo-
gle-Übersetzer. Baden im Ottern-
dorfer Badesee, am Strand und
auch in der Soletherme bereiteten
auch den Teilnehmern aus dem
Königsberger Gebiet viel Freude.
Sportliche Aktivitäten wie Völ-
kerball, täglicher Frühsport vor
dem Frühstück oder auch das
Paddeln auf der Medem haben
uns sehr viel Spaß gemacht. Die
Fahrt mit der Moorbahn und die
gruseligen Geschichten rund ums
Ahlenmoor waren sehr kurzwei-
lig. Danke an Frau Beckmann für
die spannenden Einblicke in die-
se besondere Landschaft. Span-
nend war natürlich der Besuch in

der Stadt Hamburg mit Stadtbum-
mel und Einkaufsmöglichkeiten
sowie eine Hafenrundfahrt. Ver-
bunden war diese Tagesfahrt mit
dem Besuch der Heimatstube
Winsen. Dort wurde das Wissen
um Ostpreußen, neben einem
Vortrag von Hendrik in der Ju-
gendherberge vertieft. Das obliga-
torische Foto auf der Treppe durf-
te natürlich auch nicht fehlen.
Und wie in jedem Jahr hat auch
der Heidepark Soltau seine posi-
tiven Spuren hinterlassen. Die
Achterbahnen waren hier der gro-
ße Renner und haben bei allen für
reichlich Bauchkribbeln gesorgt.
Es waren wunderschöne Tage in
der kleinen Stadt Otterndorf, die
wir auch durch die Stadtrallay
noch intensiver kennen gelernt
haben. Zum Abschiedsnachmittag
wurden schon in den ersten Tagen
Freunde, Bekannte und Eltern mit
tollen selbstgebastelten Karten
eingeladen. Dafür haben die Kin-
der lange geprobt und unter an-
derem mit lustigen Sketchen,
Tanz- und Gesangseinlagen begei-
stert. Unser Freizeitleiter Hendrik
Stehr sorgte mit der Präsentation
eines Videos der vergangenen Ta-
ge dafür, dass alle diese tollen
Eindrücke der Freizeit mit nach
Hause genommen werden kön-
nen. Der Abschied war dann auch
sehr tränenreich, mit dem Ver-
sprechen sich bald zu schreiben
und der Hoffnung auf ein Wieder-
sehen im nächsten Jahr. Unser
ganz besonderer Dank geht an die
Jugendherberge Otterndorf, die
viele kleine und große Wünsche
und Anliegen erfüllt hat. Wir wur-
den dort bestens versorgt. Nor-
bert und Edith Schattauer, die im
Hintergrund stets alles bestens or-
ganisiert haben und für alle im-
mer da und ansprechbar waren.
Und natürlich an alle und jeden,
die diese Freizeit durch ihren Ein-
satz möglich machen.

Susanne Renger

Der Vorstand der Stadtgemein-
schaft Tilsit e.V. geht weiter auf
dem Weg der angekündigten Er-
neuerung und Verjüngung nach
den im letzten Jahr eingetretenen
Veränderungen. Er traf sich in El-
lingen, um zugleich auch mit dem
Kulturzentrum Ostpreußen in El-
lingen/Bayern und seinem Direk-
tor, Wolfgang Freyberg, ein gegen-
seitiges Vertiefen der Beziehun-
gen zu ermöglichen.

Die in Magdeburg 2018 bereits
durch die Stadtvertreter-Ver-
sammlung designierten Nachrü-
cker in den Vorstand wurden be-
stätigt. Somit besteht der Vorstand

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung von Seite 14

Vorsitzender Stadt & Land: Reiner
Buslaps, Am Berg 4, 35510 Butz-
bach-Kirch-Göns, Tel.: (06033)
66228, Fax (03222) 3721953, 
E-Mail: R.Buslaps@t-online.de.
Kreisgemeinschaft Insterburg
Stadt & Land e. V., Geschäftsstelle,
Am Marktplatz 10, 47829 Krefeld,
Tel.: (02151) 48991, Fax (02151)
491141, E-Mail: info@insterbur-
ger.de, Internet: www.insterbur-
ger.de, Bürozeiten: Montag – Frei-
tag von 8 bis 12 Uhr. 

INSTERBURG −
STADT UND LAND

Heimatgruppe

Dieter Arno Milewski, Am Forst-
garten 16, 49214 Bad Rothenfel-
de, Telefon (05424) 4553, 
Fax (05424) 399139, E-Mail: 
kgl.milewski@osnanet.de. Ge-
schäftsstelle: Ute Eichler, Bi-
lenbarg 69, 22397 Hamburg,
Telefon (040) 6083003, E-Mail:
KGL.Archiv@gmx.de

LÖTZEN

Bilderreise

Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 898313.
Stellvertr. Kreisvertreter: Dieter
Czudnochowski, Lärchenweg 23,
37079 Göttingen, Telefon (0551)
61665.

LYCK

Bremer Treffen

Kreisvertreter: Michael Gründ-
ling, Große Brauhausstraße 1,
06108 Halle/Saale. Geschäftsstel-
le: Tanja Schröder, Tel. (04171)
2400, Fax (04171) 24 24, Rote-
Kreuz-Straße 6, 21423 Winsen
(Luhe).

SCHLOSSBERG
(PILLKALLEN)

Kinderfreizeit

Gute Laune in Schloßberg: Gemeinsames Singen zum Ende der Kinderfreitzeit Bild: privat

Stadtvertreter: Erwin Feige,
Am Karbel 52, 09116 Chem-
nitz, Telefon (0371) 3363748.
Geschäftsführer: Manfred
Urbschat, E-Mail: info@tilsit-
stadt.de

TILSIT–STADT

Weg der Erneuerung

Anwesende Vorstandsmitglieder und Sonderbeauftragte der
Stadtgemeinschaft Tilsit e.V. (v.l.): Vorstandsmitglieder Man-
fred Urbschat, Manfred Gesien, Franz Stenzel, Valentina Man-
they, Erwin Feige, Christine Schoenwiese und Günter H. Hertel 

vertretung im Jahre 2020 be-
stimmt.

Neben der personellen Verän-
derung wurde eine neue Ge-
schäftsordnung des Vorstands
verabschiedet, die zahlreiche Hin-
weise der Stadtvertreter in Mag-
deburg aufnimmt. Natürlich wur-
den auch die Vorbereitungen für
die nächsten wichtigen Ereignisse
getroffen, insbesondere für das
gemeinsame Nachbarschaftstref-
fen mit den Kreisgemeinschaften
Elchniederung und Tilsit-Ragnit
am 16. Mai 2020 in Lüneburg.

Dem Direktor des Kulturzen-
trums Ostpreußen in Ellingen, der
die Versammlung höchst informa-
tiv und immer voller Respekt vor
den Vertriebenn und ihren Leistun-
gen durch die Ausstellung führt,
wurde „in Würdigung treuer Ver-
bundenheit mit der Stadt Tilsit“ die
Ehrenmedaille der Stadtgemein-
schaft durch Erwin Feige über-
reicht. Wolfgang Freyberg sprach in
seiner Dankesrede auch von seiner
lebhaften Erinnerung an einen ge-
meinsamen Besuch einer Tilsiter
Wohnung im Jahre 2014, aus der
mit Freudenstrahlen die jetzige
Einwohnerin trat und Erwin Feige
umarmte. Sie wohnt in jener Woh-
nung, in der der heutige 1. Vorsit-
zende aufwuchs. 

Eine außerordentliche Würdi-
gung erfährt das neugewählte Vor-
standsmitglied Franz Frenzel, der
aufgrund zahlreicher, uneigennüt-
ziger Hilfsgütertransporte sowohl
bei der Tilsiter Bevölkerung als
auch bei der dortigen Stadtverwal-
tung in den letzten 30 Jahren nach-
haltigen Eindruck hinterlassen hat. 

Wir freuen uns ganz tief und
herzlich, dass der Bundespräsident
unserem neuen Vorstandsmitglied
Franz Stenzel das Bundesverdienst-
kreuz am Bande des Verdienstor-
dens der Bundesrepublik Deutsch-
land verliehen hat. Die Bürgermei-
sterin Birgit Jörder der Stadt Dort-
mund überreicht das Verdienst-
kreuz im Rahmen eines Empfangs
am 14. Oktober. Eine Gratulation
konnte der Vorstand seinem neuen
Mitglied schon in Ellingen ausspre-
chen. Eine ausführliche Würdigung
in der PAZ wird folgen.

Günter H. Hertel
G. Hertel ist Mitglied der Stadt-
vertretung der Stadtgemeinschaft
Tilsit e.V. i.A. des 1. Vorsitzenden
der Stadtgemeinschaft Tilsit e.V.

Göppingen – Mit 27 treuen,
teils von weither angereisten
Landsleuten, durfte die LOW
Kreisgruppe am vergangenen
Sonnabend hier in Göppingen ihr
70-jähriges Gründungsfest feier-
lich begehen. Leider konnten ei-
nige Landsleute, bedingt durch
persönliche Gründe, am diesem
Festtage nicht teilnehmen. 

Eingebettet in eine heimatliche
Herbst- und Erntedankfeier war
es für die Teilnehmer wieder ein
schöner und ergreifender Rück-
blick auf vergangene Zeiten. Un-
ter den Gästen konnte die Vor-
standschaft auch die Kulturrefe-
rentin, Ulla Gehm, aus Schwä-
bisch Hall sehr herzlich begrü-
ßen. Trotz Ihrer fortgeschrittenen
Sehbehinderung ließ es sich Frau
Gehm nicht nehmen, mit dem
Zug zu uns nach Göppingen zu
kommen. Zur Unterstützung un-
seres Festes brachte sie aus der
Stuttgarter Gruppe Frieda Färber

mit. Diese übernahm stellvertre-
tend den Platz, der auch durch
Krankheit bedingt, entschuldig-
ten, Bundesfrauen Beauftragten,
Uta Lüttich, und hat uns nicht nur
Grüße von ihr bestellt, sondern
überraschte uns alle mit einem
großen Korb voll selbstgebacke-
nen ostpreußischen Raderküch-
lein. Unser Fest begann mit dem

gemeinsamen Mittagessen, wo in
bewährter Tradition uns das Hei-
matgericht, Königsberger Klopse,
serviert wurde. 

Nach dem Essen machten wir
mit Vera Pallas, unserer Frauen-

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
(0711) 854093, Geschäftsstelle:
Haus der Heimat, Schloßstra-
ße 92, 70176 Stuttgart, 2. Stock,
Zimmer 219. Sprechstunde nach
Vereinbarung.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Schon lang dabei: Margit Korn (l.) mit den für Treue zur Ge-
meinschaft Geehrten Bild: privat

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 17

Ostpreußisches Landesmu-
seum, Heiligengeiststraße
38, 21335 Lüneburg, Telefon
(04131) 759950, E-Mail: in-
fo@ol-lg.de, Internet:
www.ostpreussisches-lan-
desmuseum.de.
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Haupt-
stadt
Geor-
giens

persönl.
Fürwort
(zweite
Person)

Früchte
vom
Baum ab-
nehmen

Art der
Swing-
musik;
ein Tanz

Sultan v.
Ägypten
und
Syrien

Gallert
aus
Gelatine,
Knochen

Ähren-
borste

Anzie-
hungs-
kraft
(engl.)

Fest-
kleid;
Fest-
konzert

Stutzer,
Mode-
narr

preis-
geben;
spenden

Körper-
glied

feines
Gewebe

ägypti-
sche
Göttin

Zucker-
rüben-
saft

ange-
glichen

Angst-
empfin-
dung,
Schauder

kühle
Frauen-
schön-
heit

Wundmal
End-
punkt
der Erd-
achse

eine
Baltin

unge-
bunden Prüfer

Fluss
zur
Donau

salopp:
wütend,
verärgert

Gold-
macher

Binnen-
staat in
Zentral-
afrika

fein-
körniges 
Stärke-
mehl

himmel-
blaue
Farbe

Bundes-
staat
der USA

Agave-
fasern

Stock-
werk

größere
Meeres-
bucht

im
Freien
rasten

an-
nähernd,
ungefähr

Tat-
sachen-
mensch

dt. So-
zialist
(Fried-
rich)

tropi-
scher
Laub-
baum

lärmen-
der
Betrieb,
Trubel

ost-
slawi-
sches
Volk

politi-
sches
Gebilde

in
Kürze,
wenig
später

ein
Erdteil

germa-
nischer
Donner-
gott

Vertrau-
ens-
miss-
brauch

höchste
Spiel-
karte

Parole Regis-
tratur

Strom in
Ostasien

Horn-
gebilde
an Tier-
zehen

neugie-
riger Zu-
schauer

starker
Wind

Kirchen-
musik-
instru-
ment

Flüssig-
keit

Ball-
abgabe

Scheitel-
punkt

Stadt in
Mittel-
italien

Treib-,
Gärungs-
mittel

Name
zweier
Flüsse in
Osteuropa

norwe-
gischer
Maler
(Edvard)

Manu-
skript-
prüfer

Triumph,
Erfolg im
Wett-
kampf

Lobrede
Südost-
asiat
(ugs.)

ostfran-
zösisches
Grenz-
land

Voll-
ver-
samm-
lung

dünnes
Blätt-
chen,
Scheibe

emo-
tional
aufge-
wühlt

orienta-
lische
Kopfbe-
deckung

Hinter-
halt (auf
der ...
liegen)

spani-
scher
Natio-
nalheld

Hand-
arbeit

Warnung
bei
Gefahr

Nacht-
vogel

dt.
Dichter
(Her-
mann)

koffein-
haltiges 
Kalt-
getränk

Karten-
spiel

Gestell
z. Trans-
portieren
v. Lasten

nicht
saftig
(Frucht-
fleisch)

Himmels-
richtung

nordi-
scher
Hirsch,
Elch

religiöse
Vereh-
rung

großer
schwar-
zer
Vogel

früher:
sehr fes-
tes Ge-
fängnis

jetzt

Speicher
über den
Stallun-
gen

Drei-
finger-
faultier

Kfz-
Zeichen
Dort-
mund

eiförmig
radio-
aktives
Schwer-
metall

Stück
vom
Ganzen

Abk. für
Bild-
unter-
schrift

Rosen-
lorbeer

Geliebte
Tristans

Gewinn,
Vorteil

   P  J   A  G  A  G    O   I 
 T I F L I S  S I R U P  A N G E P A S S T
  H L  V A M P  A  P O L  E  F R E I 
 G R U S E L  I N N  E  A L C H E M I S T
   E   A R K A N S A S  I K  R  D  E
 T S C H A D   R E A L I S T  E N G E L S
  A K A Z I E  B  U  S T A A T  O  A T
  G E  U N T R E U E  A  U  A B L A G E
 D O N A R  W U  K R A L L E  G A F F E R
       A M U R  S  O R G E L  R R 
        M  A S S I S I   D W I N A
       Z E N I T  M U N C H  A K  B
       P L E N U M  N   E L S A S S
          E R R E G T  F E S  I P
       A L A R M  L  H A E K E L E I
        A    C O L A   T R A G E
        M E H L I G  I S  O  U  L
       H E U B O D E N  K E R K E R 
        L L  E   O V A L  U R A N
       O L E A N D E R  T E I L  B U
        E  I S O L D E  N U T Z E N

Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

  9  5 4  7 3 
   8 3    5 
  5   7    9
 2     8   
  8  1  7  6 
    2     5
 1    9   4 
  4    1 5  
  3 9  8 5  2 

  9  5 4  7 3 
   8 3    5 
  5   7    9
 2     8   
  8  1  7  6 
    2     5
 1    9   4 
  4    1 5  
  3 9  8 5  2 

 6 9 1 5 4 2 7 3 8
 4 7 8 3 1 9 2 5 6
 3 5 2 8 7 6 4 1 9
 2 6 3 9 5 8 1 7 4
 5 8 4 1 3 7 9 6 2
 9 1 7 2 6 4 3 8 5
 1 2 5 6 9 3 8 4 7
 8 4 6 7 2 1 5 9 3
 7 3 9 4 8 5 6 2 1

Diagonalrätsel: 1. Ameise, 2. Aladin,  
3. Illner, 4. Dasein, 5. Massiv,  
6. Mangan – allein, einsam

Kreiskette: 1. Dusche, 2. Hessen,  
3. Seebad, 4. Schabe, 5. Cannes –  
Schneebesen

Sudoku:

PAZ19_42

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte ein Küchengerät.

1 Brausebad, 2 deutsches Bundesland, 3 Kurort am Meer, 4 Ungeziefer, 5 See-
bad an der französischen Riviera

Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben 
die beiden Diagonalen zwei andere 
Wörter für verlassen.

1 fleißiges Insekt
2 Gestalt aus „1001 Nacht“
3 dt. TV-Moderatorin (Maybrit)
4 Realität, Leben
5 Gebirgsstock
6 Schwermetall

Jörn Pekrul hat einen wunderba-
ren und reichbebilderten Bericht
über seine Reise nach Königsberg
in der Ausgabe 2/2019 des
„Preussen Kuriers, Heimatnach-
richten für Ost- und Westpreußen
in Bayern“ veröffentlicht, den die
Preußische Allgemeine Zeitung
dankenswerterweise in einem
Mehrteiler abdrucken darf. Hier
nun der zweite Teil.

Für die Königsberger beginnt
der Alltag, auch weit im Norden.
In der Nähe zur Ringchaussee
wurde 2019 eine Wohnanlage für
den Mittelstand fertig gestellt. Ein

Neubau fällt auf, der direkt an der
Cranzer Allee steht. Jeder, der mit
dem Auto in die Stadt einfährt,
wird von einer hauswandgroßen
Ansicht des Denkmals von Imma-
nuel Kant und des alten Domes
begrüßt. Eine sympathische und
gelungene Idee, die angenehm
berührt. 

Auf der Cranzer Allee in Rich-
tung Innenstadt schwillt der Ver-
kehr langsam an. Der öffentliche
Nahverkehr verzeichnet schon
seit Längerem Verbesserungen,
und auch die neue Hochbrücke
über den Pregel hat viel zur Ent-
lastung der Innenstadt beigetra-
gen. Dennoch bleibt es der Indivi-
dualverkehr, der die Mobilität in
Königsberg bestimmt. Am Roß-
gärter Tor blicken seit 2018 zwei
höchst unterschiedliche Männer
einander an: Zuerst General Ger-
hard von Scharnhorst – unzählig
seiner Verdienste rühmen seinen

Namen bis heute. Hervorgehoben
sei die Teilnahme im Korps
L‘Estoq an der Schlacht von Preu-
ßisch-Eylau im Jahre 1807, in der
Russen und Preußen gemeinsam
gegen die französischen Truppen
Napoleons antraten. Pour le Méri-
te, dann eine Laufbahn in der Re-
organisation des Heeres, und das
Ende zu früh: In den Befreiungs-

kriegen 1813 starb er an einer
Schussverletzung in der Schlacht
von Großgörschen. Sein Name
lebt weiter, und auch die Erinne-
rung an das Eiserne Kreuz, zu

dessen Stiftung er den König ge-
drängt hatte. 

Von seinem Medaillon blickt er
auf den großen Straßenkreisel an
der Wrangelstraße/ Hinterroßgar-
ten. Dort steht seit Neuestem eine

Säule, auf deren Spitze Alexander
Newski in heldenhafter Pose nach
Westen zieht. Er wurde um 1220
geboren und starb bereits 1263 –
ein kurzes, aber intensives Leben.
1240 schlug er die Schweden in
einer Schlacht an der Newa, und
am 5. April 1242 drängte er den
nach Russland expandierenden
Deutschen Orden in einer Ent-
scheidungsschlacht auf dem Eis
des zugefrorenen Peipussees zu-
rück. Alexander Newski gilt als
russischer Nationalheld und wur-
de 1547 von der russisch-ortho-
doxen Kirche heiliggesprochen.
Unter Peter dem Großen wurden
seine sterblichen Überreste nach
Sankt Petersburg umgebettet, wo
er bis heute als Schutzheiliger der
Stadt gilt. 

Mit seinem Denkmal in Königs-
berg wird eine Verbindung herge-
stellt, die meine Königsberger
Sicht berührt. Beide Städte haben
– Jahrhunderte später – im Zwei-
ten Weltkrieg ein unsägliches Leid
erfahren müssen. Zwei Männer
im Königsberger Roßgarten. Aus
unterschiedlichen Epochen; ihr
Wirken konnte die Tragödien im
20. Jahrhundert nicht aufhalten.
Eine Mahnung, wie schwer und
gleichzeitig wie wichtig es ist, aus
der Geschichte zu lernen. Das
Buch von Freya Klier „Wir letzten
Kinder Ostpreußens“ stellt diese
Schicksalsverbindung von St. Pe-
tersburg und Königsberg auf ein-
drucksvolle Weise dar.

Königsberg wartet im Jahre
2019 mit beeindruckenden Neu-
bauten auf. Am Oberteich herr-
schen noch die Wohnbebauungen
im Maraunenhofer Villenstil vor
oder neuzeitliche Gebäude 
gleichen Typs, wobei man staunt,
wie sehr man sich in der Archi-
tektur an den deutschen Vorbil-
dern orientiert. Das Schloss-
teichufer dagegen scheint „groß-
städtisch“ werden zu wollen. Im
Frühjahr 2019 begann zum Bei-
spiel eine Lückenbebauung 
neben der Stadthalle. Ihr Solitär-

charakter von 1912 ist damit per
Du.

Nicht vergangen ist das kultu-
relle Leben in diesem Gebäude.
Wo früher klassische Konzerte die
Zuhörer lockten, befindet sich
heute ein Museum und Räume
für Kongresse. Und da begegnen
wir der internationalen Gesell-
schaft der „Freunde Kants und

Königsbergs e.V.“ aus Berlin. Ihr
Besuch zu Kants Geburtstag im
April liegt noch vor der Eröffnung
der Reisesaison, und ihr Zweck –
die Pflege und die Weitergabe des
Kant’schen Erbes in seiner Hei-
matstadt (aber nicht nur dort) –
erfährt auch in Königsberg viel
Zustimmung. In deutsch-russi-
schen Symposien, Konferenzen

und kulturellen Veranstaltungen
begegnen sich viele unterschiedli-
che Menschen, die im Geiste
Kants Ideen entwickeln und In-
spiration erfahren. Die Stadthalle
bietet dafür einen idealen Rah-
men. Schon vor langer Zeit wurde
im Publikumsraum eine
Zwischendecke eingezogen, die
im oberen Bereich einen attrakti-
ven Raum für Konferenzen
schafft. Hier spricht, bildlich ge-
sprochen, Kant für die Zukunft.

Wie im Kontrast dazu steht eine
Dauerausstellung, die 2018 in ei-
nem anderen Teil dieses Hauses
eröffnet wurde. Eine russische
Heldendarstellung über die Er-
oberung Königsbergs – emotional
aufgeladen durch beängstigend
wirklichkeitsnahe Dioramen. Die
realistische Aufmachung ver-
stimmt nicht: In den Trümmern
des Blutgerichts ist es ein alter
Mann, der offenbar zum Volks-
sturm eingezogen wurde und
recht hilflos an seiner Armbinde
nestelt – kein Fanatismus ist 
auszumachen. Unwirklich der
Spruch einer Sparkasse über den
Notgroschen – vermutlich unver-
ständlich für das russische Publi-
kum; für den deutschen Besu-
cher eine zusätzliche Betrachtung.
Hier ist der Krieg noch ganz 
nahe. Man sehnt sich einmal
mehr nach Kant und seinen Ideen
zum ewigen Frieden und der Ver-
nunft. 

Königsberg – Ein neuer Morgen
Zweiter Teil eines Berichts von Jörn Pekrul

Scharnhorst-Medaillon am
Roßgärter Tor Bild: Jörn Pekrul

Kant und Dom vereint: Wohnhaus Nähe Ringchaussee Bild: J. Pekrul

Der Notgroschen: Ausstellungsstück in der Stadthalle Bild: Jörn Pekrull

Ein weiter Blick: Alexander-Newski-Denkmal in Roßgarten Bild: Jörn Pekrul
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gruppenleiterin, gemeinsame
Gymnastikübungen, um für das
Hauptprogramm nun aufnahme-
bereit zu sein.

Die Einführung in das Pro-
gramm erfolgte durch Ina Meister.
Sie ging in ihren Ausführungen
zurück zu den Anfangsjahren, in
denen noch lange der große
Wunsch nach einer Rückkehr in
die Heimat lebendig war. Die
Gruppe konnte in all dieser Zeit
auf viele ehrenamtlich tätige Vor-
stände und lange Jahre auch auf
eine hohe Anzahl von Mitglie-
dern zurückblicken. Aber durch
Ableben oder Wegzug schrumpfte
die Gruppe auf heute gerade mal
noch 40 Mitglieder. 

Nun durften wir die Ehrung für
verdiente Frauen und Männer
vornehmen. Das Ehepaar Korn
überreichte mit dankbaren Wor-
ten die Urkunden, in denen je-
weils die jahrelange Treue zur Ge-
meinschaft besonders hervorge-
hoben wurde. Auch Vera Pallas,
konnte heute für bereits 30 Jahre
Treue und ihr persönliches Enga-
gement zur Erhaltung der heimat-
lichen Kultur geehrt werden. 

Gemeinsam sangen wir nun un-
ser Ostpreußenlied: „Land der
dunklen Wälder“. Im Nachmit-
tagsprogramm erfreuten uns ver-
schiedene Vorleser mit Anekdo-
ten aus ostpreußischen Herbst-
und Erntezeiten, alles unter der
Überschrift: „Wir binden den
Plon“. Dazwischen sangen wir aus
unseren eigenen Liederheften
schöne Lieder, wie: „Auf dem gel-
ben Wagen“, oder „Bunt sind
schon die Wälder“!

Zum Abschluss gab es noch
Kaffee und Kuchen, sodass auch
die von Weithergereisten nicht
hungrig, und auch noch vor dem
Dunkelwerden wieder zu Hause
sein konnten. 

Die Vorstandschaft freut sich
auf ein Wiedersehen mit allen
Mitgliedern im Dezember zur tra-
ditionellen Adventsfeier.

Ina Meister
Ludwigsburg – Dienstag, 

22. Oktober, 15 Uhr, Krauthof,
Beihinger Straße 27: Stammtisch.

Altmühlfranken – Sonnabend,
26. Oktober, 9 Uhr, Kulturzen-
trum Ostpreußen, Deutschor-
densschloss Ellingen: Landeskul-
turtagung der Landsmannschaft.
Ansbach – Sonnabend, 19. Ok-

tober, 15 Uhr, Orangerie: Bericht
von einer Reise im Sommer 2019
in den nördlichen Teil Ostpreu-
ßens (Bildpräsentation) von Os-
win Palfner, anschließend ge-
meinsames Tilsiter Käseessen.
Hof – Die Landsmannschaft der

Ost- und Westpreußen traf sich zu
ihrer monatlichen Zusammen-
kunft im Restaurant Altdeutsche
Bierstube. Vorsitzender Christian
Joachim begrüßte Mitglieder und
Gäste und wünschte den Geburts-
tagskindern des letzten Monats
viel Glück und Gesundheit. 

Bei seinem Vortrag führte er die
Zuhörer zurück in die Vergangen-
heit. Ost- und Westpreußen war
eine Region mit vielen Seen, die
aber keine Verbindung miteinan-
der hatten. Daher war der
Wunsch verständlich, diese Seen
zu verbinden. Jedoch lagen die
Gewässer auf unterschiedlichem
Höhenniveau. Bei Straßen und
Bahnstrecken ist das Überwinden
von Höhenunterschieden kein
großes Problem, erklärte Christi-
an Joachim. Mit Serpentinen, Tun-
neln und Brücken können Hin-
dernisse überwunden werden.

Bei Wasserwegen ist das anders.
Wasser fließt nicht bergauf – und
auf einer schiefen Ebene kann
man es nicht halten. Um eine ebe-
ne Wasserfläche zu schaffen, muss
man Staustufen bauen, die jedoch
der entsprechenden Technik be-
dürfen. Ein damals bekannter Lö-
sungsansatz war, das Ober- und
Unterwasser durch eine Schleu-
senkammer zu verbinden, sodass
die Schiffe durch Heben oder Ab-
senken des Wasserspiegels auf
das gewünschte Niveau gebracht
wurden. Gegen Ende des 18. Jahr-
hunderts wuchs im sogenannten
Oberland – das ist die Gegend um
Osterrode in Ostpreußen und
Deutsch Eylau – das Bedürfnis,
die landwirtschaftlichen Erzeug-
nisse und das Holz nach Norden
in Richtung Meer zu bringen und
in der Gegenrichtung Industrie-
güter sowie Kohle und Dünger in
das Landesinnere zu schaffen. Al-
so galt es, die vorhandenen Seen
durch einen Kanal in Richtung
Ostsee zu verbinden. Von Oster-
rode bis Elbing musste ein Hö-
henunterschied von rund 104 Me-
tern überwunden werden. Zur da-
maligen Zeit hätte das den Bau
von etwa 32 Schleusen erfordert.
Allein aus Kostengründen war
das nicht zu verwirklichen. Da
fand der Königsberger Baumei-
ster Steenke die Lösung. Er woll-
te, nach amerikanischem Vorbild,
mit geneigten Ebenen, sogenann-
ten „Rollbergen“, die Höhen-
unterschiede überwinden. Unter
seiner Gesamtleitung erstellte Ge-
heimrat Oberbaurat Lentzen die
Pläne. Vier geneigte Ebenen wur-
den im Kreis Preußisch Holland
mit einem Höhenunterschied von
jeweils zirka 20 Metern gebaut
und mit fünf bereits vorhandenen
Schleusen, von denen eine später
durch eine geneigte Ebene ersetzt
wurde, verbunden. Das Besonde-
re ist der Antrieb der gesamten
Anlage. 

1860 konnte der Oberländer
Kanal eingeweiht werden. Von El-
bing bis Osterrode – eine Strecke
von 81 Kilometer – beträgt die
Fahrzeit etwa zehn Stunden. Wirt-
schaftlich wurde der Kanal zur
Güterbeförderung genutzt. Auf
der Bergfahrt ins Oberland trans-
portierten die Schiffe vornehm-
lich Steinkohle, Gips, Eisen und
Baumaterialien – auf der Talfahrt
nach Elbing Holz, Getreide, Feld-
früchte und Stückgüter. Der Bau
der Eisenbahnstrecke Elbing-
Osterrode-Mielau machte den Ka-
nal für die weitere Güterbeförde-
rung unrentabel. Er diente fortan
fast ausschließlich dem Fremden-
verkehr, war eine Sehenswürdig-
keit und wurde viel befahren.

Auch heute noch ist die Fahrt
auf dem Oberländer Kanal ein Er-
lebnis. Der langsam verlandende
Drausensee ist ein Vogelparadies
und man kann Reiher, Kormora-
ne, Störche und viele andere Vo-
gelarten beobachten. Die Zuhörer
dankten Christian Joachim für
den ausführlichen und interes-
santen Vortrag.
Nürnberg – Dienstag, 22. Ok-

tober, 15 Uhr, Haus der Heimat,
Imbuschstraße 1, Nbg.-Langwas-
ser, Ende der U1 gegenüber: Wir
feiern das Erntedankfest.

KREISGRUPPEN

Bartenstein – An-
fragen für gemein-
same Treffen, An-
fragen an Elfi Fort-
ange, Telefon 

(030) 4944404

Tilsit-Ragnit – 
19. Oktober, 13 Uhr.
Neue Adresse be-
achten: Restaurant
Galija am Schloß,

Otto-Suhr-Allee 139, 10585 Ber-
lin, Anfragen: Barbara Fischer, Te-
lefon (030) 6041054.

Bremen – Montag, 21. Oktober,
18 Uhr, Domkapitelsaal „Kapitel
8“, Domsheide 8 (1.OG), 28195
Bremen: Lesung mit Henriette Pi-
per „Der letzte Pfarrer von Kö-
nigsberg. Hugo Linck zwischen
Ostpreußen und Hamburg.“ Der
Eintritt ist frei.

Fast alle Königsberger und die
meisten Ostpreußen haben es ge-
lesen – das Buch „Königsberg
1945 – 1948“, über Hugo Linck.
Wer war dieser mutige und für-
sorgliche Pfarrer Hugo Linck?

Als Mitglied der Bekennenden
Kirche stand der Königsberger
Pfarrer Hugo Linck (1890–1976)
im Widerspruch zum NS-Regime.
Trotz drohender Eroberung Ost-
preußens durch die Rote Armee
entschied er sich im Januar 1945
gegen die Flucht und blieb bei
seiner Gemeinde. Er betreute die
deutschen evangelischen Chri-
sten im eroberten Ostpreußen.
Auf Predigtreisen mit langen Fuß-
märschen suchte er sie im ganzen
Umland auf, um die christlichen
Handlungen zu feiern (Taufe, Ein-
segnung, Hochzeit, Beerdigung),
bis er zusammen mit seiner Frau
und den letzten Überlebenden
der „Kaliningrader Hölle“ im
Frühjahr 1948 ausgewiesen wur-
de.

Die Beschreibung dieser Jahre
von Hugo Linck erschien in der 
1. Auflage 1951 und wurde da-
nach mehrmals neu aufgelegt, zu-
letzt 1987. Hugo Linck verstand
sich dabei als Chronist dieser Jah-
re. Jetzt ist es endlich möglich, die
Person Hugo Linck kennenzuler-
nen. Dies verdanken wir seiner
Enkeltochter. Auf der Grundlage
von Hunderten von Briefen aus
dem Nachlass ihrer Großeltern
rekonstruiert Henriette Piper die
ergreifende Lebens- und Fami-
liengeschichte eines Mannes, der
sein Gewissen und seine Verant-
wortung gegenüber den Mitmen-
schen stets über sein eigenes
Wohlergehen stellte.

Sie haben die Möglichkeit, das
Mitte September erscheinende
Buch als Erste kennenzulernen.
Dies verdanken wir dem Histori-
ker. Christopher Spatz, der die
Autorin unterstützt und begleitet
hat, Horst Baraczewski (Buch-
handlung Geist) und Pfarrer Jung
von der Bremer Domgemeinde,
der die Buchvorstellung in das
Veranstaltungsprogramm der Ge-
meinde aufgenommen hat.

Landesgruppe – Donnerstag,
24. Oktober, 14 Uhr, Haus der
Heimat, Teilfeld 8, Delegiertenver-
sammlung der Landsmannschaft
Ostpreußen Landesgruppe Ham-
burg. Im Anschluss findet das
Treffen der Gruppenleiter und des
Kulturreferats statt.

Frauengruppe –
Freitag, den 25. Ok-
tober, 15 Uhr, Haus
des Begleiters, Har-
ders Kamp 1, Ham-

burg: Erntedank und Blätterraten,
Kaffee, Tee und Erntefladen, herz-
lich willkommen.

Dillenburg – Mittwoch, 30. Ok-
tober, 15 Uhr, Café Eckstein: Ver-
sammlungstag und Kaffeetrinken,
danach Vortrag von Dietmar Bal-
schun über Martin Luther und
Herzog Albrecht, der die Refor-
mation in Preußen einführte. Gä-
ste sind wie immer herzlich will-
kommen.

Bericht – Bei der Monatsver-
sammlung am 26. September
sprach Lothar Hoffmann über den
in Kahlberg/Frische Nehrung woh-
nenden autodidaktischen Maler
Edmund Dobrolinski und über das
Ostseebad Kahlberg. Gundborg
Hoffmann las zuerst eine Beschrei-
bung der Frischen Nehrung und
des Seebads Kahlberg aus dem
Vorwort des Buches über Kahlberg
von Klaus Dobers. Kahlberg war
früher ein Seebad mit vielen Mög-
lichkeiten, sich zu erholen: breiter
Strand, Kalt- und Warmbad, ge-
pflegter Kurgarten mit Theater und
Musik in den Sommermonaten, ei-
ne 1600 Meter lange Strandprome-
nade, viele Hotels, Pensionen und
Restaurants. Man konnte Tennis
spielen und Feste feiern. Alle Kur-
gäste, ob länger anwesend oder
nur Tagesausflügler, waren immer
zufrieden. Man konnte das Bad
auch mit einem der Ausflugsschif-
fe erreichen, von Elbing her, von
Tolkemit oder über das Haff von
Frauenburg aus. Vor dem Krieg ka-
men jährlich etwa 12000 Besucher
nach Kahlberg, Dort in Kahlberg
verbrachten Hoffmanns, oft ge-
meinsam mit dem Ehepaar Hein,
viele Ferienwochen, und zwar im
Haus von Edmund Dobrolinski.
Dieses Haus war das Elternhaus
von Gruppenmitglied Hans Hein.
Edmund Dobrolinski hatte es nach
dem Krieg erworben und mit Zie-
geln an der Außenseite versehen,
sodass es wie ein altes Bauernaus
wirkte. Es steht in Liep, dem be-
schaulichsten und ruhigsten
Ortsteil von Kahlberg. Davon zeig-
te Lothar Hoffmann mehrere Fotos. 

Zum Malen war Edmund Dobro-
linski gekommen, weil im Nach-
barhaus drei russische Maler
wohnten, die ihm die Anfänge der
Ölmalerei beibrachten und ihm
sogar Pinsel und Farbe schenkten.
Das erste Bild kauften Hoffmanns
bereits 1992. Lothar Hoffmann
zeigte uns Bilder von den Gemäl-
den von Edmund Dobrolinski, die
in seinem Haus hängen: ein altes
verfallenes Bauernhaus und den
Leuchtturm. Beide Gebäude gibt
es heute nicht mehr. Andere Fotos
zeigten ein altes Boot am Ostsee-
strand, den Blick von der hohem
Düne auf den Strand der Ostsee,
die Frauen von Kahlberg, die am
Strand auf die Rückkehr ihrer
Männer vom Fischfang warten
(angelehnt an das Gedicht „Die
Frauen von Nidden“ und abgemalt
von einer Postkarte). Zwei Bilder
vom Weg nach Neukrug, mit der
Steilküste an der See; ein Bild von
Resten eines Trecks – die Flücht-
lingstrecks über das zugefrorene
Haff landeten meistens in Kahl-
berg. Dieses Bild hängt bei Hoff-
manns im Hausflur unter einer
Uhr, die Lothar Hoffmann mit den
Radresten des Trecks, die er am
Strand aufgelesen hatte, umrandet
hat. Auch von diesem Bild sahen
wir ein Foto. Dann folgte noch ein
Bild von einem Haus in über-
schwemmter Landschaft. Das er-
innerte an die Ernst-Wiechert-Er-
zählung „Der Schaktarp“ aus den
Litauischen Geschichten. Im Fe-
bruar und März, wenn das Eis
schmilzt, steht alles Land unter
Wasser, vermischt mit großen und
kleinen Eisbrocken. Das letzte Bild
schließlich zeigte eine Pferde-
schlittenfahrt im verschneiten
Winter. Hoffmanns haben aber
auch Aquarelle von Edmund Do-

Lieselotte Korbanka
* 15. 10. 1932 in Lyck        † 16. 5. 2019 in Hamburg

Ehemalige Krankenschwester in Hamburg-Alsterdorf

Freunde und Verwandte

Und meine Seele spannte weit ihre Flügel aus, 
gleitet über stille Seen, Felder und Wälder dem Licht entgegen.

nach Josef v. Eichendorf

Nach 62 glücklichen Ehejahren verstarb mein geliebter Mann, unser liebevoller 
Papi, Schwiegervater, Opi, Bruder, Schwager und Onkel

Heinz-Günther Metschulat
 * 4. März 1933 † 26. September 2019
 Gehlenburg/Johannisburg Schwanewede
 Ostpreußen

 In liebevoller Erinnerung:
 Deine Maria
 Gaby mit Familie
 Silke mit Familie
 Carmen mit Familie
 und Angehörige

28790 Schwanewede
c/o Bestattungsinstitut Sonnenburg, Koppelsberg 1, 28790 Schwanewede

Auf Wunsch des Verstorbenen fand die Trauerfeier im engsten Familienkreis 
statt.

Ein langes und erfülltes Leben ist zu Ende.
Der Lebenskreis unserer Mutter, Großmutter 
und Urgroßmutter hat sich geschlossen.
Sie gab uns ihre Liebe und lehrte uns Fleiß,
Disziplin, Treue und Zuverlässigkeit.
Sie war der Mittelpunkt unserer Familie.
Wir werden sie sehr vermissen.

Dr. Liselotte Grigat 
geb. Semmen

 * 2. Oktober 1922 † 9. Oktober 2019
 Forsthaus Karlsberg/Neumark Detmold

Dr. Klaus-Peter und Hannelore Grigat
Michael Grigat und Yvonne Kuska
Stephan und Judith Grigat
Jasmin und Toni Lange mit Paula und Lennart
Sabrina und Henning Voß mit Emma Lotta und Leopold Alfred
Niels Grigat
Dr. Daniel Grigat
Maximilian Grigat
Alexander Grigat

Anzeigen

brolinski. Zum Abschluss las
Gundborg Hoffmann noch ein Ge-
dicht vor, „Abschied von der Hei-
mat“ von Zollsekretär Willi Duhn-
ke, geschrieben im „schicksals-
schweren Jahr 1945“. 

Für ihren Vortrag und die Fotos
erhielt Lothar Hoffmann viel Bei-
fall. Es war mal wieder ein gelun-
gener Nachmittag. 

Ingrid Nowakiewitsch
Wiesbaden – Donnerstag, 

24. Oktober, 12 Uhr, Gaststätte
Haus Waldlust, Ostpreußenstraße
46, Wiesbaden-Rambach: Stamm-
tisch. Serviert wird Grützwurst.
Es kann auch nach der Speisekar-
te bestellt werden. Wegen der
Platz- und Essendisposition bitte
unbedingt anmelden bis späte-
stens 18. Oktober bei Irmgard
Steffen, Telefon (0611) 844938
oder Helga Kukwa, Telefon (0611)
373521.

Braunschweig – Mittwoch, 
23. Oktober, 15 Uhr, Gaststätte
Mahlzeit, Kälberwiese 13a (Sied-
lerheim Alt Petritor) Braun-

schweig: Monatsversammlung mit
Vortrag „Äthiopien – Bericht über
eine Reise durch ein christliches
Land – in Wort und Bild“.
Ebstorf – Die Ortsgruppe

Ebstorf der Landsmannschaft
Ostpreußen hat am Sonnabend,
28. September, anlässlich ihres
70-jährigen Bestehens eine Feier-
stunde im Ebstorfer Gemeinde-
haus der evangelisch-lutheri-
schen Kirchengemeinde abgehal-
ten. Die sehr gut besuchte Veran-
staltung, zu der auch neben zahl-
reichen Gästen aus der Verwal-
tung der Samtgemeinde auch die
Vorsitzende der Landesgruppe
Niedersachsen, Barbara Loeffke,
und der gesamte Vorstand der Be-
zirksgruppe Lüneburg unter der
Leitung von Herrn Kutzinski zu
begrüßen waren, wurde vom
Frauenchor des Oldenstädter Ge-
sangvereins „Cantate“ festlich um-
rahmt. Nach der Begrüßung durch
den kommissarischen Vorsitzen-
den der Ortsgruppe Ebstorf, Man-
fred Karp, moderierte der Ebstor-
fer Bürgermeister Heiko Senking
die Veranstaltung und sprach
auch die Grußworte des Kloster-
fleckens Ebstorf aus. Der stellver-
tretende Samtgemeindebürger-
meister Martin Feller erzählte bei
seinen Grußworten aus seiner ei-
genen Familiengeschichte, die
auch ostpreußische Wurzeln hat.
Es folgte die Festrede des Tages
von George Turner aus Berlin. Ge-
orge Turner wurde 1935 in Inster-
burg geboren und hat nach seiner
Flucht aus Ostpreußen von 1945
bis 1955 mit seiner Mutter in
Ebstorf gelebt. Nach dem Studium
hat er einen erfolgreichen wissen-
schaftlichen und politischen Weg
eingeschlagen. Neben den ge-

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 15

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN

BREMEN

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

www.preussische-allgemeine.de

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Hilde Pottschien, Volgerstraße 38,
21335 Lüneburg, Telefon (04131)
7684391. Bezirksgruppe Lüne-
burg: Heinz Kutzinski, Im Wie-
sengrund 15, 29574 Ebstorf, Tele-
fon (05822) 5465. Bezirksgruppe
Braunschweig: Fritz Folger, Som-
merlust 26, 38118 Braunschweig,
Telefon (0531) 2 509377. Bezirks-
gruppe Weser-Ems: Otto v. Below,
Neuen Kamp 22, 49584 Fürste-
nau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN

Landsmannschaftl. Arbeit
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Sonnenburg [Slonsk] bei Zie-
lenzig [Sulecin] gehörte zur
Neumark und liegt 14 Kilo-

meter von Küstrin im Warthe-
bruch-Naturschutzgebiet. Ge-
schichte und Entwicklung der
Neumark wurden wesentlich
durch den Johanniterorden be-
stimmt, der hier seit dem frühen
14. Jahrhundert ansässig war.

Nach dem Dreißigjährigen Krieg
und zu Zeiten des Johanniter-Her-
renmeisters Fürst Johann Moritz

von Nassau-Siegen gelangte Son-
nenburg zu seiner Blütezeit. „Das
Kurfürstentum Brandenburg ver-
dankt ihm wesentliche Impulse
zur Besiedelung, zur Landschafts-
gestaltung und zur Durchsetzung
der Religionsfreiheit. Das geflügel-
te Wort über Potsdam: „...dass
gantze Eyland mus ein paradis
werden“, so erläutert die Internet-
seite der Johanniter, stamme von
ihm aus dem Jahre 1664. In Son-
nenburg ließ Johann Moritz von
Nassau-Siegen die Kirche restau-
rieren und ein neues Ordens-
schloss erbauen, das er weitge-
hend aus der eigenen Schatulle fi-
nanzierte. Das Schloss blieb bis
1945 im Eigentum des Johanniter-
ordens. „Im 19. Jahrhundert be-
fand sich im Schloss ein Archiv
und Museum der Geschichte der
Johanniter. Nach Kriegsende ver-
fiel das Johanniterschloss zuneh-
mend, bis es 1975 abbrannte und
heute als Ruine dasteht“, bedauert
Zbigniew Bodnar von Radio Za-
chod (Radio des Westens). Doch
hofft er auf ein Licht am Ende des
Tunnels.

Seit etwa sechs Jahren macht
sich der Sonnenburger Gemein-
devorsteher (Bürgermeister) Ja-
nusz Krzyskow für einen Wieder-
aufbau der Schlossruine stark. Die
vielen Anträge, die er im polni-
schen Kultusministerium stellte,

wurden immer mit der Begrün-
dung abgelehnt, es fehle das Geld
dafür. „Nun bekam ich die Infor-
mation vom Denkmalschutz, dass
eine Sicherung des Gemäuers fi-
nanziert wird, um dieses wenig-
stens vor dem Zusammenfall zu

bewahren“, so der in Landsberg
an der Warthe [Gorzow Wlkp.] ge-
borene Kommunalpolitiker Krzy-
skow. Der Durchbruch kam dank
der Unterstützung des Johanniter-
ordens Berlin-Brandenburg. „Sie
haben gesehen, dass wir gewillt
sind, die Ruine wiederaufzubau-
en, und ich hoffe, dass wir dem
Schloss gemeinsam zu alten Glan-
ze verhelfen“, so Krzyskow.

Bei einer Konferenz in Berlin
wurde die Wiederaufbauidee in
ein grenzübergreifendes Projekt
gefasst und ein entsprechender
Antrag an die Europäische Union
gestellt. Prompt wurden etwa
500000 Euro bewilligt. „Nach un-
seren Berechnungen könnten wir
dafür die Mauern sichern, das In-
nere des Schlosses säubern sowie
die Fensteröffnungen und das

Dach sichern“, versichert der Ge-
meindevorsteher. Mitte des kom-
menden Jahres möchten Krzy-
skow mit den Sicherungsarbeiten
fertig sein.

Einer, der sich für den Wieder-
aufbau des Schlosses in Sonnen-
burg ebenso starkmacht, ist Pastor
Axel Luther, Leiter des Arbeits-
kreises Sonnenburg. Zusammen
mit dem Verein der Freunde von
Sonnenburg „Unitis Viribus“ orga-
nisierte der Johanniter bereits
2015 in der heute katholischen
Kirche, die nach dem Krieg der
Tschenstochauer Mutter Gottes
gewidmet wurde, ein Benefizkon-
zert zugunsten der Kirchenorgel.
Diese Woche erwartete Gemein-
devorsteher Krzyskow eine Dele-
gation des Johanniterordens aus
Berlin zwecks weiterer Gespräche
und Sanierungsplanungen.

Sonnenburg soll durch das Jo-
hanniterschloss eine touristische
Attraktion bekommen, denn
schließlich bedeutete das Schloss
den Johannitern genauso viel, wie
die Marienburg den Kreuzrittern,
meint Krzyskow. Chris W. Wagner

Die zweite Marienburg
Polen wollen das Johanniterschloss in Sonnenburg retten

ÖST L I C H VO N OD E R U N D NE I S S E

schichtlichen Zusammenhängen
kurz nach Kriegsende, schilderte
er auch seine Erinnerungen aus
den Jahren 1945–1949 in Ebstorf
und stellte damit auch sein neues,
für diesen Vortrag entstandenes
Buch mit dem Titel „Was wollen
die hier“ vor. Zwei Töchter des
ehemaligen langjährigen Vorsit-
zenden Werner Hoffmann, Regina
Tödter und Susanne Einhorn, er-
innerten an das Ankommen der
Flüchtlinge und Vertriebenen in
Ebstorf und hielten Rückschau
auf die lange Vereinsarbeit. Man-
fred Karp bedankte sich mit ei-
nem kleinen Geschenk bei allen
Vortragenden.

Anschließend an diese Feier-
stunde fand ein gemütliches Bei-
sammensein mit umfangreichem
Programm statt. Die Leiterin der
ehemaligen Frauentanzgruppe
der Ostpreußen, Gertraud Zerhu-
sen, zeigte viele Fotos und Berich-
te aus der Tanzgruppenarbeit. Die
Tanzgruppe hat auf so manchem
Fest für Überraschungen und gro-
ßen Applaus gesorgt. Herr Plewa
von der LO Ortsgruppe Soltau
gab die Möglichkeit zum Betrach-
ten interessanter Bernsteinexpo-
nate und konnte dazu viele Fragen
beantworten.

Zwischen Kaffeetrinken und
Kuchen konnten alte Bilder von
vergangenen Veranstaltungen
(unter anderem von bunten Aben-
den zur Faschingszeit, Jubiläums-
feiern, Busreisen und Theaterauf-
führungen) angeschaut werden
und viele Erinnerungen regten zu
intensiven Gesprächen an. 

Wolfgang Kluge
Oldenburg – Mittwoch, 13. No-

vember, 15 Uhr, Stadthotel Ever-
sten: Wir hören Henriette Piper,
die ihr Buch über ihren Großvater

und sein Leben vorstellt: „Der
letzte Pfarrer von Königsberg –
Hugo Linck (1890–1976) zwi-
schen Ostpreußen und Hamburg.
Freunde und Bekannte sind herz-
lich willkommen.

Bericht: Die Landsmannschaft
Ostpreußen und Westpreußen Ol-
denburg beging ihren Erntedank-
Nachmittag am 9. Oktober. Einen
Text über die Ernte in Ostpreußen
(von Walter Sanden) und Gedan-
ken über das Danken, das uns oft
so schwer fällt trug Gisela Bor-
chers vor. Weitere Texte über die
Ernte und den Goldaper Krusch-
kejahrmarkt, gespickt mit vielen
Volksliedern rundeten einen ab-
wechslungsreichen Nachmittag
ab. Ein reich gedeckter Erntetisch
ersetzte uns durch den Verkauf
der Produkte unsere sonstige Tel-
lersammlung. Gisela Borchers

Osnabrück – Freitag, 18. Ok-
tober, 15 Uhr, Hotel Bürgerbräu,
Blumenhaller Weg 43, 49080 Os-
nabrück: Frauengruppe.

Düsseldorf – Jeden Mittwoch,
18.30 bis 20 Uhr, Gerhart-Haupt-
mann-Haus (GHH), Bismarckstra-
ße 90, Eichendorff-Saal: Chorpro-
ben mit Radostina Hristova. –
Sonnabend, 19. Oktober, 14 Uhr
(Beginn: 15 Uhr), GHH, Eichen-
dorff-Saal: Herbsttreffen der Me-
melländer. – Freitag, 25. Oktober,
15 Uhr, Eichendorff-Saal, GHH:
Ostdeutsches Erntedankfest mit

der Trachtengruppe „Fröhlicher
Kreis“ und der Düsseldorfer
Chorgemeinschaft „O-W-S“ und
den Düsseldorfer Musikanten. –
Montag, 28. Oktober, GHH: Aus-
stellung „Begegnung mit Osteuro-
pa“ bis zum 22. November. – Mitt-
woch, 30. Oktober, 19 Uhr,
Konfernzraum, GHH: Buchvor-
stellung und Gespräch mit Klaus
Weigel „Im Schatten Europas.
Ostdeutsche Kultur zwischen
Dulden und Vergessen“.

Witten – Montag, 21. Oktober,
15 Uhr, Evangelische Lutherische
Kreuzgemeinde Witten, Luther-
straße 6-10: Treffen.

Gardelegen – 25. Oktober, 
12 Uhr, in Solpke oder Mieste:
Erntedankfest 2019 mit Pro-
gramm.

Burg auf Fehmarn – Sonn-
abend, 26. Oktober: Die Lands-
mannschaft „Ost-, Westpreußen
und Danzig“ begeht ihr 70-jähri-
ges Bestehen auf Fehmarn. Hierzu
laden wir unsere Mitglieder herz-
lich ein. 

Ablauf der Festveranstaltung:
Treffen um 13 Uhr an den Ge-
denksteinen im Stadtpark, wo der
Vorsitzende Jochen Gawehns dem
Anlass entsprechende Worte an
die Gäste richten wird. Danach
findet um 14 Uhr im Hotel Wisser,
wo der Landesvorsitzende Ed-
mund Ferner mit einer Festan-
sprache Mitglieder und geladene
Gäste begrüßen wird und an-
schließend eine kleine Jubiläums-
feier in gemütlicher Runde statt.
Anmeldungen erbeten bis zum 
17. Oktober bei Ingelore Spaeth
unter Telefon (04371) 5780 oder
Brigitte Christensen unter Telefon
(04371) 2242.

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 17

Ebstorf: 70-Jahr-Feier der Ortsgruppe Bild: W. Kluge

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Vors.: Michael Gründling, Große
Brauhausstraße 1, 06108 Halle,
Telefon privat (0345) 2080680.

SACHSEN-
ANHALT

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

Noch eine Ruine, hoffentlich bald ein gesichertes Denkmal: Die
Schlossruine in Sonnenburg Bild: Jan Jerszynski

Das Schloss
um 1900
Bild: Verlag
von Rauter &
Sohn, Sonnen-
burg Nm.

Johann Moritz von Nassau-Sie-
gen. Bild: Jan de Baen

Heimatvertriebene, Aus-
siedler und Spätaussied-
ler haben unsere wirt-

schaftliche und kulturelle Land-
schaft geprägt“, eröffnete CDU-
Fraktionsvorsitzender Bodo Lött-
gen den „Tag der Heimat“ im
Landtag von Nordrhein-Westfa-
len, zu dem die CDU-Landtags-
fraktion eingeladen hatte. „Diese
große Gruppe ist ein lebendiges
Vorbild für das Gelingen früherer,
heutiger und zukünftiger Einglie-
derungs- und Integrationsprozes-
se“, erläuterte er die Idee hinter
dieser Feierstunde.

Mehr als 200 Gäste waren in
den Plenarsaal des Landtags ge-
kommen. Das Begrüßungswort
übernahm Klaus Kaiser, parla-
mentarischer Staatssekretär im
NRW-Ministerium für Kultur und
Wissenschaft. Er verwies darauf,
dass Aussiedler und Spätaussied-

ler die am besten integrierte Be-
völkerungsgruppe seien: „Sie sind
überdurchschnittlich in Bildung,
in Studium und im Beruf.“ Die
NRW-Koalition aus CDU und FDP
hat sich zum Ziel gesetzt, ihren
Beitrag für die Entwicklung unse-
res Landes besonders zu würdi-
gen und hat aus diesem Grund die
finanziellen Mittel seit 2017 um
35 Prozent erhöht.

Bernd Fabritius, Beauftragter
der Bundesregierung für Aussied-
lerfragen und nationale Minder-
heiten, betonte den Wert der Hei-
mat in heutigen Zeiten: „Heimat
ist mehr als nur ein geografischer
Ort, es ist ein Gefühl, das man im
Herzen trägt. Es ist gut, den Be-
griff endlich positiv zu besetzen.
Das kann auch bei der Integration
helfen.“

Für musikalische Begleitung
des Abends sorgte ein Sextett der

Düsseldorfer Basilika St. Margare-
ta. CDU-Fraktionschef Bodo Lött-
gen bedankte sich mit dem pas-
senden Zitat: „Musik wäscht die
Seele vom Staub des Alltags rein.
Das haben die sechs Damen heu-
te Abend getan!“

Rüdiger Scholz, würdigte die
Arbeit der Verbände und Lands-
mannschaften. In seinem Schluss-
wort betonte der Beauftragte der
CDU-Landtagsfraktion für Ver-
triebene, Aussiedler und deut-
sche Minderheiten: „Wir stehen
an der Seite der Opfer von Flucht
und Vertreibung und erinnern
uns an die Schicksale der Men-
schen, die ihre Heimat verloren
haben. Sie kamen nach Nord-
rhein-Westfalen und haben gehol-
fen, unser Land aufzubauen. Da-
für gebührt ihnen auch heute
noch unser Dank.“ 

CDU NRW Fraktion

Tag der Heimat
200 Gäste feierten Festakt im Landtag-NRW

Elmshorn – Donnerstag, 
24. Oktober, 15 bis 17 Uhr, „Fo-
rum Baltikum - Dittchenbüh-
ne“, Hermann-Sudermann-Al-
lee 50, 25335 Elmshorn, Preis: 
8 Euro: Der Filmclub präsen-
tiert den deutschen Spielfilm
„So weit die Füße tragen“ aus
dem Jahr 2001 des Regisseurs

Hardy Martins. Der Film schil-
dern die Kriegsgefangenschaft
des deutschen Oberleutnants
Clemens Forell in Ostsibirien
und seine abenteuerliche
Flucht durch die Sowjetunion. 

Nähere Informationen und
Anmeldung unter Telefon
(04121) 89710.

Dittchenbühne
Die Wanderausstellungen des
Zentrums gegen Vertreibun-
gen: „Die Gerufenen – Deut-
sches Leben in Mittel- und
Osteuropa“ bis 12. November,
Heimathaus Traunreut e.V., Jo-
hann-Hinrich-Wichern-Stra-
ße 5, 83301 Traunreut. Infos
unter Telefon (0228) 8100730.

ZgV

Gruppenbild mit Bernd Fabritius (Beauftragter der Bundesregierung für Aussiedlerfragen und na-
tionale Minderheiten; Mitte), daneben Bodo Löttgen (CDU-Fraktionschef; Vierter von rechts)
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Reise durch ein stilles Land

Als wir die  Reise nach Schi-
velbein, Bad Polzin und 
Kolberg planten, wünschte 

uns eine polnische Freundin  „Stille 
Ruhe in unseren Urlaubsorten.“ Wie 
immer hatten wir die Hotels vorge-
bucht. Auch diesmal fuhren wir mit 
der Bahn von Braunschweig über 
Berlin, Angermünde nach Stettin und 
von dort weiter nach Schivelbein. In 
den polnischen Schnellzügen besitzt 
jede Fahrkarte eine Platzreservie-
rung. Leider war sie auf unserem in 
Braunschweig erworbenem Ticket 
nicht vermerkt.

Schivelbein, das sich heute Swid-
win nennt, liegt an einer der beiden 
Haupteisenbahnlinien, die Hinter-
pommern durchstreifen, an der Stre-
cke Berlin – Stettin – Danzig. Erst-
mals 1280 erwähnt, hundert Jahre 
später besaß der Deutsche Ritteror-
den den Ort. Danach wurde er 1455 
brandenburgisch, und das Schloss 
beherbergte kurfürstliche Amtsleute. 
Erst 1815 kam die Ackerbürgerstadt 
zu Pommern.

Der Name Schivelbein soll auf ein 
Heiligtum der Göttin Siva, der Le-
bensspenderin, zurückgehen. Einige 
Forscher deuten diesen Ortsnamen 
mit „Schieve“ als Scheibe und bagno 
(bein) als Sumpf. Schivelbein ist eine 
„Scheibe im Sumpf“. Das Schloss 
aus dem 13. Jahrhundert liegt ober-
halb der Rega und hat einen kreisför-
migen Grundriss, 12 m hohe Mauern 
und einen 25 m breiten Burghof.

Von unserem Hotel hatten wir nur 
einen Zehnminutenweg bis zur Ma-
rienkirche. Der Ort wurde am 3.3. 
1945 von den russischen Truppen 
erobert und danach niedergebrannt. 
Heute sieht der Besucher aus deut-
scher Zeit nur noch die wiederherge-
stellte Marienkirche und das Steintor, 
beide stammen aus dem 14. Jahrhun-
dert und natürlich nicht zu vergessen, 
das Schloss an der Rega.

Auf unserer ersten Wanderung 
durch die Stadt fanden wir den 

Skwer (Englisch Square), der Rudol-
fa Virchowa genannt wurde. In der 
Mitte des kleinen Platzes stand ein 
Gedenkstein für den weltbekannten 
Arzt Rudolf Virchow mit seinen Le-
bensdaten, der in Schivelbein gebo-
ren wurde. Wir erfuhren von einem 
Deutschen, der hier in diesem Städt-
chen seinen Lebensabend verbringt 
und dass der Pathologe, Anthropolo-
ge und Wissenschaftler Professor Dr. 
Rudolf Virchow (*1821 †1902) auch 
in Polen sehr verehrt wird. Man weiß, 
dass er die mikroskopisch pathologi-
sche Anatomie begründete und nach-
gewiesen hat, dass eine Zelle nur aus 
einer Zelle entstehen kann (omnis 
cellola ex cellola). 

Für mich war es Ehrensache, das 
Elternhaus meiner verstorbenen 
Freundin Anneliese-Eva Redtfeldt in 
der Labeser Straße aufzusuchen. Die 
freistehende Villa war liebevoll vom 
Vater und Baumeister Fritz Redtfeldt 
Anfang des 20. Jahrhunderts erbaut 
worden. Erstaunlicherweise hatte sie 
den Krieg unbeschadet überstanden 
und ist heute noch ein Schmuckstück 
in der Straße.

Mit der Bahn erreichten wir von 
Schivelbein aus Labes (Lobez) an 
der Rega. Die ehemalige Hauptstadt 
des Kreises Regenwalde war 1271 
urkundlich erwähnt worden. Adolf 
Pompe, der Dichter des Pommernlie-
des „Wenn in stiller Stunde“, war hier 
von 1861-1872 Pastor an der Marien-
kirche gewesen.

Von meiner Freundin Anneliese 
Redtfeldt kannte ich den Spruch; 
„Ein Labeser Schauster möckt 
Stäwel un Schlurren, so hädd hei ok 
Gild und brukt nich tau schnürren.“ 
Labes war also eine Schusterstadt, 
daher auch„Schlurr-Labes“ genannt.

Mich interessierte das ehemalige 
Pommersche Landesgestüt an der 
Straße nach Wangerin. Es wird auch 
heute bewirtschaftet. Hier standen 
einmal 150 Edelhengste, die zum 
Decken der Stuten über ganz Pom-

mern auf sogenannte Deckstationen 
verteilt wurden. Die Stallungen und 
Wirtschaftsgebäude waren gut erhal-
ten, sahen gepflegt aus. Aber bis auf 
ein gutgenährtes Pony konnte ich 
keine Pferde sehen. In einem Hotel 
entdeckten wir eine alte Fotografie, 
auf der das Gutshaus der Familie von 
Bonin abgebildet war.

Nächste Station Bad Polzin, das 
Moorbad des Ostens heißt heute 
Polczyn Zdroj. In diesem kleinen, 
idyllischen Ort, so kann man wohl 
behaupten, bewahren die Einwohner 
die Ruhe und die Kurgäste finden 
sie. Unser Hotel war das Sanatori-
um Marta am Kurpark. Von 1688-
1945 zog dieses Bad, das scherzhaft 
„Karlsbad des pommerschen Adels” 
genannt wurde, Kurgäste aus allen 
Teilen Deutschlands an. Wir sahen 
und sprachen im Juli 2019 nur mit 
einem deutschen Ehepaar, das hier 
schon mehrmals zur Kur weilte. 
Die Heilquellen enthalten Natrium, 
Chlor und Brom. Beliebt sind die 
Stahl- und Moorbäder. Da der Ort 
am Nordabhang des Pommerschen 
Landrückens liegt, wird er von den 
einfallenden Nord- und Ostwinden 
geschützt. Vom Sanatorium Marta 
kam man in 5 Minuten durch den 
Park zum Sanatorium Gryf, das sich 
zur deutschen Zeit Kaiserbad nann-
te. Es wurde Ende des 19. Jahrhun-
derts im französischen Renaissance-
stil erbaut.

Wir wanderten zum Luisenbad 
(Borkowo nach 1945). In der Nähe 
gibt es die Quelle, die schon 1688 
als heilsam erwähnt wurde. Der Ge-
bäudekomplex wurde nach der preu-
ßischen Königin Luise benannt. In 
der NS-Zeit wurde das Luisenbad zu 
einer Einrichtung des Lebensborns. 
Am Rande des Kurparks befindet sich 
das guterhaltene, im roten Backstein 
erbaute Johanniter-Krankenhaus, das 
am 9.7.1855 eröffnet wurde.

Empfehlenswert ist auch ein Gang 
durch die Stadt. Ein Ehrenbürger 

dieses Badeortes war Fürst Otto von 
Bismarck. Die Pfarrkirche stammt 
aus dem 14. Jahrhundert. Vor der Kir-
che steht eine Plastik, die Erasmus 
von Manteuffel (1475-1544), den 
letzten katholischen Bischof von der 
Diözese Cammin darstellt. Er wurde 
1544 in der Gruft vor dem Altar der 
Marienkirche beigesetzt.

Wir besichtigten das Schloss, das 
1308 von Herzog Bogislav IV. erbaut 
wurde. Es kam in den Besitz vieler 
pommerscher Adelsgeschlechter wie 
von Zozenow, von Glasenapp und 
von Wedel. Im 19. Jahrhundert kauf-
ten die Bürger der Stadt das Schloss 
und machten daraus ein Postamt. Zur 
sozialistischen Zeit war es ein Wohn-
gebäude. Heute wird es vielfältig von 
der Stadt genutzt.

Mit dem Taxi unternahmen wir 
einen Ausflug zum wunderschön 
gelegenen Klockower See. Von der 
Gutsanlage sind nur einige Stallge-
bäude übrig geblieben. Am See ver-
kündete uns ein Pole in fließendem 
Deutsch: „Hier ist es schöner als auf 
Mallorca.“

Von Bad Polzin aus machten wir 
einen Ausflug mit dem Bus nach 
Belgard/Białogard an der Persante. 
Die ehemalige Kreisstadt gehört zu 
den Städten Hinterpommerns, die 
weitgehend unzerstört den 2. Welt-
krieg überstanden haben. Auf dem 
quadratisch angelegten Marktplatz, 
über die im Mittelalter die Salzstra-
ße zwischen Kolberg und Posen ver-
lief, waren quadratische Tische und 
Sitzgelegenheiten zum Ausruhen 
aufgestellt. Nachdem wir ein Foto 
vom alten Rathaus mit Uhrenturm 
geschossen hatten, begaben wir uns 
zur dreischiffigen St. Marienkirche 
aus dem 14. Jahrhundert. In unserem 
Reiseführer stand, dass Belgard eine 
Gründung der Familie von Kleist 
war, deren Urahn der 1248 erwähn-
te fürstliche Conrad Clest war. Die 
gräfliche Familie von Kleist war bis 
1945 auf den Gütern Groß Tychow 

und Schmenzin bei Belgard sess-
haft. Ewald von Kleist wurde wegen 
seiner Beteiligung am Widerstand 
gegen Hitler 1945 von den National-
sozialisten hingerichtet.

Auf dem Rückweg vom Markt 
machte uns eine Polin in gutem 
Deutsch auf einen Bus zum ZOB 
aufmerksam und führte uns zur Hal-
testelle. „Senioren brauchen kein 
Fahrgeld entrichten,“ bemerkte sie.

Unseren letzten Urlaubsort Kol-
berg (Kolobrzeg) an der Persante 
erreichten wir mit dem Bus. Von 
unserem Hotel aus war der Weg in 
die Innenstadt mit Dom und Rat-
haus kurz. Wir entdeckten das alte 
Bürgerhaus aus dem 15. Jahrhun-
dert, in dem einmal ein Museum 
für Joachim Nettelbeck eingerich-
tet worden war. Heute wird es als 
Waffenmuseum genutzt. Auf dem 
Weg zu diesem Haus kamen wir 
am Gebäudekomplex der früheren 
evangelischen Diakonie vorbei.

Uns interessierte aber diesmal 
nicht das Seebad sondern das etwa 4 
km aufwärts an der Persante gelege-
ne Dorf und Gut Altstadt. Heute trägt 
es den Namen Budzistowo. Dieser 
Ortsteil Kolbergs war nicht ans Ver-
kehrsnetz angeschlossen. Im Ort und 
an der Marienkirche herrschte himm-
lische Ruhe. Die Informationstafel an 
der Marienkirche war leider nur pol-
nisch beschriftet. Eingezäunt, nicht 
zugänglich sahen wir das Herrenhaus 
des Gutes Altstadt. Nach 1945 hatte 
es die Verwaltung des Gestüts beher-
bergt. Heute liegt die Gestütsanlage 
gegenüber dem alten Herrenhaus, 
es  werden nur noch die alten Wirt-
schaftsgebäude des Gutes genutzt.

So beschreibt Dr. Johannes Voel-
ler den Ursprung der Stadt Kolberg: 
Der Name Kolberg stammt aus dem 
Wendischen und bedeutet „Ort am 
Meer“. Im Jahr 1000 gründete Kaiser 
Otto III. das Erzbistum Gnesen. Die 
Zeit der Ottonen war von 936-1002. 
Für Pommern wurde ein eigenes 

Bistum errichtet. Das war das „salsa 
Colbergiensis ecclesia“, die „Kirche 
Salz-Kolbergs“. Kolberg wurde noch 
bis 1891 mit „C“ geschrieben. Schon 
damals hatten also die Menschen das 
Salz und die Sole Kolbergs gekannt. 
Das wendische Kolberg war einer der 
größten Burgbezirke und lag 4 km 
aufwärts der Persante, dort wo sich 
bis 1945 das Rittergut Altstadt be-
fand. Im Jahr 1017 stiftete Reinbern 
hier die St. Marienkirche. Diese wur-
de aber wieder zerstört. Als Bischof 
Ottto von Bamberg 1125 zum 2. Mal 
Altstadt besuchte, weihte er die neue 
St. Marienkirche. Sie gehörte nun 
zum Bistum Cammin. Kolberg war 
kein Bistum mehr.

Von Kolberg aus erlaubten wir 
uns einen Abstecher in die ehemali-
ge Kreisstadt des Landkreises Kol-
berg-Körlin, polnisch Karlino. Das 
Städtchen liegt dort, wo die Radüe 
in die Persante fließt, an der alten 
Handels- und Heerstraße von Stettin 
nach Danzig. 1385 entstand neben 
der mit lübischem Recht versehenen 
Stadt das stattliche Castrum der Bi-
schöfe, das zum Bistum gehörte. Bis 
zur Reformation residierten die Bi-
schöfe zeitweise hier. Auf uns wirkte 
Körlin wie ein verlassener Ort, fast 
ohne Autoverkehr, mit seinem gro-
ßen Marktplatz, dem Rathaus und 
der 1510 erbauten Michaeliskirche, 
einer spätgotischen Hallenkirche mit 
Staffelgiebel. 

Unsere ruhigen Tage in Pom-
mern endeten mit einer chaotischen 
Rückfahrt nach Braunschweig. Wir 
mussten in Stettin, Angermünde 
und Berlin umsteigen. Die An-
schlusszüge erreichten wir wegen 
der Verspätungen nie. Doch durch 
die ruhevollen Tage in Hinterpom-
mern kamen wir unbeschadet nach 
Braunschweig zurück. 

Brigitte Klesczewski
(auch Fotos)

Unterwegs in Schivelbein, Labes, Bad Polzin, Belgard, Kolberg und Körlin

Salomon Neumann stammte 
aus der Kleinstadt Pyritz in 
Hinterpommern, gehörte dort 

zum jüdischen Bevölkerungsanteil 
und hatte namhafte Verwandte, die 
als Fabrikanten und Gelehrte über-
regionale Bekanntheit erlangten. Er 
selbst ist als Berliner Armenarzt, 
Revolutionär von 1848/49, der mit 
Rudolf Virchow an den Barrikaden-
kämpfen teilnahm, und bedeuten-
der Medizinalreformer überliefert, 
der auch als Autor verschiedener 
Schriften und Gründungsmitglied 
einiger Stiftungen und der „Hoch-
schule für die Wissenschaft des 
Judentums“ hervortrat. Damit wur-
de der Mann aus Hinterpommern 
in ganz Deutschland bekannt. In 
verschiedenen Schriften der letzten 
Jahre wird er als „Wegbereiter sozi-
almedizinischen Denkens und Han-
delns“ gewürdigt.

Salomon Neumann wurde am 

22. Oktober 1819 in Pyritz gebo-
ren, das südlich von Stettin und 
Greifenhagen liegt, 1125 erstmals 
urkundlich erwähnt wurde und sich 
im Rahmen der späteren Indus
trialisierung zur Kleinstadt entwi-
ckelte, die bis 1945 als „Pommerns 
Rothenburg“ bezeichnet wurde. An 
diese Geschichte und mittelalterli-
che Idylle erinnern heute Reste der 
erhaltenen Stadtmauer, verschiede-
ne Häuser und der Bamberg-Brun-
nen zum Gedenken an die Taufe der 
ersten Pommern 1125 durch Otto 
von Bamberg. 

Neumann war das vierte von acht 
Kindern seiner jüdischen Eltern. Als 
Vater ist Zwi (Hirsch) Neumann 
überliefert, der als Kleinhändler 
wirkte. Er ermöglichte seinem Sohn 
Salomon einen weiterführenden Bil-
dungsweg im angepassten bürgerli-
chen Sinne und das Medizinstudium 
in Berlin. 1842 wurde der Pyritzer 

in Halle promoviert. Anschließend 
unternahm er zur weiteren Vervoll-
kommnung Studienreisen nach Wien 
und Paris. Ab 1845 wirkte der junge 
Mediziner als Armenarzt in Berlin. 
Mehr noch. Er freundete sich mit 
dem bis heute berühmten Kollegen 
Rudolf Virchow an, vertrat die libe-
ralen Ideen des Vormärz und gehörte 
mit seinem Medizinerfreund zu den 
48er Revolutionären. Vom ersten 
Tag seines Arztseins empfand er die 
„medizinische Wissenschaft als eine 
sociale Wissenschaft“, deren Vertre-
ter auch eine soziale Verantwortung 
haben. Damit unterschied sich der 
liberale und sozial denkende Medi-
ziner von vielen Kollegen.

 Parallel zu seiner Armenarztpra-
xis gesellten sich kritische Beiträge 
wie „Die öffentliche Gesundheits-
pflege und das Eigenthum“ und „Die 
Berliner Syphilisfrage“, womit er in 
ein gesellschaftspolitisches Wes-

pennest stach, und ein wachsendes 
kommunalpolitisches Engagement. 
Zwischendurch heiratete der Medi-
ziner 1857 Amalie Hurwitz. 

Sein Wirken trug ihm 1858 die 
Wahl in die Berliner Stadtverord-
netenversammlung ein, wo er sich 
in Wort und Schrift zum Mahner 
für die Verbesserung der „Berliner 
Armenkrankenpflege“ entwickel-
te. Mehr noch. Er reorganisierte 
die  Volkszählung, brachte die 
Medizinalstatistik auf den Weg, 
wurde zum Gründer des Statisti-
kamtes in Berlin, gedieh zum fort-
schrittlichen Motor in der Berliner 
Sanitätskommission und sorgte 
solchermaßen für schrittweise Ver-
besserungen. Das trug ihm 1870 
den Titel Sanitätsrat ein und deut-
sche Bekanntheit mit Auftritten 
auf Medizinkongressen. Außer als 
Medizinreformer und Sozialpoliti-
ker trat Neumann auch als Jude in 

Erscheinung. Er setzte sich mit der 
publizistischen Kampagne über 
die „jüdische Masseneinwande-
rung“ mit Fakten auseinander, leg-
te parallel eine „Statistik der Juden 
in Preußen“ vor, die die Falsch-
meldungen wie einen Ballon plat-
zen ließen, ergänzte sich in seiner 
Parteinahme für das Judentum mit 
Leopold Zunz, mit dem er eng be-
freundet war, und fungierte als Vor-
sitzender des deutschen Komitees 
der Alliance Israélite Universelle. 
Dazu kam sein Beitrag als Grün-
dungsvater der Lehranstalt für die 
Wissenschaft des Judentums 1895. 
Neumann gehörte damit ebenso zu 
den maßgeblichen Schlüsselge-
stalten des fortschrittlichen Juden-
tums. Das wurde begleitet von der 
von ihm veranlassten Gründung 
der Zunz-Stiftung, die dessen „Ge-
sammelte Schriften“ herausgab. 
In seiner eigenen „Salomon-Neu-

mann-Stiftung“ für die Wissen-
schaft des Judentums arbeiteten 
bedeutende Persönlichkeiten des 
deutsch-jüdischen Bildungsbür-
gertums mit, wie Hermann Cohen 
und Felix Liebermann.

Über sein vielgestaltiges Wirken 
starb Neumann am 21. Septem-
ber 1908 in Berlin. Außer seinem 
Lebenswerk und seiner Witwe 
hinterließ er zwei Töchter. Seine 
letzte Ruhe fand er auf dem Jüdi-
schen Friedhof Berlin-Weißensee. 
Die Rede auf der Gedächtnisfeier 
für Neumann hielt am 25. Oktober 
1908 Hermann Cohen, eine deut-
sche Berühmtheit. Seit 1986 ver-
leiht die Deutsche Gesellschaft für 
Sozialmedizin und Prävention an 
verdienstvolle Sozialmediziner die 
Salomon-Neumann-Medaille.  

Martin Stolzenau
 

Salomon Neumann – Jude, Revolutionär, Armenarzt und progressiver Sozialhygieniker
zum 200. Geburtstag am 22. Oktober

links:
Das Steintor in 
Schivelbein

rechts:
Marktplatz und 
Michaeliskirche 
in Körlin

rechts:
Die Marienkir-
che in Altstadt 
bei Kolberg
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Einsamer Kämpfer: Von Bernd Fabritius, dem Präsidenten des Bundes der Vertriebenen (BdV),
wird eine „Ruckrede“ gegen die erstarrten Strukturen des BdV erwartet Bild: pa

Zu: Dem Kriegsbeginn folgten
schwere Massaker (Nr. 35)

Der 80. Jahrestag des Beginns
des Polenfeldzuges der deutschen
Wehrmacht war natürlich wieder
ein willkommener Anlass nicht
enden wollender Demuts-,
Schuld- und Reuebekenntnisse
deutscher Politiker, die sich
Asche auf ihr Haupt streuten.
Und die sich anmaßen, stellver-
tretend für das deutsche Volk um
Entschuldigung zu winseln, wie
es gerade der Bundespräsident
Frank-Walter Steinmeier tat, nur
um ihren von ihnen erwarteten
Beitrag für das Implantieren einer
generationenübergreifenden
Schuldpsychose bei den Deut-
schen zu leisten.

Diese Systemknechte, soge-
nannte Volkvertreter, leugnen, ge-
nauso wie auch deren Einheits-

medien, noch 80 Jahre danach,
dass der eigentliche Aggressor
und Kriegstreiber Polen war, er-
mutigt durch die Beistandsab-
kommen mit Frankreich und Eng-
land. So wurde damals die deut-
sche Bevölkerung immer maßlo-
ser misshandelt, verschleppt, er-
niedrigt, gefoltert, vergewaltigt
und ermordet.

Die polnische Regierung dulde-
te diese unmenschlichen Taten,
sollten diese doch eine perma-
nente Provokation des Deutschen
Reiches sein, um bei einer militä-
rischen Reaktion des Deutschen
Reiches den Partnern Frankreich
und England aufgrund eines ge-
meinsamen Bündnisses die Mög-
lichkeiten zu geben, dem Deut-
schen Reich den Krieg zu erklä-
ren, was ja dann, so wie geplant,
auch später eintrat. Lutz Huth,

Hannover

Andauernde Schuldpsychose

Zu: Selbstanklage (Nr. 25) und
zum Leserbrief: Beschränktes
Sichtfeld beim Polendenkmal 
(Nr. 33)

Vielen Dank an die Leserbrief-
autorin für ihre aufrichtige Stel-
lungnahme zu dem geplanten,
aber hoffentlich nicht verwirk-
licht werdenden Bau des „Polen-
Denkmals“ vor dem Anhalter
Bahnhof. Sie hat uns aus der See-
le gesprochen. Es ist uns unver-
ständlich, dass es Deutsche gibt,
die, 74 Jahre nach Kriegsende, im-
mer noch nicht gelernt haben,
dass Polen, mit der vertraglichen
Unterstützung Englands, Frank-
reichs und den USA, Deutschland
in den Krieg gezwungen hat. Der
deutsche Michel mit seiner ihm
angeborenen Selbstanklage zum
Schuldgefühl hat wieder einmal
sein eigenes Nest beschmutzt.
Wir, heute Kanadier, müssen uns
ob dieser Tatsache für unser Ge-
burtsland schämen.

George und Erdmute Kuester,
New Minas/Kanada

Polens »Marsch nach Berlin«
Zu: Importierte Gesundheitspro-
bleme (Nr. 32)

Meldungen über psychische Er-
krankungen von Zuwanderern
häufen sich, sind aber ein Tabu-
thema. Ich weiß nicht, wie man zu
dieser Erkenntnis gekommen ist.
Diese Erkrankungen haben nichts
mit dem Jahr 2015 zu tun. Es gab
auch lange vor 2015 Zuwanderer
mit psychischen Erkrankungen.
Da es sich jedoch nicht um deut-
sche Bürger handelte beziehungs-
weise handelt, wurde/wird sehr
intensiv in allen Medien auf die-
ses Thema hingewiesen.

Wir haben uns hier ein gewalti-
ges Problem geschaffen, und zwar
ohne Not. Nahezu jedes Verbre-
chen von Zuwanderern wird mit
einer psychischen Krankheit be-
gründet. Zu einfach. Wo sind die
Kümmerer, die Medien, die sich
genauso intensiv mit den vielen
deutschen Bürgern befassen, die
ebenfalls unter dieser Krankheit
leiden? Aber auch hier: Es ist zu
einfach, bei einer Gewalttat alles
auf diese Erkrankung abzustellen.

Wichtig ist, dass sich Deutsch-
land nicht vorrangig um impor-
tierte Gesundheitsprobleme küm-
mert, sondern sich mindestens
genauso intensiv um die eigenen.
Und davon sind wir noch weit
entfernt. Heinz-Peter Kröske,

Hameln

Kranke Täter

Letztes Aufgebot

Zu: „Seit 5.45 Uhr wird jetzt zu-
rückgeschossen“ (Nr. 35)

Der 80. Jahrestag des deutschen
Angriffs („Überfalls“) auf Polen
bietet Gelegenheit, auf die Vorge-
schichte des deutsch-polnischen
Konflikts näher einzugehen. Die
deutsche Reichsregierung hatte
seinerzeit mehrfach vergeb lich
versucht, mit der polnischen Re-
gierung eine einvernehmliche Lö-
sung des Konflikts in der Danzig-
und Korridorfrage zu erzielen
und die unerträglichen Schika-
nen, Gewalttaten und Provokatio-
nen der Polen gegen die Deut-
schen zu beenden. Bereits mehre-
re Monate vor dem deutschen
Angriff hatten polnischer Rund-
funk und Presse einen chauvini-
stischen Propagandafeldzug ge-
gen die im Lande lebenden Deut-
schen geführt, der in der Feststel-
lung gipfelte, „dass im Kriegsfalle
kein einheimischer Feind lebend
entrinnen wird“. 

Am 1. September begann dann
die angekündigte „Jagd auf Deut-
sche“. Den vorläufigen Höhe-
punkt erreichten die Massaker am
3. September beim „Bromberger
Blutsonntag“, als Tausende von
Deutschen auf zum Teil bestiali-
sche Weise ermordet wurden. Es
gibt unzählige Äußerungen füh-
render polnischer Politiker, Mili-
tärs und Journalisten in der
Zwischenkriegszeit, die eindeutig
belegen, dass Polen auf eine mili-
tärische Konfrontation mit
Deutschland hingearbeitet hatte.
Nur ein Beispiel: „Polen will den
Krieg mit Deutschland und
Deutschland wird ihn nicht ver-
meiden können, selbst wenn es
das wollte“ (Marschall Edward
Rydz-Smigly, Generalinspekteur
und Oberbefehlshaber der polni-
schen Armee, im Juni 1939).

Um den „Marsch nach Berlin“
zu beginnen, hatte Polen bereits
im März 1939 teil- und am 30.

August 1939 generalmobilisiert.
Die Generalmobilmachung war
faktisch eine Kriegserklärung. Mit
Bündnisverträgen und der Mobil-
machung hat sich Polen auf einen
Krieg mit Deutschland vorberei-
tet. Von einem deutschen „Über-
fall“ kann daher keine Rede sein. 

Die polnische Bevölkerung
wurde mit der Ankündigung
kommender Offensiven bis nach
Berlin und neuen Grenzen an der
Oder in Kriegsbereitschaft, ja ge-
radezu in Kriegshysterie versetzt.
Die Kriegsbegeisterung der Polen
beschrieb der Literaturkritiker
Marcel Reich-Ranicki in seiner
Autobiografie „Mein Leben“ so:
„Die Nachricht vom deutschen
Überfall auf Polen haben wir (...)
mit Erleichterung, mit befreitem
Aufatmen zur Kenntnis genom-
men. Und als am 3. September
Frankreich und Großbritannien
Deutschland den Krieg erklärten,
konnte sich das Volk vor lauter
Glück kaum beherrschen. Die
Stimmung war – und nicht nur in
Warschau – enthusiastisch.“

Nachdem Polen mit Zustim-
mung der alliierten Siegermächte
die deutschen Ostprovinzen
Schlesien, Pommern und Ost-
preußen (Ausnahme russischer
Teil) geraubt und 15 Millionen
Deutsche aus ihrer uralten Hei-
mat brutal vertrieben hatte, nach-
dem es auch das westlich der
Oder gelegene Stettin sich wider-
rechtlich angeeignet hatte, nach-
dem es widerrechtlich Eigentum
und Vermögen der vertriebenen
Deutschen zum polnischen
Staatseigentum erklärt hatte, be-
steht nicht der geringste Grund,
die Verbrechen der Polen durch
deutsche Reparationszahlungen
noch zu belohnen. Diese sind ab-
surd und zeugen von Arroganz
gegenüber den kriegsschuldbela-
denen und hypermoralisierten
Deutschen. Günter Zemella,

Schwäbisch Hall

Selbstanklage

Hauptzweck des BdV ist entfallen

LE S E R F O R U M

Zu: Fenster und Türen auf beim
BdV! (Nr. 33)

Vorschlag: Macht den Laden zu!
Ein Heimatvertriebener möchte
seine Heimat zurück. So ist das
auf der ganzen Welt. Auf der gan-
zen Welt? Nein, nicht in Deutsch-
land. Hier erklärt der Bund der
Vertriebenen (BdV) erst einmal,
weshalb es nie wieder eine Rück -
kehr in die Heimat geben wird. So
auch in dem Artikel. Man ist dort
geradezu besessen von dem Ge-

danken, dass die Ostgrenze un-
veränderbar ist. 

In der Adenauerzeit hat man
das noch anders gesehen, späte-
stens seit ein Bundeskanzler in
Warschau auf dem Boden herum-
gerutscht ist, ist es damit, nach
und nach, zu Ende gegangen. Da-
mit ist der Hauptzweck des BdV,
nämlich zur Rückkehr der Ver-
triebenen beizutragen, entfallen.
Geld verteilen und Folklore mit
den Besatzern veranstalten kann
man auch ohne den BdV.

Bezeichnend ist doch, was für
Funktionäre dort tätig sind. Die
stammen ganz überwiegend aus
der CDU. Denen glaube ich gerne,
dass sie ein Sprungbrett für ihre
politische Karriere brauchen und
schließlich irgendwo mit dem
Pöstchensammeln beginnen müs-
sen, jedoch glaube ich nicht, dass
deren Herz für Ostdeutschland
schlägt. Bevor in der CDU eine
der wichtigen Personen über-
haupt Worte wie Ostpreußen oder
Danzig ausspricht, beißen die sich

lieber auf die Zunge. Wann hat ei-
ner der Leser die deutsche Bun -
deskanzlerin oder einen ihrer
Vertreter jemals in Polen, Russ-
land, Litauen oder in der Tsche-
chei darüber reden hören, dass
die Rückgabe besetzter Gebiete
im Rahmen der europäischen
Wertegemeinschaft selbstver-
ständlich ist? 

Nein, stattdessen setzen sich
diese Leute für die Rückgabe der
Krim ein. Volker Thiel,

Münster

Zu: Führungsprobleme (Nr. 34)

Jetzt muss die arme SPD sogar
schon ihre ganzen Zombies be-
treffs Parteivorsitzes in Stellung
bringen. Dieses allerletzte Aufge-
bot der Sozialdemokraten ist nur
noch vergleichbar mit Adolf Hit-
lers letztem Aufgebot im April
1945 bei der filmisch überliefer-
ten Auszeichnung von Hitlerjun-
gen hinter dem Führerbunker in
Berlin. Axel Schröder,

Pärnäs/Finnland

Zu: Schlepper geehrt (Nr. 31)

Eine Schande ist es, wenn ver-
meintlich demokratische Regie-
rungsmitglieder (so wie der Ober-
bürgermeister von Potsdam) Men-
schen ehren, die bewusst gegen
das Seerecht verstoßen, bewusst
das kriminelle Schleppertum
unterstützen und dazu rechts-
staatliche Einrichtungen (Boot
der italienischen Küstenwache) in
Gefahr bringen und die Souverä-
nität anderer Länder missachten,
und dann noch von einem be-
drohten Rechtsstaat in Europa
sprechen. Das alles hat nichts mit
Humanität zu tun, besonders,
wenn Schlepper und sogenannte
Retter ein eiskaltes Geschäft ver-
eint, um Europa eine neue, ver-
kappte Einwanderungspolitik auf-
zuzwingen. Günter Algner, 

Berlin-Tempelhof

Eiskaltes Geschäft

Anzeige
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Am „Tag der Bibliotheken“, dem
24. Oktober, freut sich eine
Bücherei besonders: Die Berliner
Zentral- und Landesbibliothek
erhält den nationalen Bibliotheks-
preis – auch weil sie sich auf die
veränderten Nutzergewohnheiten
vorbereitet hat.

Das Buch ist tot, es lebe die
Bibliothek. Die moderne Biblio-
thek soll Aufenthaltsort sein,
Wohnzimmer. Kein Büchermu-
seum. Wie soll das funktionieren,
wenn das Buch doch gar nicht
mehr gefragt ist? Wie wollen
Bibliotheken Nutzer in ihre Hal-
len ziehen, wenn nicht mit
Büchern? Die Zukunft der Biblio-
thek liegt in einem zeitgemäßen
Angebot. Und das sieht anders
aus. Mit Öffnungszeiten rund um
die Uhr. Und mit einem multime-
dialen Angebot, das keine Regale
benötigt, sondern freie Flächen
und Räume, die als Treffpunkt
dienen. 

Andreas Degkwitz, Bundesvor-
sitzender des Deutschen Biblio-
theksverbandes (DBV), formuliert
die Aufgaben der Bibliotheken
mit dem Auftrag der Kompetenz-
vermittlung, gerade im Hinblick
auf die digitale Welt sowie der
Teilhabe an Bildung, Gesellschaft
und Kultur. Der Umsetzung dieser
Forderung kommen immer mehr
Bibliotheken in Deutschland
nach. Der nationale Bibliotheks-
preis wird in diesem Jahr am 
24. Oktober, dem „Tag der Biblio-
theken“, bereits zum 20. Mal ver-
liehen und geht an die Zentral-
und Landesbibliothek Berlin. Sie
überzeugte die Jury mit ihrem
Gesamtkonzept von partizipati-
ven Angeboten und digitalen Ser-
vices, sie präsentiert sich als Wis-

sensvermittler, produktiver Ar -
beitsort und Forum der Stadtge-
sellschaft. Genau das ist es, was
die Bibliotheken heute anstreben.
Das gedruckte Buch verliert dabei
stetig an Bedeutung. 

Wenn das digitale Buch das
gedruckte Buch zunehmend er -

setzt, jedes Jahr die gedruckten
Bestände verkleinert werden und
sogar Erstausgaben aussortiert
werden, dann bleibt zuletzt die
Frage, warum überhaupt neue
Bibliotheken gebaut werden sol-
len. Zu den besonders spektaku-
lären Gebäuden gehört die Stadt-
bibliothek Stuttgart, die 2011 als
intellektuelles und kulturelles
Zentrum entworfen wurde.

Die modernen Bibliotheken
wollen keinesfalls Nutzer, die sich

registrieren, nur um von Zuhause
aus online auszuleihen und auf
den Besuch in der Bibliothek ver-
zichten. Mit Öffnungszeiten, die
weit über das bislang bekannte
Maß hinausgehen, solchen, die
auch die Tage und Tageszeiten
einbeziehen, an denen keine Mit-

arbeiter vor Ort sind, bieten eini-
ge Bibliotheken ihre Räume frei
zugänglich an. Die Bibliothek im
dänischen Aarhus geht hier als
Beispiel voran. Das Angebot wird
sehr gut angenommen, vor allem
an den Wochenenden. Dänemark
verzeichnet enorm steigende
Besucherzahlen in seinen Biblio-
theken. 

In Deutschland experimentie-
ren inzwischen ebenfalls die
ersten Bibliotheken mit dem Kon-

zept der sogenannten Open
Library – der offenen Bibliothek.
Volljährigen Nutzern wird die
Möglichkeit gegeben, dank der
Nutzerkarte Einlass in die Biblio-
thek zu bekommen, auch wenn
kein Mitarbeiter anwesend ist.
Sonntags sind die Bibliotheken in

Deutschland jedoch, anders als in
Dänemark, geschlossen.

Aktuell orientieren sich die
deutschen Bibliotheken stark an
den erfolgreichen Vorbildern aus
Skandinavien. Rund 100 Millio-
nen Euro hat Aarhus für das
„Dokk 1“, den Bibliotheks-Neu-
bau im Hafen, ausgegeben. Es ist
eine Investition in die Zukunft.
Flachbildschirme im Eingangsbe-
reich geben Hinweise auf Veran-
staltungen. Es ist überraschend,

was hier bereits alles stattgefun-
den hat: Ein Drohnenflugwettbe-
werb, ein Fußballturnier auf
einem virtuellen Spielfeld, sogar
Hacker haben sich hier getroffen.
Was das alles mit Wissen zu tun
hat? Die Antwort ist komplex. 

Die kulturellen Berater in Däne-
mark sehen die Bibliothek der
Moderne als ein Konstrukt, das
auf vier Säulen basiert. Dazu zäh-
let Wissen, das durch Erkenntnis
und Erfahrung gewonnen werden
kann, Engagement, Kompetenz
und Innovation. 

Der Anspruch der neuen
Bibliotheken ist immens groß. Sie
wollen Wissensvermittlung bie-
ten, Helfer beim Lesenlernen und
beim Lernen generell sein. Ver-
schiedene Angebote und Projekte
sollen Menschen zur Teilhabe an
Wissen verhelfen. Auch eine
Geschichtswerkstatt kann dazu
gehören. Computerkurse haben
hier ebenso Platz wie eine Näh-
werkstatt oder Chorproben. Kul-
tur soll das Leben bereichern und
die Bibliothek will mit ihren Räu-
men Gestaltungsspielraum für
Kreativität bieten. Die Menschen
sollen sich mit und über das, was
sie bewegt, austauschen. Gemein-
sam spielen, lesen, lernen, Wissen
finden. 

Anne Wellingerhof vom Deut-
schen Bibliotheksverband erläu-
tert dazu: „In Zeiten der digitalen
Transformation bieten Bibliothe-
ken einen Ort, an dem Menschen
digitale Inhalte ausprobieren und
kreativ sein können. Mit den digi-
talen Angeboten erhalten Bürge-
rinnen und Bürger die Möglich-
keit, sich digitales Wissen anzu-
eignen und gemeinsam mit ande-
ren zu testen.“ Somit würden in
Bibliotheken Orte der Begegnung,

des Wissensaustausches und des
Lernens, der kulturellen und sozi-
alen Interaktion entstehen. Wich-
tige Angebote seien auch „Maker-
space“ und „Gaming-Zonen“.

Diese neuen Begriffe erfordern
eine Definition. Ein „Makerspace“
ist ein Ort, um etwas selber zu
machen: Hier können Nutzer digi-
tale Werkzeuge und Medien frei
nutzen, ausprobieren und Neues
gestalten. Zum Beispiel einen 3D-
Drucker ausprobieren, Schmuck
basteln, Superheld-Kostüme nä -
hen, Apps programmieren, ba -
steln, Kurse belegen – alles unter
Anleitung von Experten. 

Bibliothekarin Wellingerhof
sagt dazu: „Auf diese Weise wird
der Umgang mit digitalen Medien
gelernt und praktisch angewen-
det. Alle gesellschaftlichen Grup-
pen können hier partizipieren,
von- und miteinander lernen,
Neues ausprobieren und digitales
Wissen erwerben. So entsteht ein
Ort der Begegnung, des Zusam -
menhalts und der digitalen Chan-
cengleichheit.“

Die „Gaming-Zone“ ist ein wei-
teres Angebot öffentlicher Biblio-
theken. Ein Bereich, der über das
Ausleihen der Spiele weit hinaus-
geht. Wellingerhof: „Hier können
Spieler zusammentreffen und
gemeinsam beziehungsweise ge -
geneinander Computerspiele
spielen. In durch Experten ange-
leiteten Gaming-Events und ande-
ren medienpädagogischen Ange-
boten spielen junge Leute gegen-
einander, testen neue Spiele und
erlangen auf diese spielerische
Weise Wissen und Medienkompe-
tenz. Aber auch andere Alters-
gruppen nutzen das Angebot in
Bibliotheken, virtuelle Welten zu
erfahren.“ Stephanie Sieckmann

Wer nicht liest, der näht oder spielt
Büchereien bereiten sich mit multimedialen Angeboten auf die Zukunft vor – Zum »Tag der Bibliotheken« am 24. Oktober

Endstation Büchertempel: Die hypermoderne Bibliothek Dokk 1 in Aarhus Bild: Leif Jørgensen

Patente Lamellen
Ein sicheres Dach über dem Kopf – Die Zollbauweise in Merseburg

Der Wald bietet im Herbst
ein reiches Angebot an
Speisepilzen wie Pfiffer-

linge, Steinpilze und Maronen.
Dabei heißt es beim Sammeln
aber Vorsicht walten zu lassen
und Rücksicht zu nehmen. Und
zwar Vorsicht vor giftigen Pilzen
und Rücksicht auf Wildtiere.

Seit etwa Ende September
bereiten sich viele Wildtiere auf
den Winter vor und bauen Fettre-
serven auf. Dichtes Unterholz und
ausgewiesene Wildruhezonen
sind wichtige Rückzugsorte für
Reh, Wildschwein und zahlreiche
andere Tiere. Sie sollten ebenso
wenig betreten werden wie un -
übersichtliche Dickungen, etwa
aus Brombeeren oder jungen
Bäumen. 

Für ein harmonisches Mitein-
ander sollten Pilz- und Beeren-
sammler ihre Leidenschaft nicht
in der Dämmerung und nachts
ausleben – zum Schutz der Wild-
tiere. „Wer möchte schon im
Wohn- oder Schlafzimmer von
ungebetenen Gästen überrascht
werden?“, sagt der Präsident des
Deutschen Jagdverbands (DJV),
Volker Böhning.

Der DJV bittet Waldbesucher
daher, sich rücksichtsvoll und
umsichtig zu verhalten. Denn
eines sollten Pilzsammler immer
beherzigen: dass der Wald das
Wohnzimmer vieler Wildtiere, der
Waldbesucher hingegen dort nur
zu Gast ist.

Im Sinne der Nachhaltigkeit
sollten Sammler außerdem nur so
viele Pilze mitnehmen, wie sie am
selben Tag verwerten können. Das
Bundesnaturschutzgesetz schreibt
ausdrücklich vor, dass jedermann
Früchte des Waldes und Pilze für
den eigenen Gebrauch in kleinen

Mengen sammeln darf, sofern ein
Gebiet nicht einem Betretungs-
verbot unterliegt. Einzelheiten
regeln die Länder. 

Im eigenen Sinne sollte man es
mit dem Sammeln nicht übertrei-
ben, denn die Haltbarkeit von Pil-
zen in Kühlschrank oder Keller ist
auf ein bis zwei Tage begrenzt.
Zum Sammeln eignen sich am
besten klassische Pilzkörbchen
aus Holzgeflecht. Tüten oder
Gefäße aus Kunststoff sind nicht
empfehlenswert – das gilt auch
für die Aufbewahrung. Die Pilze
drohen darin schnell zu faulen.

Pilze lassen sich für bis zu
sechs Monate einfrieren. Sie zu
trocknen ist gut fürs Aroma. Das
geht zum Beispiel im Backofen.
Danach sollte man die dünnen
Scheiben in einem luftdichten
Gefäß aufbewahren. Waldpilze
sind übrigens hervorragende
Begleiter für Wildgerichte. Ent-
sprechende herbstliche Rezept-
ideen gibt es im Internet auf der
Seite www.wild-auf-wild.de.

Einige heimische Speisepilze
haben übrigens giftige Doppel-
gänger. Im Allgemeinen gilt beim
Pilzesammeln die goldene Grund-
regel: nur das ernten, was man
hundertprozentig kennt bezie-
hungsweise bestimmen kann.
Anfängern empfiehlt sich die Teil-
nahme an Pilzexkursionen. Die
Deutsche Gesellschaft für Myko-
logie e.V. in Frankfurt am Main
bietet eine Pilzberatung an und
vermittelt außerdem Pilzsachver-
ständige aus der Region. Sie über-
prüfen Pilze auf Essbarkeit (Inter-
net: www.dgfm-ev.de).

Pilz des Jahres 2019 ist übrigens
der Grüne Knollenblätterpilz. Er
ähnelt dem Champignon, ist aber
nicht zum Verzehr geeignet, da er
hochgiftig ist. Diesem Pilz sollen
schon berühmte Personen wie
Papst Clemens VII. oder der
römisch-deutsche Kaiser Karl VI.
zum Opfer gefallen sein. Inzwi-
schen steht schon der Pilz des
Jahres 2020 fest: Es ist die Gemei-
ne Stinkmorchel. H. Tews

Zu Gast im Wald
Beim Pilzsammeln im Herbst Rücksicht nehmen auf die Wildtiere

Der Zollstock geht nicht auf
ihn zurück, das Zollinger-
dach schon. Friedrich

Reinhardt Balthasar Zollinger
(1880–1945) erfand nicht nur die
typisierte Schüttbeton-Bauweise,
er erfand auch das typisierte Rau-
ten-Lamellendach. Beide Verfah-
ren zur fabrikmäßigen Herstel-
lung serieller Bauteile ließ er
patentieren, was ihn allerdings
nicht vor einem erbitterten
Rechtsstreit mit Hugo Junkers,
dem Gründer der Dessauer Jun-
kers-Werke, bewahrte. Dieser
hatte Zollingers Idee aufgegriffen

und ein Lamellendach aus dün-
nen Blechen konstruiert, um Hal-
len und Hangars zu überwölben. 

Beide einigten sich schließlich
außergerichtlich, die Metallkon-
struktion unter dem Namen Jun-
kers-Zollbau-Lamellendach ge -
meinsam zu vermarkten. Die In -
novation erregte Interesse. Schon
1926 bauten die Junkers-Werke im
Auftrag der türkischen Regierung
im Innersten Kleinasiens Hallen,

deren zu Bündeln zusammenge-
fasste Lamellen per Kamelkara-
wane durch die weglose Steppe
transportiert wurden.

Während die Junkers-Dächer
im Zweiten Weltkrieg weitgehend
zerstört wurden, ist Zollingers
Dachtragwerk aus Holz bis heute
vielerorts zu bewundern. Ganz
besonders in Merseburg, wo der
Architekt von 1918 bis 1930
Stadtbaurat war und die nach ihm
benannte Zollbauweise ab 1922
erstmals zum Einsatz kam. 

Mit dem Bau des Ammoniak-
werks bei Leuna 1916 strömten

tausende Arbeiter in die neue
Industrieregion. Die Wohnungs-
not machte – wie vor 100 Jahren
in allen aufstrebenden deutschen
Industriegebieten – erfinderisch.
Zollinger gelang es, mit einem
Generalbebauungsplan in zehn
neuen Stadtvierteln 1086 Neu-
bauten entstehen zu lassen und
damit in nur zwölf Jahren Merse-
burgs Wohnungsbestand fast zu
verdoppeln. Mit ihren spitz zulau-

fenden Tonnendächern prägen
die „Neubauten“ das Stadtbild bis
heute.

Unter dem sperrigen Titel „Das
Dach der Moderne. Zollbau Mer-
seburg. Konstruktion und welt-
weite Verbreitung“ widmet das
Kulturhistorische Museum
Schloss Merseburg dem Erfinder
Zollinger noch bis zum 27. Ok -
tober mit Modellen, Fotos und
Schrifttafeln eine eigene Ausstel-
lung. In Zeiten wachsender Öko-
bilanzierung kann ein Blick auf
Zollingers technisch geniale und
dazu materialsparende Dachvari-
ante durchaus lohnen. Zentrales
Element ist ein schmales Brett,
dessen eine Längskante gebogen
geschnitten ist und dessen
Schmalseiten abgeschrägt sind.
Zu Rauten zusammengeschraubt
bilden die Bretter ein netzartiges
freitragendes Dachgewölbe, das
ein Vielfaches der damals mög-
lichen Spannweiten zulässt. 

Der Zollbau schrieb Architek-
turgeschichte. Nach diesem Prin-
zip baute das Architekturbüro
Ollertz aus Fulda die Dachland-
schaften der 2009 und 2010 eröff-
neten Toskana-Thermen von Bad
Sulza und Bad Orb. Mit seiner
Modernisierung beschäftigt sich
aktuell eine Forschungsgruppe an
der Hochschule für Technik, Wirt-
schaft und Kultur Leipzig. Einen
optimalen Blick auf das histori-
sche Zollerdach hat man in Mer-
seburgs Freiimfelder Kreuzkapel-
le, deren Rautenkonstruktion von
1932 nicht verkleidet ist. 

Helga Schnehagen

Kulturhistorisches Museum
Schloss Merseburg, Domplatz 9,
geöffnet täglich 9 bis 18 Uhr, Ein-
tritt: 3,50 Euro.

Merseburg: Doppelhäuser mit Zollbau-Lamellendach Bild: Schnehagen Pilz des Jahres: Grüner Knollenblätterpilz Bild: DGFM/Andreas Kunze
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Die elfjährige Juli lebt mit ihrer
Mutter in einem Mehrfami-

lienhaus. Als neue Nachbarn ein-
ziehen, verdonnert Mama ihre
Tochter dazu, sich um den gleich-
altrigen August zu kümmern, weil
er sich in der Gegend ja noch gar
nicht auskennt. Schon die Namen
Juli und August lassen schmun-
zeln. Und, obwohl das Thema des
Buches „Cool in 10 Tagen“ von Kat-
ja Reider hochaktuell und eher
ernst ist, zieht sich durch die Lek-
türe viel Witz. 

Julis Mutter ist Unternehmens-
beraterin. Was das genau ist, wird
kindgerecht erläutert. Da die Mut-
ter andere Menschen tagtäglich
unterstützt, hat sie im Alltag immer
einen Plan, und zwar für alles.
Selbst ihre Tochter ist davon nicht
ausgenommen. Als gute Idee er-
weist sich, dass Juli sich um den
Neuen kümmern soll. Zwischen
beiden entsteht eine besondere
Freundschaft, denn sie haben
gleich am Anfang ein tolles ge-
meinsames Projekt. 

Juli entdeckt in den Unterlagen
ihrer Mutter eine An-
leitung zum „Cool-
Sein in 10 Tagen“.
Diese wollen Juli und
August, der sich lie-
ber „Gus“ nennt, je-
den Tag abarbeiten,
um dann in der Klas-
se und  in der Freizeit
richtig selbstsicher
aufzutreten. Mutig
stellen sie sich täg-
lich eine neue Aufga-
be. 

Die sehr erfolgrei-
che Autorin, die be-
reits 150 Kinder- und
Jugendbücher veröf-

fentlicht hat, nahm sich ein wichti-
ges Thema vor: Wie können Kinder
ihr Selbstbewusstsein und Selbst-
wertgefühl stärken? Wie kann man
im täglichen Leben mutiger wer-
den und muss man unbedingt im-
mer „cool“ sein?

In einer mitreißenden Geschich-
te zeigt sie Kindern einen leicht zu
befolgenden Weg. Etwas Neues zu
wagen, ist nicht so leicht. Auch für
Erwachsene nicht. Durch kleine
Übungen stellen sich Juli und Gus
täglich neuen Herausforderungen.
Doch kurz vor Schluss gibt es noch
eine dramatische Wende. Für Juli
scheint alles zusammenzubrechen,
doch die Autorin sorgt am Ende für
ein wunderbares Happy End. Sehr
geschickt integriert Reider die Le-
bensweisheiten einer älteren Ge-
neration in die Geschichte hinein.
Juli lernt eine ältere Dame kennen,
die ihr die Welt aus ihrer Sicht er-
klärt.

Eine klare Leseempfehlung für
alle Kinder ab zehn Jahren, die sich
im Alltag und in der Schule täglich
neu behaupten müssen. S.F.

Flucht und Vertreibung nach
dem Zweiten Weltkrieg wa-
ren eine „weitgehend weibli-

che Erfahrung“. Mit dieser Fest-
stellung leitet die Historikerin Ka-
tharina Aubele ihre umfangreiche,
vom Münchner Collegium Caroli-
num herausgebrachte Untersu-
chung über Schicksal, Stellung
und Tätigkeit vertriebener Frauen
in der frühen Bundesrepublik ein,
– eine überfällige Würdigung und
Ehrenrettung unzähliger Frauen,
die im Elend der Nachkriegszeit
unter schwierigsten Bedingungen
das eigene Leben und das ihrer
Kinder retteten und sich in Fürsor-
ge und Nachbarschaftshilfe auf-
zehrten, und das alles für den
sprichwörtlichen Gotteslohn, der
im irdischen Leben damals kaum
zum Überleben reichte.

Bekanntlich fehlten bei vielen
Trecks der Flüchtlinge und Ver-
triebenen 1945 die Männer. Sie
waren gefallen oder in Gefangen-
schaft, alle zum Überleben nötigen
Maßnahmen oblagen den Frauen.
Sie organisierten Unterkünfte, Ver-
pflegung, Hilfen für Kranke, Hun-
gernde und Waisen in allen nur
denkbaren Lebenslagen. Die Auto-
rin hat in teilweise geradezu de-
tektivischer Arbeit viele der dama-
ligen Verästelungen aufgespürt. Sie
unterteilt ihr Buch in drei große
Abschnitte: Vertriebe Frauen
innerhalb der Kirchen, innerhalb
der Vertriebenenverbände und in
der Politik.

Am stärksten kam deren huma-
nitäres Verständnis in den Kirchen
zum Ausdruck. Hier gab es viele
Anlaufstellen, in denen vertriebe-
ne Frauen Hilfe für alle und jeden
in jeder nur denkbaren Form lei-
steten. Vielfach geschah dies aus

dem christlichen Verständnis von
Nächstenliebe, ob in der katholi-
schen Caritas oder der evangeli-
schen Diakonie. 

In den Vertriebenenverbänden
engagierten sich Frauen oft in kul-
tureller und sozialer Arbeit, nicht
zuletzt um den Heimatgedanken
wachzuhalten, wobei sie mit Ver-
bitterung feststellen mussten, dass
sie ab den 1970er Jahren mehr
und mehr an Zuspruch verloren.
Die Autorin informiert über die
männerdominierten Verbände
ebenso wie über manchmal wohl
unvermeidliche Querelen, die sich

freilich nie so extrem wie unter
Männern steigerten.

Das Kapitel über vertriebene
Frauen in der Politik muss der Au-
torin offenbar die meiste Freude
gemacht haben, vielleicht weil
man hier auch bei zahlreichen
Frauen, die es teilweise bis an die
Spitze von Bundes- und Landes-
ministerien geschafft hatten, den
leichtesten Zugang hatte. Es spie-
gelt etwa 20 Frauenschicksale aus
allen Bundestagsparteien in leb-
haft geschilderten Biografien. Sie
nötigen große Hochachtung ab, so
wenn manche Frauen nur um Haa-
resbreite den Mordkommandos
der SS entkamen, nach 1945 teil-
weise als Stallmagd gearbeitet ha-
ben oder mit buchstäblich nichts
als den Kleidern auf dem Leib die
Flucht überlebten. Es ist übrigens
diese Frauengruppe, die sich am
deutlichsten von ihrem reinen Ver-

triebenenschicksal löste und – et-
wa als Frauen- oder Sozialpolitike-
rinnen – „für alle“ da waren. Die
1909 nahe Posen geborene Margot
Kalinke (CDU) saß von 1949 fast
durchweg bis 1972 im Bundestag
und galt seinerzeit als die profi-
lierteste Sozialpolitikerin in Bonn. 

Es ist ein an Fakten zum Thema
Vertriebene reiches Buch. Wie im-
mer könnte man sich da und dort
noch eine Vertiefung des Themas
vorstellen; etwas eng, so ist
manchmal der Eindruck, bleibt die
Verfasserin allein bei den Vertrie-
benen, dabei waren diese doch,
was angedeutet wird, spätestens ab
Ende der 1950er Jahre in die west-
deutsche Gesellschaft weitgehend
integriert und respektiert, und sie
waren auch, etwa im Deutschen
Frauenring, dort vollwertige Mit-
glieder als Angehörige von Vertrie-
benenverbänden. 

Da diese Zeitung ihre geistige
Heimat in Ostpreußen hat, sei eine
im Buch besonders herausgestellte
Institution auch hier erwähnt. Im
niedersächsischen Beienrode nahe
Helmstedt gibt es seit 1949 das
„Haus der hel-
fenden Hän-
de“. Es wurde
damals von
dem Theolo-
gen Hans-Joa-
chim Iwand
und seiner
Frau Ilse mit
Hilfe zahlrei-
cher ostpreu-
ßischer Pfarr-
witwen, deren
( g e f a l l e n e )
Männer meist
der Bekennen-
den Kirche an-

gehört hatten, gegründet. Iwand
war Vorsitzender des Hilfskomi-
tees der evangelischen Deutschen
aus Ostpreußen, und die Idee war,
die unsägliche Not vertriebener
Menschen zu lindern. In einem al-
ten Rittergut richtete man Not-
unterkünfte, Waisenbetreuung und
Ausbildungsplätze für junge Mäd-
chen ein. Die Menschen lebten, so
die Autorin, in „ordensähnlichen
Hausgemeinschaften“. 1955 wurde
hier auch das Archiv der evangeli-
schen Kirche Ostpreußens unter-
gebracht. Heute ist Beienrode, ge-
tragen von der Diakonie, ein mo-
dernes Pflege- und Seniorenheim
für etwa 100 Menschen. Bundes-
weites Aufsehen erregte das Stift
1997, als dem damaligen Leiter in
einem Indizienprozess nachgewie-
sen wurde, seine Ehefrau Veronika
Geyer-Iwand, ermordet zu haben.  

Das Buch ist ein Einstieg in ein
noch immer wenig erforschtes
Thema. Der leider recht hohe
Preis mag einer größeren Verbrei-
tung im Wege stehen, aber Verbän-
de und Bibliotheken sollten es auf
alle Fälle bereithalten. Dirk Klose

Seit Beginn der Asylkrise
von 2015 sind in vielen
Stadtteilen Hamburgs Asyl-

unterkünfte zu sehen, in denen
Tausende Syrer, Afghanen, Iraker
oder Afrikaner auf engem Raum
zusammenleben.

Das warf bei den Mitarbeitern
der Geschichtswerkstatt Harburg
e.V. die Frage auf, wie es in dem
Hamburger Stadtteil nach dem
Zweiten Weltkrieg ausgesehen
hat, als Zigtausende Ausgebomb-
te sowie Flüchtlinge und Vertrie-
bene dringend Wohnraum benö-
tigten. Vor allem den Forschun-
gen von Gunther Hein ist es zu
verdanken, dass das Büchlein
„Nissenhütten in Harburg nach
dem Ende des 2. Weltkrieges“ er-
scheinen konnte. Anlass für die
Beschäftigung mit Nissenhütten
war die Feststellung, dass das
Wissen darüber weitgehend in
Vergessenheit geraten war. Hein
forschte in Archiven, beschaffte
Unterlagen und stellte den Kon-
takt zu Zeitzeugen her. So gelang
es, das Wissen um die Nissenhüt-
tenlager in Harburg für die Nach-
welt festzuhalten und in einer in-
formativen Broschüre allen Inter-
essierten zugänglich zu machen. 

Nissenhütten wurden nach
dem Zweiten Weltkrieg von den
britischen Besatzungstruppen er-
richtet, um die Ausgebombten
der Hansestadt sowie Flüchtlinge
und Vertriebene mit Wohnraum
zu versorgen. Die Luftangriffe auf
Hamburg im Juli 1943 und die
auf Harburg 1944/45 hatten zu
verheerenden Zerstörungen ge-
führt. 69 Prozent der Hamburger
hatten dabei zumindest einen
Teil ihrer Habe verloren. Die
durch das Vordringen der Roten
Armee nach Westen drängenden
Flüchtlinge und Vertriebene ver-
schärften die Wohnungsnot in
Hamburg. Die Stadt sah sich ge-
zwungen, Zuzugsbeschränkun-
gen zu verhängen. Nur Men-
schen, die einen Mangelberuf

ausübten, erhielten eine Zuzugs-
genehmigung.

In dieser Notlage dienten die
sogenannten Nissenhütten zur
Linderung der Not. Benannt sind
sie nach dem kanadischen Offi-
zier und Ingenieur Peter Norman
Nissen, der sie im Ersten Welt-
krieg entwickelte. Dabei handelte
es sich um leicht aufzubauende
Wellblechhütten aus Fertigbautei-
len mit einem halbrunden Dach,
in den Außenmaßen elf Meter
lang und fünf Meter breit. Eigent-
lich als Lagerraum für verschiede-
ne Zwecke konzipiert, wurden sie
im Zweiten Weltkrieg und in der
Nachkriegszeit als Unterkunft für

die obdachlos gewordenen Men-
schen genutzt.

In Harburg gab es 41 Wohnlager
mit solchen Blechhütten, in de-
nen 42 000 Menschen lebten. Ei-
ne originale Nissenhütte ist noch
erhalten und im Freilichtmusuem
am Kiekeberg (Rosengarten/
Ehestorf, Landkreis Harburg) zu
besichtigen. 

Anfangs gab es in den einfachen
Behausungen weder eine Strom-
noch eine Wasserversorgung, die
unisolierten Hütten waren im
Sommer extrem heiß und im Win-
ter eisig kalt. Als Toiletten und
Waschräume dienten Extrahütten,
die sich die Familien nach einem
strengen Zeitplan teilen mussten. 

Die als Wohnraum genutzten
Nissenhütten konnten der Größe
der Familien entsprechend aufge-
teilt werden, eine größere Familie
konnte beispielsweise zwei Drittel
einer Hütte mieten, meist wurden
sie aber halbiert. Die Britische
Militärverwaltung hatte beschlos-

sen, die Behausungen winterfest
zu machen. So wurden die Seiten-
wände 1,50 Meter hoch gemauert
und die entstandenen Zwischen-
wände mit Glaswolle ausgestopft.
Die Bewohner mussten bei der
Materialbeschaffung mithelfen.
Sie klopften Steine aus den Trüm-
mern, wobei manchen ihr Erfin-
dungsreichtum half, wenn sie et-
wa einen Kinderwagen zum
Transportmittel für die Steine um-
bauten.

Die Geschichtswerkstatt Har-
burg e.V. informiert neben Abbil-
dungen von Archivdokumenten
mit Ergebnissen der Befragungen
von Zeitzeugen und zahlreichen
brillanten Schwarzweiß-Fotos,
welche veranschaulichen, wie sol-
che Nissenhüttenlager aussahen,
wie sie  aufgebaut waren, und wie
sich der Alltag einer Familie dort
gestaltete.

Für die Wäsche beispielsweise
musste Wasser in Eimern ge-
schleppt werden und gewaschen
wurde in Zinkwannen von Hand.
Später entstanden durch geneh-
migte Anbauten Toilettenräume
mit Plumpsklo, Kaninchenställe
oder auch Lagerräume zwischen
den Hütten. Die Bewohner, froh
darüber, überhaupt eine Bleibe zu

haben, waren teilweise stigmati-
siert. Die Kinder wurden nicht
selten in der Schule mit ihren
ärmlichen Verhältnissen, in de-
nen sie lebten, konfrontiert und
fühlten sich ausgegrenzt. Für die
Broschüre zur Verfügung gestell-
te Familienfotos zeugen vom All-
tag in den Hütten. Trotz der Enge
und der Behelfsmäßigkeit gab es
doch auch fröhliche Momente.
Die Menschen rückten zusam-
men. Es wurden Feste wie Verlo-
bungen, Geburtstage und Weihn-
achten gefeiert. Verkleidete Dek-
ken mit Leuchtern, Tapeten und
Bilder an den Wänden sowie De-
korationen vermittelten ein
Stück Behaglichkeit und Norma-
lität.

Im Schnitt mussten die Fami-
lien um die vier Jahre in ihren
Nissenhütten ausharren, bevor sie
in richtige Wohnungen umziehen
konnten. Den Rekord hielt ein
Nissenhüttenbewohner der Ho-
hen Straße, der zwölfeinhalb Jah-
re dort verbrachte.

In den 60er Jahren wurden die
Behelfsheime nach und nach ab-
gerissen und durch moderne
Mietshäuser ersetzt. Die Familien
konnten endlich umziehen. 

Manuela Rosenthal-Kappi

Gisela Friedrichsen ist eine der
bekanntesten Gerichtsreporte-

rinnen Deutschlands: Sie schrieb
unter anderem schon für die
„Frankfurter Allgemeine Zeitung“,
den „Spiegel“ und die „Welt.“ In ih-
rem Buch „Der Prozess“ berichtet
sie nun über das Verfahren gegen
Beate Zschäpe, Ralf Wohlleben,
Carsten Schultze, André Eminger
und Holger Gerlach wegen Mit-
gliedschaft im „Nationalsozialisti-
schen Untergrund“ (NSU) bezie-
hungsweise Unterstützung dessel-
ben. Während des Mammutprozes-
ses, der vom 6. Mai 2013 bis zum
11. Juli 2018 dauerte, wurden 541
Zeugen und 46 Sachverständige ge-
hört, um die Verantwortlichkeit für
neun Morde an Immigranten, einen
Polizistenmord, zwei Sprengstoff-
anschläge, 15 Raubüberfälle und 
43 Mordversuche festzustellen. Am
Ende verurteilte der 6. Strafsenat
des Oberlandesgerichts München
Zschäpe wegen Mittäterschaft zu
lebenslanger Haft, während die
übrigen Angeklagten Freiheitsstra-
fen zwischen zweieinhalb und
zehn Jahren erhielten.

Friedrichsen weilte an fast allen
der 438 Verhandlungstage im Ge-
richtssaal. Dabei gelangte sie im
Gegensatz zu vielen Kritikern der
Prozessführung des Vorsitzenden
Richters Manfred Götzl zu der An-
sicht, dass das Gericht seine Aufga-
be in mustergültiger
Form erfüllt habe.
Durch die akribische
Beweisaufnahme wisse
man nun, wer die Täter
gewesen seien: nämlich
das NSU-Kerntrio, be-
stehend aus Zschäpe
und ihren beiden toten
Gesinnungsgenossen
Mundlos und Böhn-
hardt. Das mache alle
Spekulationen über
weitere Tatbeteiligte auf
Seiten der Rechtsextre-
misten, aber auch des
Verfassungsschutzes

obsolet – genauso wie Mutmaßun-
gen über alternative Täter aus ei-
nem völlig anderen Milieu. 

Diese naive Haltung zieht sich als
roter Faden durch das Buch und ist
dessen größtes Manko. Von einem
Gerichtsreporter erwartet man
deutlich mehr kritische Distanz
gegenüber dem, was die Justiz als
„Wahrheit“ präsentiert – gerade in
dem verwickelten Fall NSU, der
durch unzählige Merkwürdigkeiten
gekennzeichnet ist. Man denke da
nur an das mysteriöse Zeugenster-
ben während des Prozesses.

Als positiv zu werten sind hinge-
gen Friedrichsens deutliche Worte
über die vielen Anwälte der 95 tür-
kischen Nebenkläger, „denen die
Vertretung eines Opfers ein regel-
mäßiges Einkommen aus dem
Staatssäckel ohne großen Aufwand
bescherte“. Natürlich nur, sofern es
tatsächlich Opfer gab, was durchaus
nicht immer der Fall war. So „ver-
trat“ der Anwalt Ralph Willms aus
Eschweiler, der dort auch für die
CDU im Stadtrat saß, eine türkische
„Mandantin“ namens „Meral Kes-
kin“, welche überhaupt nicht exi-
stierte, und kassierte dafür an 
232 Sitzungstagen 211000 Euro Ho-
norar und Reisespesen. Die Passa-
gen, in denen solchen Advokaten-
Typen die Maske vom Gesicht geris-
sen wird, gehören zu den stärksten
des Buches. W. Kaufmann
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Detektivische Arbeit zum Schicksal vertriebener Frauen Wege, etwas Neues zu wagen

Wahrheiten zum NSU-Prozess Neuanfang in Blechhütten – Flüchtlinge nach 1945

Katharina Aubele:
„Vertriebene Frau-
en in der Bundesre-
publik Deutschland.
Engagement in Kir-
chen, Verbänden
und Parteien 1945–
1970“, Vanden-
hoeck & Ruprecht,
Göttingen 2019, ge-
bunden, 472 Seiten,
70 Euro

Katja Reider:
„Cool in 10 Ta-
gen“, Rowohlt
Verlag, Ham-
burg 2019, bro-
schiert, 176 Sei-
ten, 10 Euro

Geschichtswerkstatt Harburg
e.V. (Hg.): „Nissenhüttenlager
in Harburg nach dem Ende
des 2. Weltkrieges“, Ge-
schichtswerkstatt Harburg
e.V., Hamburg-Harburg 2019,
broschiert, 50 Seiten, 8 Euro
zuzügl. Versand. Bezug über
E-Mail: nissen-lager-har-
burg@ifpch.com oder Telefon
(0152) 51585858.

Gisela Fried-
richsen: „Der
Prozess. Der
Staat gegen
Beate Zschä-
pe u.a.“, Pen-
guin Verlag,
M ü n c h e n
2019, gebun-
den, 301 Sei-
ten, 22 Euro

»Nissenhütten«

waren als Lager

konzipiert

Politikerinnen
waren »für alle« da
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Schlachten, die unsere Welt veränderten
Ursachen, Folgen, Hintergründe
Die größten Schlachten der Geschichte: Kriegerische Konfl ikte sind Teil 
unserer Menschheitsgeschichte. Dieses eindrucksvolle Nachschlagewerk 
zeigt auf, wie historische Schlachten und Kriege ganze Länder, Reiche 
und Zivilisationen und letztlich unser aller Leben verändert haben. Die 
wichtigsten Heerführer, vernichtende Niederlagen und die ruhmreichsten 
Siege: Eine eindrucksvolle und bildgewaltige Reise zu den schicksalshaf-
ten Schlüsselmomenten der Weltgeschichte in einem Buch! 
Besondere Highlights im Überblick: 

veranschaulicht.

werden politisch neutral und in ihrer Komplexität ausführlich betrachtet 
und erläutert.

leon Bonaparte, Dschingis Khan, Simon Bolivar oder George Washington 
werden in interessanten Kurzbiografi en vorgestellt. 

256 Seiten im Großbildbandformat.
Nr.  P A1406           Gebunden mit Schutzumschlag              34,95 €

Lothar Graf zu Dohna
Erlebte Geschichte
Erinnerungen an die Jahre vor und nach Kriegsende
Eine Schilderung sehr persönlicher Erinnerungen an die Zeit während des 

sehr persönlich von erlebter Geschichte im Schatten des Widerstands: 
Sein Vater wurde hingerichtet, seine Mutter im KZ Ravensbrück inhaftiert. 
Trotz Drohung mit dem Tode weigerte er sich im Verhör, den Vater zu 
verleugnen. Ebenso persönlich beschreibt er die gefahrvolle „Reise“ aus 

Nr.  P A1396                         Gebunden                                  16,00 €

Silke Osman (Hrsg.)
Der Redliche Ostpreuße 2020
Ein Kalenderbuch für 2020

läen großer ostpreußischer Künstler, Dichter, Komponisten, Regisseure, 

Wiechert, Ruth Geede, Hermann Sudermann, Eva Maria Sirowatka, 

Nr.  P 533202                          Gebunden                               9,95 €

NEU 
für 2020

Wolfgang Korall/Gunnar Strunz
Die Burgen des Deutschen Ritterordens

sche Hospitalgenossenschaft. Die Wehr- und Repräsentationsburgen, die 
der Orden der Nachwelt hinterließ, sind die markantesten Zeugen jener 
Zeit. Dieser Bildband berichtet fundiert über die noch heute eindrucks-
vollen Bauten, aber auch über die mächtigen Ruinen. Zu den absoluten 
Höhepunkten einer Burgenreise gehören dabei neben der Marienburg u. 

pitel des Buches berichten u. a. über verschwundene Burgen, berühmte 

Nr.  P 533158           Gebunden mit Schutzumschlag            24,95 €

Porzellanminiatur Immanuel Kant                  

Nr.  P A1235                            Gebunden                             49,00 €

Porzellanminiatur Königin Luise von Preußen                  

Nr.  P A1236                            Gebunden                             49,00 €

Porzellanminiatur Friedrich II.                  

Nr.  P A1237                    Porzellanminiatur                         49,00 €

Klaus Hornung
Scharnhorst 
Soldat – Reformer – Staatsmann

Nr. P A1191                 4,99 €

Vorabend des Siebenjährigen Krieges 
im hannoverschen Bordenau, machte 
Scharnhorst, aus einfachen Verhältnis-
sen stammend, eine einmalige Karriere 
zunächst in der hannoverschen, dann 

Scharnhorst zählte zu den entscheiden-
den Köpfen, die nach dem Zusammen-

sich daran machten, den am Boden 
liegenden Staat geistig und politisch 
wieder aufzurichten. Scharnhorst war 
es, der als einer der Ersten die elemen-

erkannte, wesentliche Elemente daraus 

die Voraussetzungen für den Befrei-
ungskampf schuf.

Sonderpreis
Jetzt    4,99 €

Horst Naujoks
Vom Efeu der Erinnerung umrankt
Erinnerungen an die Elchniederungen       

Nr.  P A1181                          Kartoniert                                  7,95 €

Haff und Schilf
Das Buch von den Menschen und der Landschaft der Memelmündung       

Nr.  P A1180                          Kartoniert                                  7,95 €

Über den Umgang mit Menschen
Der „Knigge“ ist auch heute noch ein hochinteressanter Meilenstein über 

Knigge mit der Durchsetzung von Moral und gibt überzeugende und 

bemerken, geltend und geachtet zu machen, ohne beneidet zu werden.“ 

Nr.  P A1366                           Gebunden                              8,00 €

Sonderpreis
€ 8,00

Handbuch der Historischen Stätten
Ost- und Westpreussen
Der vorliegende Band erschließt den historischen Raum des ehemaligen 

geschieden wurde. Er behandelt in Einzeldarstellungen alle Städte, 

allgemein die Schauplätze geschichtliche Ereignisse. Besonders berück-
sichtigt wird die Siedlungsgeschichte, die wirtschaftliche Entwicklung der 
großen Handelsstädte sowie die Geistesgeschichte, die in besonderem 
Maße die Einheit der geschichtlichen Entwicklung hervortreten lässt.
Das Werk führt zu den Stätten und Denkmälern der Vergangenheit 
und vertieft so das Verständnis der Gegenwart. Dem Historiker, dem 
Landes- und Heimatforscher sowie den historisch interessierten Laien und 
Reisenden wird es sich als praktischer und anregender Begleiter erweisen. 

Nr.  P A1412                           Gebunden                               19,90 €

Karl Eduard Vehse
Preußens Könige privat
Berliner Hofgeschichten
368 Seiten/Gebunden
Nr. P A1061                  5,95 €

zu verschweigen und zu bemänteln‘, 

schichte der preußischen Könige von 

richtet er von den gesellschaftlichen 
Zuständen am preußischen Hof, schil-
dert die Vielfalt des kulturellen Lebens 
und wagt einen schonungslosen Blick 
hinter die Kulissen der Macht. Hat 
das intime Leben der preußischen 

Was waren ihre Leidenschaften und 

Kaviar‘, schrieb Heinrich Heine 1852 Kühlschrankmagnet und Flaschenöffner mit einer 
Abbildung des beliebten Königs Friedrich II. von Preußen

Nr.  P A1377     Kühlschrankmagnet mit Flaschenöffner        4,95 €

Simon Sebag Montefi ore
Die Romanows
Glanz und Untergang der 
Zaren-Dynastie 1613–1918

Nr.  P A1306               22,00 €

Der Bestsellerautor und Russland-
experte, schildert in seiner ebenso 
spannenden wie unterhaltsamen 
Biografi e „Die Romanows: Glanz 

ten sie das russische Reich, mehr als 

Geschlecht hervor, allesamt getrieben 
von unbändigem Machthunger und 

einige dem Wahnsinn näher als dem 
Genie. Simon Sebag Montefi ore erzählt 

in der Rivalität, Giftmorde und sexuelle 
Exzesse regelrecht auf der Tagesord-
nung standen. 

und
Günther Stökl
Russische 
Geschichte

Nr. P A1368  Kart.  9,95 €

Diese verlässliche und äußerst anschau-
lich geschriebene Darstellung rekapituliert 
die ereignisreiche russische Geschichte, 
die seit dem Zerfall der Sowjetunion 
und den Entwicklungen im Russland der 

Text gründlich überarbeitet, auf den neu-

ben. Zahlreiche Zeittafeln wurden in den 
Text integriert, die den Leser jeweils schon 
einleitend über die Ereignisse und ihre 

Verortung der Geschichte zu erleichtern. 

feln, einer umfassenden Zeittafel, einem 
Literaturverzeichnis, Register und Glossar 
komplettieren dieses Standardwerk.

Sonderpreis
€ 5,95

RAUTENBERG
 B U C H H A N D L U N G

Bitte Bestellcoupon ausfüllen und 
absenden, faxen oder Bestellung 
einfach telefonisch durchgeben:  

RAUTENBERG Buchhandlung
in der Verlagshaus Würzburg 

Beethovenstraße 5 B 

Te  

Email info@rautenberg-buch.de

€ 

€

Telefon 09 31/46 58 89 12 Telefax 09 31/46 58 89 29  www.rautenberg-buch.de

 Anzahl Bestell-Nr. Titel Preis €

Vorname  Name

Straße/Nr.                                Telefon

Datum

ANZEIGE RAUTENBERG BUCHHANDLUNG
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MELDUNG MEINUNGEN

Guter Trick
Wie man uns bei der EEG-Umlage eine Nase dreht, was beim Klimapaket vergessen wurde,

und was Merkel mit Huawei will / Der satirische Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Na, wenigstens etwas: Um
die Deutschen nicht allzu
sehr zu verärgern, wird

die verhasste EEG-Umlage, auch
Ökostrom-Abgabe genannt,
pünktlich zum Jahr der Bundes-
tagswahl 2021 um 0,25 Cent pro
Kilowattstunde gesenkt. Das Geld
wird uns natürlich nicht ge-
schenkt. Es soll nur einen Teil der
bereits fest vorgesehenen CO2-
Steuer ausgleichen, die zu uner-
wünschten Entscheidungen an
den Wahlurnen verleiten könnte. 

Mit der Absenkung der EEG-
Umlage signalisiert uns die Poli-
tik, dass sie auch die Sorgen der
unteren Einkommensschichten
ernst nimmt. Dass sie also nicht
nur auf die Belange der Klimabe-
sorgten in den Villenvierteln und
schicken Gründerzeit-Quartieren
achtet, in denen sich Politiker und
tonangebende Journalisten ge-
meinhin bewegen. Das wärmt das
Herz und stimmt den skeptischen
Wahlbürger milde.

Somit fällt die Umlage am 1. Ja-
nuar 2021 von derzeit gut
6,4 Cent auf dann nur noch etwas
mehr als 6,5 Cent. Das ist doch
ein Grund zum Aufatmen für die
strapazierten Verbraucher, die ...
Moment mal! 

Seit wann bezeichnet man die
Veränderung eines Preises von
6,4 auf 6,5 Cent als „Senkung“?
Hat sich da einer vertippt? Oh
nein, der Trick geht ganz einfach:
Zum 1. Januar 2020 werden sie
den Preis erst einmal um mehr als
fünf Prozent auf satte 6,75 Cent
hochschrauben, um uns genau ein
Jahr später den Preis von 6,5 Cent
dann als sagenhafte Entlastung
der Haushalte zu präsentieren.
Schlau, was?

Ob das einer merkt? Kaum an-
zunehmen, sonst würden die Ver-
antwortlichen ja die Finger lassen
von solchen Schlichen. Ein Jahr
ist lang und bietet viel Zeit, um
die Klimahysterie auf nie gekann-
te Höhen zu schaukeln. Wer nör-
gelt noch an irgendwelchen „Um-
lagen“ herum, wenn der Planet
auf dem Spiel steht? Genau.

Dass der Rest der Welt kaum
mitspielt und die Deutschen mit
ihrem CO2-Getue global gesehen
nichts Messbares ausrichten,
spielt hier keine Rolle. Schließlich
ist Deutschland ein reiches Land
und hat daher die Pflicht, eine
Vorreiterrolle bei der Rettung des

Weltklimas zu spielen. Die ande-
ren werden schon einsehen, dass
wir Recht haben, und es uns spä-
ter nachmachen. Das haben sie
bei der grenzenlosen Aufnahme
von Asylsuchern ja auch getan,
oder? Nein, haben sie nicht. Und
das werden sie auch nicht. Aber
egal, unser Innenminister Seeho-
fer tut dann eben trotzdem so, als
täten sie es, und sendet entspre-
chend einladende Signale an die
potenziellen Herkunftsländer der
nächsten Asylsucherwelle, die
dem Vernehmen nach bereits an-
rollt.

Aber bleiben wir erst mal bei
dem Klima-Ding. Da droht uns ei-
ne entscheidende Grundlage
wegzurutschen,
auf der das gan-
ze Gebilde na-
mens Klimawen-
de errichtet
wird, nämlich
die Sache mit
dem „reichen
Land“.

Einem auf-
merksamen Au-
tor ist aufgefallen, dass im gesam-
ten Klimapaket der Bundesregie-
rung das Thema „Wettbewerbsfä-
higkeit“ nirgends auftaucht. Als
Land mit den schon jetzt welt-
höchsten Strompreisen (neben
Dänemark) und einem derartigen
Exportanteil stellt es schon eine
reife Leistung dar, diesen Aspekt
komplett zu ignorieren.

Der Autor schlägt daher im „Ci-
cero“ vor, unseren Handelspart-
nern in aller Welt schleunigst ein
„Grenzausgleichssystem“ abzu-
verhandeln, mit dem die klima-
politikbedingt höheren deut-
schen Preise wieder ausgeglichen
würden. Mit anderen Worten:
Berlin soll die Regierungen unse-
rer Konkurrenznationen dazu be-
wegen, dass sie ihre Exporte
künstlich verteuern und Importe
aus Deutschland künstlich verbil-
ligen, damit die braven Deut-
schen nicht unter die Räder ihrer
eigenen politischen Irrfahrten
geraten.

Das wird rasenden Anklang fin-
den. Darauf hat die ausländische
Konkurrenz bestimmt nur gewar-
tet, ebenso wie unsere europäi-
schen Partner auf die „gerechte
Verteilung der Flüchtlinge“, die
bekanntermaßen bis heute auf
sich warten lässt.

Für uns wird die Sache derweil
langsam eng. Jahrelange politi-
sche Bemühungen um die „Ent-
wicklung des Wirtschaftsstand-
orts Deutschland“ zeigen endlich
Wirkung: Es geht auf breiter Front
abwärts, woran unsere weise
Energiepolitik einen nicht uner-
heblichen Anteil beanspruchen
darf. Laut Jörg Krämer, dem Chef-
volkswirt der Commerzbank, geht
die Produktion in den drei deut-
schen Kernindustrien Auto, Che-
mie und Pharma seit Frühjahr
2018 schon zurück, während sie
im restlichen Euro-Raum stabil
bleibe. Ein Grund sei, dass deut-
sche Unternehmen in der EU die
„mit Abstand höchsten Strom-

preise“ zahlten. 
Zudem sei die

Steuerbelastung
der Unterneh-
men in der
Bundesrepublik
doppelt so hoch
wie im EU-
D u rch s ch n i t t
und 5,5 Prozent
höher als 2009.

Auch schwäche die herabgewirt-
schaftete Infrastruktur und das
ebenso heruntergekommene
Schulwesen die Wirtschaft des
Landes. Vor zehn Jahren hätte
Deutschland nach Frankreich das
zweitbeste Straßennetz des Euro-
Raums besessen. Zehn Merkeljah-
re später sind wir auf Platz fünf
gerutscht, Tendenz: weiter fal-
lend.

Von den Schulen kämen immer
mehr Absolventen, die nicht hin-
reichend schreiben und rechnen
könnten, weshalb 83 Prozent der
Unternehmen nicht alle Ausbil-
dungsplätze besetzen könnten.

Gut, immerhin hier hat die Poli-
tik mit aller Kraft reagiert: Da viel
zu viele deutsche Zöglinge nur
schlecht rechnen und schreiben
können, hat sie per Grenzöffnung
Millionen Leute ins Land gelockt,
die im Schnitt noch schlechter
rechnen und in zahllosen Fällen
überhaupt nicht schreiben kön-
nen. Nicht mal arabisch. Das wird
sich ganz sicher auszahlen.

Wenigstens haben die Deut-
schen ja ihre Ersparnisse, aus de-
nen sie auch in dürren Zeiten
weiterhin EEG-Umlage, CO2-
Steuern und zusätzliche Soziallei-
stungen für künftige Asylsucher-
wellen bezahlen können. 

Oder etwa nicht? Na ja, an der
Stelle war die Politik leider schon
gründlich grasen. Um das Kon-
strukt des Euro am Leben zu hal-
ten, hat man die Zinsen unter null
gesenkt. Das frisst die Ersparnisse
der Deutschen auf. Außerdem
treibt es die Immobilienpreise,
weil diejenigen, die es sich leisten
können, ihr Geld lieber in Beton
stecken, als ihm beim Abschmel-
zen an der Euro-Sonne zuzuse-
hen. Dies wiederum jagt irgend-
wann, „Deckel“ hin oder her, die
Mieten in die Höhe, was die Brief-
taschen von Millionen weiter aus-
quetscht.

Man kann also hingucken, wo
man möchte: Überall, wo die Poli-
tik noch etwas abgreifen will,
dürfte sie demnächst auf die Rui-
nen treffen, die sie selbst dort an-
gerichtet hat. Tragisch, nicht
wahr? Es erinnert an das Schick -
sal der Sozialisten, die alles
niedergetrampelt haben, bis sie
schließlich zugrunde gingen wie
ein Heuschreckenschwarm am
Ende seiner Reise.

Das Hauptanliegen der Regie-
renden besteht nun aber sowieso
nicht darin, den Wohlstand des
Volks zu schützen, sondern an der
Macht zu bleiben. Ein bislang gut
geübtes Mittel dieses Machter-
halts besteht darin, einem Teil des
Volkes in die Taschen zu greifen,
um dessen Geld einem anderen,
stärker wahlentscheidenden Teil
zu „schenken“.

Wenn aber nicht mehr genug da
ist zum „Verschenken“? Dann hilft
nur noch die verschärfte Ein-
schüchterung und Überwachung
des unzufriedener werdenden
Volkes. Haben Sie es auch gele-
sen? Kanzlerin Merkel höchstper-
sönlich soll sich dafür stark ge-
macht haben, den rotchinesischen
Konzern Huawei am Ausbau des
deutschen 5G-Netzes zu beteili-
gen. Angeblich fürchten alle deut-
schen Geheimdienste Spionage
und Sabotage aus Peking.

Was Merkel wohl antreibt? Wir
wissen es nicht, nur dies: Überwa-
chung können die Chinesen. Das
Milliardenvolk wird auf Schritt
und Tritt elektronisch beschattet.
Wer weiß, vielleicht kann so viel
Erfahrung auch für die deutschen
Regierenden noch einmal nützlich
werden. Da wäre es doch hilfreich,
mit Huawei schon mal einen Ex-
perten an Bord zu holen. 

Ausgerechnet
jetzt droht den
Deutschen das

Geld knapp
zu werden

Der Bonner Kinderpsychiater
Michael Winterhoff rechnet im
„Focus“ (11. Oktober) mit dem
deutschen Bildungssystem ab.
Kellerhoff warnt, ohne ein
Gegensteuern werden die Kin-
der von heute nicht arbeitsfähig
sein:

„Sie haben keinen Sinn mehr
für Pünktlichkeit. Strukturen und
Arbeitsabläufe zu erkennen, fällt
ihnen schwer. Vielen fehlen
Grundkenntnisse in Deutsch und
Mathe. An oberster Stelle steht
heute das Handy – weit über dem
Kunden. Immer mehr Schüler
brechen ihre Ausbildungen ab,
über ein Drittel der Studenten
mit Studienabschluss überstehen
die Probezeit im Betrieb nicht; es
fehlen ihnen soziale Fähigkeiten
oder sie haben eine starke Selbst-
überschätzung (Konrad-Adenauer
Studie)“.

Dirk Feuerberg, stellvertreten-
der Generalstaatsanwalt in Ber-
lin, machte im Deutschlandfunk
(11. Oktober) darauf aufmerk-
sam, welch hohen Stellenwert
die Meinungsfreiheit hierzulande
genießt.

„Wenn wir uns insbesondere
Äußerungsdelikte anschauen im
Rechtsbereich, die sind zum Teil
auch für uns unerträglich. Gleich-
wohl haben wir eine Rechtsord-
nung, die die Meinungsfreiheit
sehr hochhängt, die dort sehr viel
Spielräume zulässt, und mit de-
nen müssen wir umgehen.“

Gegenüber dem Online-Portal
„Sputnik“ (8. Oktober) ging  der
Chef der deutschen Polizeige-
werkschaft (DPolG), Rainer
Wendt, auf die Problematik der
i s l amischen  Gefährder in
Deutschland ein.

„Wenn wir noch jeden Tag Men-
schen nach Europa lassen ohne
Einreisepapiere, dann müssen
wir uns nicht wundern, dass die
Terrorgefahr wächst.“

Torsten Kraft lässt seiner Ab-
scheu über die Reaktionen deut-
scher Politiker auf die Mordtat
von Halle auf „Facebook“
(10. Oktober) freien Lauf:

„Als jüdischer Bürger steht mir
die Galle bis zum Hals, wenn ich
sehe, wie schamlos deutsche Po-
litiker den Anschlag von Halle
zur Selbstinszenierung mit ge-
heuchelter Anteilnahme politisch
vereinnahmen und sich medial in
Szene setzen. Ein Bundespräsi-
dent Frank-Walter Steinmeier, der
allen Ernstes vor laufender Ka-
mera sagt, dass ein ,solcher An-
griff auf eine voll besetzte jüdi-
sche Synagoge in Deutschland
nicht mehr vorstellbar‘ gewesen
sei, hat jeden Bezug zur Realität
verloren. Das ist eben jener Stein-
meier, der als erstes deutsches
Staatsoberhaupt am Grab Arafats
(einem Terroristen) einen Kranz
niederlegt, dabei korrupten, Ju-
den-mordenden Antisemiten
freudig die Hände schüttelt und
Glückwünsche an die größte Be-
drohung jüdischen Lebens ent-
sendet.“

Autor Alexander Wallasch hat
bei Frank Plasbergs „Hart aber
fair“-Diskussion zum Doppel-
mord von Halle eine interessante
Entdeckung gemacht, wie er auf
„Tichys Einblick“ (15. Oktober)
berichtet:

„Erschreckend ist hier auf be-
stimmte Weise, wie fast alle Teil-
nehmer der Runde immer dann
besonders engagiert agieren,
wenn es um die Verdammung der
AfD geht, während die Empö-
rung über den rechtsradikal mo-
tivierten Amoklauf demgegen-
über phasenweise fast teilnahms-
los oder aufgesagt wirkt.“

Frankfurt am Main – Auf einem
Marienalter in der Vorhalle des
Kaiserdoms St. Bartholomäus, der
Wahl- und Krönungskirche der
römisch-deutschen Kaiser, wurde
am 9. Oktober ein etwa zwei Me-
ter hohes Gemälde mit einem
Porträt der schwedischen Schüle-
rin Greta Thunberg entdeckt, de-
ren Prophezeiungen bezüglich ei-
nes „menschengemachten“ Kli-
mawandels derzeit weltweit Ge-
hör finden. Laut der Katholischen
Nachrichten-Agentur (KNA) teilte
Dom-Rektor Stefan Scholz mit,
das Bild sei dem Maler, einem
Kunststudenten, der es wieder ab-
geholt habe, ausgehändigt wor-
den. Dompfarrei und Stadtdekan
hätten „ganz gelassen“ reagiert.
Scholz sagte, dem Künstler sei es
darum gegangen, „die Gläubigen“
auf „das Anliegen des Klima-
schutzes“ hinzuweisen. Die
„künstlerische Aktion“ sei weder
Blasphemie noch Vandalismus. 

E.L.

Greta Thunberg
auf dem Altar

PA N O R A M A

ZUR PERSON

Äthiopischer 
Barack Obama

Noch gibt es keinen Klima -
nobelpreis. Greta muss also

noch warten. Der Friedensnobel-
preis, den viele für die Klimaakti-
vistin gefordert hatten, wäre so
gewesen, als würde man einem
Blinden den Führerschein über-
reichen. Das norwegische Frie-
densnobelpreiskomitee, das sonst
für Überraschungen gut ist, hat
dafür vor einer Woche tatsächlich
einmal eine Person geehrt, die für
einen Friedensschluss gesorgt hat.

Der äthiopische Ministerpräsi-
dent Abiy Ahmed (43), der den
diesjährigen Friedensnobelpreis
erhält, sorgte vor einem Jahr für
einen Friedensvertrag mit dem
Nachbarland Eritrea, der den
jahrzehntelang militärisch ausge-
tragenen Grenzkonflikt mit dem
Nachbarland vorerst beendete.
Dafür wurde Ahmed im eigenen
Land angefeindet. So entging er
im Juni 2018 nur knapp einem
Handgranatenanschlag.

Zum Friedensvertrag gehören
eigentlich zwei Parteien. Als 1993
der Preis nach Afrika ging, wur-

den sowohl
Nelson Mande-
la als auch Wil-
lem de Klerk
für ihre Aus-
söhnungspolitik
in Südafrika ge-
ehrt. Dafür ging

jetzt Ahmeds eritreischer Partner
leer aus. 

Der Preis soll in erster Linie
Ahmeds Reformpolitik unterstüt-
zen. Als er nach dem Rücktritt
seines Vorgängers im April 2018
an die Macht kam, brach er mit al-
len möglichen Tabus. Weil er
selbst früher gegen Eritrea ge-
kämpft hatte, ging jeder davon
aus, dass er die Politik der Vor-
gängerregierung fortsetzt. Statt-
dessen amnestierte er politische
Gefangene, ließ korrupte Beamte
verhaften, ersetzte Geheimdienst-
leute und strich die Zahl der Mi-
nisterien von 28 auch acht, von
denen die Hälfte von Frauen ge-
leitet wird. Jetzt gibt es auch dort
eine Verteidigungsministerin.

Auf den Philosophiedoktor, der
als Christ dem Oromo-Volk ange-
hört, kommen dafür Konflikte mit
jenen muslimisch geprägten Eth-
nien im eigenen Land zu, die sei-
ne Reformen nicht mittragen. Die
Fluchtgründe, die viele Eritreer
zur Auswanderung nach Europa
bewegt hatten, hat dieser Obama
dafür gestoppt. Der Nobelpreis
dankt ihm auch dafür. H. Tews
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